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Änderungsantrag 1
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Überschrift 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

zu dem Jahresbericht über Menschenrechte 
und Demokratie in der Welt 2012 und die 
Politik der Europäischen Union in diesem 
Bereich

zu dem Jahresbericht über Menschenrechte
und Demokratie in der Welt 2012 und die 
Politik der Europäischen Union in diesem 
Bereich

(Diese Änderung gilt für den gesamten zu 
prüfenden Gesetzestext; dessen Annahme 
sieht technische Anpassungen im gesamten 
Text vor. Sprachliche Anpassung bezüglich 
der französischen Fassung.)

Or. fr

Änderungsantrag 2
Jean-Pierre Audy

Entschließungsantrag
Überschrift 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

zu dem Jahresbericht über Menschenrechte 
und Demokratie in der Welt 2012 und die 
Politik der Europäischen Union in diesem 
Bereich

zu dem Jahresbericht über Menschenrechte 
und Demokratie in der Welt 2012 und die 
Politik der Europäischen Union in diesem 
Bereich

Or. fr

Änderungsantrag 3
Marie-Christine Vergiat
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Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen vom 
8. September 2000 (A/RES/55/2) und die 
Resolutionen ihrer Generalversammlung,

Or. fr

Änderungsantrag 4
Sajjad Karim

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– in Kenntnis der Leitlinien der 
Europäischen Union für Dialoge im 
Bereich der Menschenrechte, die vom Rat 
am 13. Dezember 2001 angenommen und 
am 19. Januar 2009 überprüft wurden,

Or. en

Änderungsantrag 5
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Entschließung 
des Europäischen Parlaments vom 
8. Oktober 2003 zu Korruption im 
öffentlichen und privaten Sektor: Die 
Auswirkungen auf die Menschenrechte in 
Drittstaaten;
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Or. en

Änderungsantrag 6
Sajjad Karim

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 6 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 11. Mai 2011 zum Stand der 
Verhandlungen über das 
Freihandelsabkommen EU-Indien,

Or. en

Änderungsantrag 7
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Empfehlung an 
den Rat vom 13. Juni 2013 zu dem 
Entwurf von Leitlinien der EU zur 
Förderung und zum Schutz der Religions-
und Weltanschauungsfreiheit 
(2013/2082(INI)),

Or. pl

Änderungsantrag 8
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 11 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

– in Kenntnis der Leitlinien der 
Europäischen Union zur Förderung und 
zum Schutz der Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit,

Or. en

Änderungsantrag 9
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Empfehlung 
vom 13. Juni 2013 an den Rat zu dem 
Entwurf von Leitlinien der EU zur 
Förderung und zum Schutz der Religions-
und Weltanschauungsfreiheit,

Or. en

Änderungsantrag 10
Laima Liucija Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– in Kenntnis der Leitlinien der 
Europäischen Union zur Förderung und 
zum Schutz der Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit und unter 
Hinweis auf die am 13. Juni 2013 
angenommene Empfehlung des 
Europäischen Parlaments an den Rat zu 
den Leitlinien der EU zur Förderung und 
zum Schutz der Religions- und 
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Weltanschauungsfreiheit,

Or. en

Änderungsantrag 11
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 11 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– in Kenntnis der Leitlinien der EU zur 
Förderung und zum Schutz der Religions-
und Weltanschauungsfreiheit, die auf der 
Tagung des Rates „Auswärtige 
Angelegenheiten“ am 24. Juni 2013 in 
Luxemburg angenommen wurden,

Or. pl

Änderungsantrag 12
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– in Kenntnis des Strategiepapiers für 
2011-2013 des Europäischen Instruments 
für Demokratie und Menschenrechte 
(EIDHR) und des Vorschlags der 
Kommission für eine neue 
Finanzierungsverordnung für das 
EIDHR 2014-2020 (COM(2011)844),

Or. en
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Änderungsantrag 13
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seinen Bericht über 
Maßnahmen der EU zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigern, der am 
10. Juni 2010 angenommen wurde,

Or. es

Änderungsantrag 14
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 11. Dezember 2012 zu einer digitalen 
Freiheitsstrategie in der Außenpolitik der 
EU (2012/2094 (INI)),

Or. pl

Änderungsantrag 15
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 20

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf den Bericht
„Indikatoren für den umfassenden Ansatz 
für die Umsetzung der Resolutionen 1325 
und 1820 des Sicherheitsrates der 

– in Kenntnis des Berichts mit dem Titel
„Indikatoren für den umfassenden Ansatz 
für die Umsetzung der Resolutionen 1325, 
1820 und 2106 des Sicherheitsrates der 
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Vereinten Nationen betreffend Frauen, 
Frieden und Sicherheit durch die EU“, der 
am 13. Mai 2011 vom Rat der EU 
angenommen wurde,

Vereinten Nationen betreffend Frauen, 
Frieden und Sicherheit durch die EU“, der 
am 13. Mai 2011 vom Rat der EU 
angenommen wurde,

Or. en

Änderungsantrag 16
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 21 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf das Übereinkommen 
der UNESCO zum Schutz und zur 
Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen vom 20. Oktober 2005,

Or. fr

Änderungsantrag 17
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 21 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf das Übereinkommen 
der ILO über Wanderarbeiter (1949),

Or. fr

Änderungsantrag 18
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 23 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 25. November 2010 zu 
Menschenrechten, Sozial- und 
Umweltnormen in internationalen 
Handelsabkommen,

Or. fr

Änderungsantrag 19
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 23 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 25. November 2010 zur 
internationalen Handelspolitik im Zuge 
der Herausforderungen des 
Klimawandels,

Or. fr

Änderungsantrag 20
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 23 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 25. November 2010 zur sozialen 
Verantwortung von Unternehmen in 
internationalen Handelsabkommen,

Or. fr
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Änderungsantrag 21
Jean-Pierre Audy

Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass die 
verschiedenen Übergangsprozesse, 
einschließlich Volksaufstände, Konflikt-
und Postkonfliktsituationen sowie 
Übergangsprozesse in Ländern mit 
autoritären Regimen, die ausgesetzt 
wurden, die Maßnahmen der EU zur 
Förderung von Menschenrechten und 
Demokratie in der Welt zunehmend vor 
Herausforderungen stellen; in der 
Erwägung, dass der EU-Jahresbericht über 
Menschenrechte und Demokratie in der 
Welt 2012 den Bedarf der EU an der 
weiteren Entwicklung von flexiblen 
politischen Reaktionen veranschaulicht; in 
der Erwägung, dass die grundlegendste 
politische Entscheidung für die EU die 
Beständigkeit und politische 
Entschlossenheit betrifft, den 
grundlegenden Werten der Europäischen 
Union in schwierigen Zeiten unter dem 
Druck anderer politischer Zielsetzungen 
und Interessen treu zu bleiben;

A. in der Erwägung, dass die 
verschiedenen Übergangsprozesse, 
einschließlich Volksaufstände, Konflikt-
und Postkonfliktsituationen sowie 
Übergangsprozesse in Ländern mit 
autoritären Regimen, die ausgesetzt 
wurden, die Maßnahmen der EU zur 
Förderung von Menschenrechten und 
Demokratie in der Welt jeden Tag mehr
rechtfertigen; in der Erwägung, dass der 
EU-Jahresbericht über Menschenrechte 
und Demokratie in der Welt 2012 den 
Bedarf der EU an der weiteren 
Entwicklung von flexiblen politischen 
Reaktionen veranschaulicht; in der 
Erwägung, dass die grundlegendste 
politische Entscheidung für die EU die 
Beständigkeit und politische 
Entschlossenheit betrifft, den 
grundlegenden Werten der Europäischen 
Union in schwierigen Zeiten unter dem 
Druck anderer politischer Zielsetzungen 
und Interessen treu zu bleiben;

Or. fr

Änderungsantrag 22
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass die 
verschiedenen Übergangsprozesse, 
einschließlich Volksaufstände, Konflikt-
und Postkonfliktsituationen sowie 

A. in der Erwägung, dass die 
verschiedenen Übergangsprozesse, 
einschließlich der massiven Mobilisierung 
des Volkes, Konflikt- und 
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Übergangsprozesse in Ländern mit 
autoritären Regimen, die ausgesetzt 
wurden, die Maßnahmen der EU zur 
Förderung von Menschenrechten und 
Demokratie in der Welt zunehmend vor 
Herausforderungen stellen; in der 
Erwägung, dass der EU-Jahresbericht über 
Menschenrechte und Demokratie in der
Welt 2012 den Bedarf der EU an der 
weiteren Entwicklung von flexiblen 
politischen Reaktionen veranschaulicht; in 
der Erwägung, dass die grundlegendste 
politische Entscheidung für die EU die 
Beständigkeit und politische 
Entschlossenheit betrifft, den 
grundlegenden Werten der Europäischen 
Union in schwierigen Zeiten unter dem 
Druck anderer politischer Zielsetzungen 
und Interessen treu zu bleiben;

Postkonfliktsituationen sowie 
Übergangsprozesse in Ländern mit 
autoritären Regimen, die ausgesetzt 
wurden, die Maßnahmen der EU zur 
Förderung von Menschenrechten und 
Demokratie in der Welt zunehmend vor 
Herausforderungen stellen; in der 
Erwägung, dass der EU-Jahresbericht über 
Menschenrechte und Demokratie in der 
Welt 2012 den Bedarf der EU an der 
weiteren Entwicklung von flexiblen 
politischen Reaktionen veranschaulicht; in 
der Erwägung, dass die grundlegendste 
politische Entscheidung für die EU die 
Beständigkeit und politische 
Entschlossenheit betrifft, den 
grundlegenden Werten der Europäischen 
Union in schwierigen Zeiten unter dem 
Druck anderer politischer Zielsetzungen 
und Interessen treu zu bleiben;

Or. es

Änderungsantrag 23
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass die EU intern 
bestehende Herausforderungen im 
Bereich der Menschenrechte, wie 
beispielsweise die Situation der Roma, die 
Behandlung von Zuwanderern und 
Flüchtlingen innerhalb der EU sowie an 
den Außengrenzen der EU, die 
Diskriminierung von LGBTI-Personen, 
die Haftbedingungen, die Medienfreiheit 
und die Rechenschaftspflicht der 
Geheimdienste in den Mitgliedstaaten, 
effektiv angehen muss, um die 
Glaubwürdigkeit und Übereinstimmung 
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bei der Innen- und Außenpolitik 
aufrechtzuerhalten;

Or. en

Änderungsantrag 24
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Erwägung A a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass Gerechtigkeit, 
Rechtsstaatlichkeit, Verantwortung, 
Transparenz und Rechenschaftspflicht, 
Bekämpfung der Straffreiheit, gerechte 
Prozesse und eine unabhängige Justiz in 
Bezug auf den Schutz der 
Menschenrechte unerlässlich sind;

Or. es

Änderungsantrag 25
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Erwägung B

Entschließungsantrag Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass durch den 
Artikel 21 des Vertrags von Lissabon die 
Verpflichtung der EU verstärkt wird, sich 
bei ihrem Handeln auf internationaler 
Ebene von den Grundsätzen der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 
universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der Achtung der Menschenwürde, dem 
Grundsatz der Gleichheit und dem 
Grundsatz der Solidarität sowie der 
Achtung der Grundsätze der Charta der 

B. in der Erwägung, dass durch den 
Artikel 21 des Vertrags von Lissabon die 
Verpflichtung der EU verstärkt wird, sich 
bei ihrem Handeln auf internationaler 
Ebene von den Grundsätzen der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 
universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der Achtung der Menschenwürde, dem 
Grundsatz der Gleichheit und dem 
Grundsatz der Solidarität sowie der 
Achtung der Grundsätze der Charta der 



PE516.772v01-00 14/216 AM\944825DE.doc

DE

Vereinten Nationen und des Völkerrechts 
leiten zu lassen;

Vereinten Nationen, der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union
und des Völkerrechts leiten zu lassen;

Or. fr

Änderungsantrag 26
Jean-Pierre Audy

Entschließungsantrag
Erwägung B

Entschließungsantrag Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass durch den 
Artikel 21 des Vertrags von Lissabon die 
Verpflichtung der EU verstärkt wird, sich 
bei ihrem Handeln auf internationaler 
Ebene von den Grundsätzen der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 
universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der Achtung der Menschenwürde, dem 
Grundsatz der Gleichheit und dem 
Grundsatz der Solidarität sowie der 
Achtung der Grundsätze der Charta der 
Vereinten Nationen und des Völkerrechts 
leiten zu lassen;

B. in der Erwägung, dass durch den 
Artikel 21 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) die 
Verpflichtung der EU verstärkt wird, sich 
bei ihrem Handeln auf internationaler 
Ebene von den Grundsätzen der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 
universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der Achtung der Menschenwürde, dem 
Grundsatz der Gleichheit und dem 
Grundsatz der Solidarität sowie der 
Achtung der Grundsätze der Charta der 
Vereinten Nationen und des Völkerrechts 
leiten zu lassen;

Or. fr

Änderungsantrag 27
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Erwägung C a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ca. in der Erwägung, dass es Aufgabe der 
EU ist, die Länder, mit denen sie 
internationale Abkommen, einschließlich 
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Handelsabkommen, geschlossen hat, bei 
der Umsetzung all dieser Grundprinzipien 
zu unterstützen, indem sie insbesondere 
die konsequente Einhaltung der 
Menschenrechts- und 
Demokratieklauseln in diesen Abkommen 
überwacht;

Or. fr

Änderungsantrag 28
Ramon Tremosa i Balcells

Entschließungsantrag
Erwägung C a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ca. in der Erwägung, dass die 
Kommission zudem einen Jahresbericht 
ausarbeiten sollte, um zu überprüfen, ob 
die in den Kopenhagener Kriterien und in 
den Verträgen verankerten 
Menschenrechte in der EU in vollem 
Umfang beachtet werden;

Or. en

Änderungsantrag 29
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Erwägung D

Entschließungsantrag Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst haben, den 
Misserfolg früherer Maßnahmen 
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst haben, den 
Misserfolg früherer Maßnahmen 
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
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das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, einer freien 
Presse und freien Medien und Rechtspflege 
durch ein unabhängiges Gerichtswesen, 
anzupassen;

das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, einer freien 
Presse und freien Medien und Rechtspflege 
durch ein unabhängiges Gerichtswesen, 
anzupassen; betont, dass das Grundrecht 
auf Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit ebenfalls in vollem 
Umfang in das Konzept der „vertieften 
Demokratie“ eingebunden werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 30
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Erwägung D

Entschließungsantrag Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst haben, den 
Misserfolg früherer Maßnahmen
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, einer freien 
Presse und freien Medien und Rechtspflege 
durch ein unabhängiges Gerichtswesen, 
anzupassen;

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst haben, 
anzuerkennen, dass der EU mehr an 
Stabilität als an Demokratisierung 
gelegen war, und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, einer freien 
Presse und freien Medien und Rechtspflege 
durch ein unabhängiges Gerichtswesen, 
anzupassen;
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Or. sv

Änderungsantrag 31
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Erwägung D

Entschließungsantrag Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst haben, den 
Misserfolg früherer Maßnahmen 
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, einer freien 
Presse und freien Medien und Rechtspflege 
durch ein unabhängiges Gerichtswesen, 
anzupassen;

D. in der Erwägung, dass die 
Mobilisierung in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst hat, den 
Misserfolg früherer Maßnahmen 
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, der Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten
einschließlich freier und fairer Wahlen, 
Vereinigungs-, Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit, einer freien Presse 
und freien Medien und Rechtspflege durch 
ein unabhängiges Gerichtswesen, 
anzupassen;

Or. es

Änderungsantrag 32
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Erwägung D

Entschließungsantrag Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst haben, den 

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt, die 
sowohl durch wirtschaftliche als auch 
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Misserfolg früherer Maßnahmen 
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, einer freien 
Presse und freien Medien und Rechtspflege 
durch ein unabhängiges Gerichtswesen, 
anzupassen;

soziale Ursachen begründet waren, die 
Europäische Union veranlasst haben, den 
Misserfolg früherer Maßnahmen 
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, einer freien 
Presse und freien Medien und Rechtspflege 
durch ein unabhängiges Gerichtswesen, 
anzupassen;

Or. fr

Änderungsantrag 33
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Laima Liucija 
Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Erwägung D

Entschließungsantrag Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst haben, den 
Misserfolg früherer Maßnahmen 
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, einer freien 
Presse und freien Medien und Rechtspflege 
durch ein unabhängiges Gerichtswesen, 

D. in der Erwägung, dass die 
Volksaufstände in der arabischen Welt die 
Europäische Union veranlasst haben, den 
Misserfolg früherer Maßnahmen 
anzuerkennen und sich zu einem Konzept 
„mehr für mehr“ bei der Überprüfung der 
Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, dem 
das Engagement zugrunde liegt, „den 
Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei 
der Durchführung politischer Reformen 
und der Entwicklung einer vertieften 
Demokratie“, einschließlich freier und 
fairer Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit, Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit, einer 
freien Presse und freien Medien und 
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anzupassen; Rechtspflege durch ein unabhängiges 
Gerichtswesen, anzupassen;

Or. en

Änderungsantrag 34
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Erwägung F

Entschließungsantrag Geänderter Text

F. in der Erwägung, dass der Rat der 
Europäischen Union im Juni 2012 einen 
Strategischen Rahmen und den 
Aktionsplan für Menschenrechte und 
Demokratie angenommen hat, der die EU-
Organe zur Erreichung verschiedener 
konkreter politischer Ziele verpflichtet; in 
der Erwägung, dass der Rat der 
Europäischen Union im Juli 2012 die 
Position geschaffen und den ersten 
thematischen Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte der EU ernannt hat; in der 
Erwägung, dass das Verfahren zur 
Annahme eines neuen Aktionsplans für 
Menschenrechte und Demokratie, der im 
Januar 2015 nach Ablauf des derzeitigen 
Aktionsplans in Kraft tritt, im 
Frühjahr 2014 aufgenommen werden muss;

F. in der Erwägung, dass der Rat der 
Europäischen Union im Juni 2012 einen 
Strategischen Rahmen und den 
Aktionsplan für Menschenrechte und 
Demokratie angenommen hat, der die EU-
Organe zur Erreichung verschiedener 
konkreter und messbarer politischer Ziele 
verpflichtet; in der Erwägung, dass der Rat 
der Europäischen Union im Juli 2012 die 
Position geschaffen und den ersten 
thematischen Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte der EU ernannt hat; in der 
Erwägung, dass das Verfahren zur 
Annahme eines neuen Aktionsplans für 
Menschenrechte und Demokratie, der im 
Januar 2015 nach Ablauf des derzeitigen 
Aktionsplans in Kraft tritt, im 
Frühjahr 2014 aufgenommen werden muss;

Or. es

Änderungsantrag 35
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Erwägung I

Entschließungsantrag Geänderter Text

I. in der Erwägung, dass das Europäische I. in der Erwägung, dass das Europäische 
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Parlament in seinen Entschließungen zum 
vorhergehenden Jahresbericht und zur 
Überprüfung der EU-
Menschenrechtsstrategie (die jeweils im 
Dezember 2012 angenommen wurden) 
nachdrücklich auf die Erfordernis einer 
Reform seiner eigenen Praktiken hinwies, 
um Menschenrechte in den Mittelpunkt 
seiner Aktivitäten zu stellen und seine 
dringenden Entschließungen zu den
Verletzungen von Demokratie, 
Menschenrechten und der 
Rechtsstaatlichkeit nachzuverfolgen;

Parlament in seinen Entschließungen zum 
vorhergehenden Jahresbericht und zur 
Überprüfung der EU-
Menschenrechtsstrategie (die jeweils im 
Dezember 2012 angenommen wurden) 
nachdrücklich auf die Erfordernis einer 
Reform seiner eigenen Praktiken hinwies, 
um Menschenrechte in den Mittelpunkt 
seiner Aktivitäten zu stellen und seine 
dringenden Entschließungen, die die
Verletzungen von Demokratie, 
Menschenrechten und der 
Rechtsstaatlichkeit verurteilen, 
nachzuverfolgen;

Or. sv

Änderungsantrag 36
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Erwägung J

Entschließungsantrag Geänderter Text

J. in der Erwägung, dass die öffentliche 
Eurobarometer-Umfrage des Europäische
Parlaments, welche in den 27 EU-
Mitgliedstaaten im November und 
Dezember 2012 durchgeführt wurde, 
erneut aufzeigt, dass der Schutz der 
Menschenrechte weiterhin der wichtigste 
Wert in den Augen von Europäern ist; in 
der Erwägung, dass die glaubwürdige 
Umsetzung der erklärten Verpflichtungen 
der EU zur Förderung der Menschenrechte 
und Demokratie mit ihren externen 
Politikbereichen von entscheidender 
Bedeutung ist, um die Glaubwürdigkeit der 
EU-Außenpolitik insgesamt zu erhalten;

J. in der Erwägung, dass die öffentliche 
Eurobarometer-Umfrage des 
Europäischen Parlaments, welche in den 
27 EU-Mitgliedstaaten im November und 
Dezember 2012 durchgeführt wurde, 
erneut aufzeigt, dass der Schutz der 
Menschenrechte weiterhin der wichtigste 
Wert in den Augen von Europäern ist; in 
der Erwägung, dass die glaubwürdige 
Umsetzung der erklärten Verpflichtungen 
der EU und der Vereinten Nationen zur 
Förderung der Menschenrechte und 
Demokratie mit ihren externen 
Politikbereichen von entscheidender 
Bedeutung ist, um die Glaubwürdigkeit der 
EU-Außenpolitik insgesamt zu erhalten;

Or. sv



AM\944825DE.doc 21/216 PE516.772v01-00

DE

Änderungsantrag 37
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss; fordert 
daher dazu auf, die Schlussfolgerungen 
des Rates der EU für Auswärtige 
Angelegenheiten über Menschenrechte 
und strategische Partner anzunehmen, 
mit denen ein gemeinsamer Mindestsatz 
von Menschenrechtsfragen festgelegt 
würde, die die Mitgliedstaaten und die 
Verantwortlichen der Europäischen 
Union gegenüber ihren jeweiligen 
Partnern ansprechen müssen;

Or. en

Änderungsantrag 38
Kristiina Ojuland, Edward McMillan-Scott

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
wiederholt daher die Forderung, die 
Schlussfolgerungen des Rates der EU für 
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Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

Auswärtige Angelegenheiten (RAB) über 
strategische Partner anzunehmen, mit 
denen ein gemeinsamer Mindestsatz von 
Menschenrechtsfragen festgelegt würde, 
die die Mitgliedstaaten und die 
Verantwortlichen der Europäischen 
Union gegenüber ihren jeweiligen 
Partnern ansprechen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

Or. en

Änderungsantrag 39
Joanna Senyszyn

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
fordert die EU daher erneut auf, die 
Schlussfolgerungen des Rates für 
Auswärtige Angelegenheiten über 
strategische Partner der EU anzunehmen, 
um einen gemeinsamen Mindestsatz von 
Menschenrechtsfragen zu erstellen, die 
die Mitgliedstaaten und die 
Verantwortlichen der Europäischen 
Union gegenüber ihren jeweiligen 
Partnern ansprechen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;
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Or. en

Änderungsantrag 40
Inese Vaidere

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik kohärent sein und
konsequent den Vertragsverpflichtungen 
entsprechen und doppelte Standards in 
externen Politikbereichen vermeiden muss;

Or. en

Änderungsantrag 41
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen; 
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen; 
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards sowohl in den externen 
als auch in den internen Politikbereichen 
der Union vermeiden muss;
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Or. es

Änderungsantrag 42
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen, die 
Kohärenz zwischen Innen- und 
Außenpolitik sicherstellen und doppelte 
Standards in externen Politikbereichen 
vermeiden muss;

Or. en

Änderungsantrag 43
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen; 
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und
doppelte Standards in externen 

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen; 
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik doppelte Standards 
in externen Politikbereichen vermeiden 
muss; unterstreicht, dass dies nur 
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Politikbereichen vermeiden muss; umsetzbar ist, indem die internen und 
externen Strategien der Europäischen 
Union in Einklang gebracht werden; 
bedauert die für die Politik der 
Europäischen Union in Bezug auf die 
Menschenrechte bestehenden 
Einschränkungen mit den sogar durch 
diplomatische, politische oder 
wirtschaftliche Erwägungen vorhandenen 
Widersprüchen, welche zur Ausübung 
eines doppelten Standards führt, der allen 
Politiken der EU in diesem Bereich 
schadet und in völligem Widerspruch zur 
allgemeinen Menschenrechtsauffassung 
steht;

Or. fr

Änderungsantrag 44
Elena Băsescu

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern stehen müssen; unterstreicht, 
dass die EU-Menschenrechtspolitik 
konsequent den Vertragsverpflichtungen 
entsprechen und doppelte Standards in 
externen Politikbereichen vermeiden muss;

Or. en

Änderungsantrag 45
Jean-Pierre Audy
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Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen; 
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

1. ist der Auffassung, dass die 
Verteidigung der Menschenrechte im 
Mittelpunkt der Beziehungen der EU zum 
Rest der Welt, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, steht; unterstreicht, 
dass die EU-Menschenrechtspolitik 
konsequent den Vertragsverpflichtungen 
entsprechen und doppelte Standards in 
externen Politikbereichen vermeiden muss;

Or. fr

Änderungsantrag 46
Hans-Peter Martin

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen; 
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss;

1. ist der Auffassung, dass die 
Menschenrechte im Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu sämtlichen 
Drittländern, einschließlich ihrer 
strategischen Partner, stehen müssen; 
unterstreicht, dass die EU-
Menschenrechtspolitik konsequent den 
Vertragsverpflichtungen entsprechen und 
doppelte Standards in externen 
Politikbereichen vermeiden muss; betont, 
dass die Einhaltung der Menschenrechte 
auch von den Staaten gefordert werden 
muss, die der EU politisch und 
wirtschaftlich nahestehen;

Or. de
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Änderungsantrag 47
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

1a. betont erneut das unveräußerliche 
Selbstbestimmungsrecht von Völkern und 
zwar ohne die externe Einmischung in 
das politische, wirtschaftliche und soziale 
Leben von Drittstaaten; warnt die 
Europäische Union und ihre 
Mitgliedstaaten erneut vor jeglicher 
Instrumentalisierung der Frage der 
Menschenrechte, was deren eigene 
Glaubwürdigkeit beeinträchtigen würde;

Or. fr

Änderungsantrag 48
Kristiina Ojuland, Edward McMillan-Scott

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. ruft die VP/HV, den EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
und den EAD auf, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen und Menschenrechte und 
Demokratie in den Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu ihren Partnern, 
einschließlich auf höchster politischer 
Ebene, zu stellen, indem sämtliche 
relevante außenpolitische Instrumente der 
EU genutzt werden;

2. ruft die VP/HV, den EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
und den EAD auf, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen und Menschenrechte und 
Demokratie in den Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu ihren Partnern, 
einschließlich auf höchster politischer 
Ebene, zu stellen, indem sämtliche 
relevante außenpolitische Instrumente der 
EU genutzt werden; bedauert, dass die EU 
Kritik an missbräuchlich handelnden 
Regierungen zu häufig auf dem Wege der 
stillen Diplomatie mithilfe von Dialogen 
auf unterer Ebene anstelle von 
Ministertreffen auf hoher Ebene zum 
Ausdruck der Besorgnis und 
Einforderung von Korrekturen anbringt;
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ist der Auffassung, dass die EU, wenn sie 
mit Fällen fortwährender 
Menschenrechtsverletzungen konfrontiert 
ist, das Wort ergreifen sollte, um 
sicherzustellen, dass ihre Botschaft 
sowohl von den missbräuchlich 
handelnden Regierungen als auch ihren 
Bevölkerungen vernommen wird;

Or. en

Änderungsantrag 49
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. ruft die VP/HV, den EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
und den EAD auf, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen und Menschenrechte und 
Demokratie in den Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu ihren Partnern, 
einschließlich auf höchster politischer 
Ebene, zu stellen, indem sämtliche 
relevante außenpolitische Instrumente der 
EU genutzt werden;

2. ruft die VP/HV, den EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
und den EAD auf, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen und Menschenrechte und 
Demokratie in den Mittelpunkt der 
Beziehungen der EU zu ihren Partnern, 
einschließlich auf höchster politischer 
Ebene, zu stellen, indem sämtliche 
relevante außenpolitische Instrumente der 
EU genutzt werden und die Aufnahme der 
Klausel über die Achtung der 
Menschenrechte in die Abkommen mit 
Drittländern sichergestellt wird;

Or. es

Änderungsantrag 50
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Ziffer 2
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Entschließungsantrag Geänderter Text

2. ruft die VP/HV, den EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
und den EAD auf, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen und Menschenrechte und 
Demokratie in den Mittelpunkt der
Beziehungen der EU zu ihren Partnern, 
einschließlich auf höchster politischer 
Ebene, zu stellen, indem sämtliche 
relevante außenpolitische Instrumente der 
EU genutzt werden;

2. ruft die VP/HV, den EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
und den EAD auf, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen und Menschenrechte und 
Demokratie in den Mittelpunkt aller
Beziehungen der EU zu ihren Partnern, 
einschließlich auf höchster politischer 
Ebene, zu stellen, indem sämtliche 
relevante außenpolitische Instrumente der 
EU genutzt werden;

Or. sv

Änderungsantrag 51
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2a. fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, dafür Sorge zu 
tragen, dass sich Unternehmen, die dem 
einzelstaatlichen Recht bzw. dem EU-
Recht unterliegen, nicht über die 
Einhaltung der Menschenrechte sowie 
über Sozial-, Gesundheits- und 
Umweltnormen hinwegsetzen, die ihnen 
auferlegt werden, wenn sie sich in einem 
Drittland niederlassen oder in diesem 
ihrer Geschäftstätigkeit nachgehen;

Or. fr

Änderungsantrag 52
László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 3
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Entschließungsantrag Geänderter Text

3. erkennt die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft bei dem Schutz und der 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte an; fordert die VP/HV 
auf, eine enge Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass die EU ihr volles Gewicht in 
die Waagschale werfen sollte, um die 
Verfechter von Freiheit, Demokratie und 
Menschenrechten in der ganzen Welt zu 
unterstützen;

3. erkennt die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft bei dem Schutz und der 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte an; fordert die VP/HV 
auf, eine enge Zusammenarbeit und 
Partnerschaft mit der Zivilgesellschaft 
sicherzustellen; ist der Ansicht, dass die 
EU ihr volles Gewicht in die Waagschale 
werfen sollte, um die Verfechter von 
Freiheit, Demokratie und Menschenrechten 
in der ganzen Welt zu unterstützen, 
einschließlich von 
Menschenrechtsverteidigern für die 
Konsolidierung der demokratischen 
Grundsätze in ihrem Land und zum 
Schutz der Menschenrechte, häufig unter 
Einsatz ihres Lebens;

Or. en

Änderungsantrag 53
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. erkennt die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft bei dem Schutz und der 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte an; fordert die VP/HV 
auf, eine enge Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass die EU ihr volles Gewicht in 
die Waagschale werfen sollte, um die 
Verfechter von Freiheit, Demokratie und 
Menschenrechten in der ganzen Welt zu 
unterstützen;

3. erkennt die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft bei dem Schutz und der 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte und der Verbesserung 
des Schutzes von Zivilisten, die sich 
unfreiwillig in einem bewaffneten 
Konflikt befinden, an; fordert die VP/HV 
auf, eine enge Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass die EU ihr volles Gewicht in 
die Waagschale werfen sollte, um die 
Verfechter von Freiheit, Demokratie, 
Transparenz und Menschenrechten in der 
ganzen Welt zu unterstützen;
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Or. en

Änderungsantrag 54
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. erkennt die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft bei dem Schutz und der 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte an; fordert die VP/HV 
auf, eine enge Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass die EU ihr volles Gewicht in 
die Waagschale werfen sollte, um die 
Verfechter von Freiheit, Demokratie und 
Menschenrechten in der ganzen Welt zu 
unterstützen;

3. erkennt die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft bei dem Schutz und der 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte an; fordert die VP/HV 
auf, eine enge Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass die EU ihr volles Gewicht in 
die Waagschale werfen sollte, um die 
Verfechter von Menschenrechten, 
Demokratie und Freiheit in der ganzen 
Welt zu unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 55
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. erkennt die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft bei dem Schutz und der 
Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte an; fordert die VP/HV 
auf, eine enge Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass die EU ihr volles Gewicht in 
die Waagschale werfen sollte, um die 
Verfechter von Freiheit, Demokratie und 
Menschenrechten in der ganzen Welt zu 

3. erkennt die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft, insbesondere der 
Menschenrechtsverteidiger, bei dem 
Schutz und der Förderung der Demokratie 
und der Menschenrechte an; fordert die 
VP/HV auf, eine enge Zusammenarbeit mit 
der Zivilgesellschaft sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass die EU ihr volles Gewicht in 
die Waagschale werfen sollte, um die 
Verfechter von Freiheit, Demokratie und 
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unterstützen; Menschenrechten in der ganzen Welt zu 
unterstützen;

Or. es

Änderungsantrag 56
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. erkennt an, dass die derzeitige 
Wirtschafts- und Finanzkrise dramatische 
soziale Auswirkungen auf die Völker 
innerhalb und außerhalb der 
Europäischen Union hat, stellt fest, dass 
die verschiedenen von der Europäischen 
Union und anderen internationalen 
Institutionen, wie dem IWF, 
angenommenen Sparpakete eine 
Abnahme der bürgerlichen Freiheiten, 
der sozialen und demokratischen Rechte 
und eine erhebliche Verschlechterung der 
Lebensbedingungen insbesondere der 
besonders schutzbedürftigen und 
schwächsten Personen zur Folge haben;

Or. fr

Änderungsantrag 57
Joanna Senyszyn

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. erkennt an, dass die EU-Organe und 
sämtliche Mitgliedstaaten einen 
entschiedenen, kohärenten und 
einheitlichen Ansatz im Hinblick auf 
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Menschenrechtsverletzungen in der Welt 
in einer transparenten und 
nachvollziehbaren Weise verfolgen 
müssen; fordert den Rat der EU für 
Auswärtige Angelegenheiten auf, jährlich 
eine öffentliche Debatte über 
Menschenrechte zu führen;

Or. en

Änderungsantrag 58
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. erinnert an seine Entschlossenheit, 
eng in die Umsetzung des Strategischen 
Rahmens der EU für Menschenrechte 
und Demokratie eingebunden und 
diesbezüglich konsultiert zu werden;

Or. en

Änderungsantrag 59
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. fordert weiterhin den Rat der EU für 
Auswärtige Angelegenheiten auf, jährlich 
eine öffentliche Debatte für 
Menschenrechte zu führen, welche die 
Verantwortung der EU-Organe sowie 
sämtlicher 28 Mitgliedstaaten zur 
Umsetzung eines entschiedenen, 
kohärenten und einheitlichen Ansatzes im 
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Hinblick auf 
Menschenrechtsverletzungen in der Welt 
in einer transparenten und 
nachvollziehbaren Weise widerspiegelt;

Or. en

Änderungsantrag 60
Kristiina Ojuland, Edward McMillan-Scott

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. erkennt an, dass die EU-Organe und 
sämtliche 28 Mitgliedstaaten einen 
entschiedenen, kohärenten und 
einheitlichen Ansatz im Hinblick auf 
Menschenrechtsverletzungen in der Welt 
in einer transparenten und 
nachvollziehbaren Weise verfolgen 
müssen; fordert den Rat der EU für 
Auswärtige Angelegenheiten auf, jährlich 
eine öffentliche Debatte über 
Menschenrechte zu führen;

Or. en

Änderungsantrag 61
Eduard Kukan

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. erkennt an, dass die EU-Organe und 
sämtliche Mitgliedstaaten einen 
entschiedenen, kohärenten und 
einheitlichen Ansatz im Hinblick auf 
Menschenrechtsverletzungen in der Welt 
verfolgen müssen; vertritt die Auffassung, 
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dass die EU, wenn sie mit Fällen 
fortwährender 
Menschenrechtsverletzungen konfrontiert 
ist, mit einer Stimme das Wort ergreifen 
und sicherstellen sollte, dass ihre 
Botschaft vernommen wird; fordert den 
Rat der EU für Auswärtige 
Angelegenheiten auf, jährlich eine 
öffentliche Debatte über Menschenrechte 
zu führen;

Or. en

Änderungsantrag 62
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. begrüßt die Annahme des Jahresberichts 
der EU über Menschenrechte und 
Demokratie in der Welt 2012; würdigt die
VP/HV für ihren Bericht, den sie im 
Juni 2013 im Plenum des Europäischen 
Parlaments vorstellte; ruft dazu auf, diese 
Praxis fortzuführen und aktive und 
konstruktive Diskussionen unter den EU-
Organen bei der Vorbereitung künftiger 
Berichte zu führen;

4. begrüßt die Annahme des Jahresberichts 
der EU über Menschenrechte und 
Demokratie in der Welt 2012; erwartet von 
der VP/HV ein fortwährendes 
Engagement mit regelmäßigen Berichten
an das EP; ruft dazu auf, aktive und 
konstruktive Diskussionen unter den EU-
Organen bei der Vorbereitung künftiger 
Berichte zu führen;

Or. en

Änderungsantrag 63
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. begrüßt die Annahme des Jahresberichts 4. begrüßt die Annahme des Jahresberichts 
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der EU über Menschenrechte und 
Demokratie in der Welt 2012; würdigt die 
VP/HV für ihren Bericht, den sie im 
Juni 2013 im Plenum des Europäischen 
Parlaments vorstellte; ruft dazu auf, diese 
Praxis fortzuführen und aktive und 
konstruktive Diskussionen unter den EU-
Organen bei der Vorbereitung künftiger 
Berichte zu führen;

der EU über Menschenrechte und 
Demokratie in der Welt 2012; würdigt die 
VP/HV für ihren Bericht, den sie im 
Juni 2013 im Plenum des Europäischen 
Parlaments vorstellte; ruft dazu auf, diese 
Praxis fortzuführen und aktive und 
konstruktive Diskussionen unter den EU-
Organen bei der Vorbereitung künftiger 
Berichte, die die Sichtbarkeit der 
Maßnahmen der EU in diesem Bereich 
verbessern, zu führen;

Or. es

Änderungsantrag 64
Sajjad Karim

Entschließungsantrag
Ziffer 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. erkennt die Bemühungen an, die in 
Bezug auf die Auflistung der zahlreichen 
EU-Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Förderung der Menschenrechte und der 
Demokratie in den Länderberichten 
unternommen wurden, die eine Fülle von 
Informationen über die Arbeit der EU-
Organe in der Welt bereit stellen; bedauert 
dennoch, dass es den Länderberichten 
weiterhin an einem systematischen, 
eindeutigen und kohärenten Rahmen zu 
mangeln scheint, der eine gründlichere 
Analyse der Auswirkungen und der 
Wirksamkeit von EU-Maßnahmen bieten 
könnte;

7. erkennt die Bemühungen an, die in 
Bezug auf die Auflistung der zahlreichen 
EU-Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Förderung der Menschenrechte und der 
Demokratie in den Länderberichten 
unternommen wurden, die eine Fülle von 
Informationen über die Arbeit der EU-
Organe in der Welt bereitstellen; bedauert 
dennoch, dass es den Länderberichten 
weiterhin an einem systematischen, 
eindeutigen und kohärenten Rahmen zu 
mangeln scheint, der eine gründlichere 
Analyse der Auswirkungen und der 
Wirksamkeit von EU-Maßnahmen bieten 
könnte; stellt diesbezüglich fest, dass im 
Bericht ein Verweis auf die 
gegenwärtigen Unruhen in dem von 
Indien verwalteten Teil Kaschmirs und 
vor dem Hintergrund der gemeldeten 
systematischen 
Menschenrechtsverletzungen gegen 
Kaschmiris fehlt;
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Or. en

Änderungsantrag 65
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. erkennt die Bemühungen an, die in 
Bezug auf die Auflistung der zahlreichen 
EU-Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Förderung der Menschenrechte und der 
Demokratie in den Länderberichten 
unternommen wurden, die eine Fülle von 
Informationen über die Arbeit der EU-
Organe in der Welt bereit stellen; bedauert 
dennoch, dass es den Länderberichten 
weiterhin an einem systematischen, 
eindeutigen und kohärenten Rahmen zu 
mangeln scheint, der eine gründlichere 
Analyse der Auswirkungen und der 
Wirksamkeit von EU-Maßnahmen bieten 
könnte;

7. erkennt die Bemühungen an, die in 
Bezug auf die Auflistung der zahlreichen 
EU-Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Förderung der Menschenrechte und der 
Demokratie in den Länderberichten 
unternommen wurden, die eine Fülle von 
Informationen über die Arbeit der EU-
Organe in der Welt bereitstellen; bedauert 
dennoch, dass es den Länderberichten 
weiterhin an einem systematischen, 
eindeutigen und kohärenten Rahmen zu 
mangeln scheint, der eine gründlichere 
Analyse der Auswirkungen und der 
Wirksamkeit von EU-Maßnahmen bieten 
könnte; fordert daher regelmäßige
Folgeberichte zu den Berichten, in denen 
ein Fahrplan mit klaren Richtwerten und 
eine Evaluierung festgelegt werden;

Or. en

Änderungsantrag 66
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Ziffer 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. erkennt die Bemühungen an, die in 
Bezug auf die Auflistung der zahlreichen 
EU-Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Förderung der Menschenrechte und der 
Demokratie in den Länderberichten 

7. erkennt die Bemühungen an, die in 
Bezug auf die Auflistung der zahlreichen 
EU-Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Förderung der Menschenrechte und der 
Demokratie in den Länderberichten 
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unternommen wurden, die eine Fülle von 
Informationen über die Arbeit der EU-
Organe in der Welt bereit stellen; bedauert 
dennoch, dass es den Länderberichten 
weiterhin an einem systematischen, 
eindeutigen und kohärenten Rahmen zu 
mangeln scheint, der eine gründlichere 
Analyse der Auswirkungen und der 
Wirksamkeit von EU-Maßnahmen bieten 
könnte;

unternommen wurden, die eine Fülle von 
Informationen über die Arbeit der EU-
Organe in der Welt bereitstellen; bedauert 
dennoch, dass es den Länderberichten 
weiterhin an einer systematischen, 
eindeutigen und kohärenten Ausrichtung
zu mangeln scheint, die eine gründlichere 
Analyse der Auswirkungen und der 
Wirksamkeit von EU-Maßnahmen bieten 
könnte;

Or. sv

Änderungsantrag 67
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. bekräftigt seine Ansicht, dass die 
Länderberichte spezifische Richtwerte 
enthalten sollten, denen eine Reihe von 
Indikatoren zugrunde liegen, um positive 
und negative Trends zu bewerten, die 
Wirksamkeit von EU-Maßnahmen zu 
beurteilen und Gründe für die Anpassung 
des Umfangs der EU-Unterstützung 
entsprechend den Fortschritten in Bezug 
auf Menschenrechte, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und 
verantwortungsvolle Regierungsführung 
bereit zu stellen;

8. bekräftigt seine Ansicht, dass die 
Länderberichte weiter gestärkt werden 
sollten und die Umsetzung der 
Länderstrategien für Menschenrechte 
widerspiegeln und sich daher auf
spezifische Richtwerte beziehen sollten, 
denen eine Reihe von Indikatoren zugrunde 
liegen, um positive und negative Trends zu 
bewerten, die Wirksamkeit von EU-
Maßnahmen zu beurteilen und Gründe für 
die Anpassung des Umfangs der EU-
Unterstützung entsprechend den 
Fortschritten in Bezug auf 
Menschenrechte, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und 
verantwortungsvolle Regierungsführung 
bereit zu stellen;

Or. en
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Änderungsantrag 68
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. begrüßt die Bemühung darum, 
Aktivitäten des Europäischen Parlaments 
in den Jahresbericht aufzunehmen, und 
fordert die VP/HV und den EAD 
nachdrücklich auf, mitzuteilen, welche 
Folgemaßnahme die Europäische Union zu 
den Entschließungen des Europäischen 
Parlaments ergriffen hat;

9. begrüßt die Bemühung darum, 
Aktivitäten des Europäischen Parlaments 
in den Jahresbericht aufzunehmen, und 
fordert die VP/HV und den EAD 
nachdrücklich auf, darüber Rechenschaft 
abzulegen, welche Folgemaßnahme die 
Europäische Union zu den 
Entschließungen des Europäischen 
Parlaments ergriffen hat;

Or. sv

Änderungsantrag 69
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. begrüßt die Bemühung darum, 
Aktivitäten des Europäischen Parlaments 
in den Jahresbericht aufzunehmen, und 
fordert die VP/HV und den EAD 
nachdrücklich auf, mitzuteilen, welche 
Folgemaßnahme die Europäische Union zu 
den Entschließungen des Europäischen 
Parlaments ergriffen hat;

9. begrüßt die Bemühung darum, 
Aktivitäten des Europäischen Parlaments 
in den Jahresbericht aufzunehmen, 
ermutigt dazu, die Ressourcen und das 
Potenzial des Europäischen Parlaments 
zu nutzen, u. a. die zahlreichen Studien 
und Analysen, die vom Europäischen 
Parlament in Auftrag gegeben werden,
und fordert die VP/HV und den EAD 
nachdrücklich auf, mitzuteilen, welche 
Folgemaßnahme die Europäische Union zu 
den Entschließungen des Europäischen 
Parlaments ergriffen hat;

Or. pl
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Änderungsantrag 70
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. begrüßt die Bemühung darum, 
Aktivitäten des Europäischen Parlaments 
in den Jahresbericht aufzunehmen, und 
fordert die VP/HV und den EAD 
nachdrücklich auf, mitzuteilen, welche 
Folgemaßnahme die Europäische Union zu 
den Entschließungen des Europäischen 
Parlaments ergriffen hat;

9. begrüßt die Bemühung darum, 
Aktivitäten des Europäischen Parlaments 
in den Jahresbericht aufzunehmen, und 
fordert die VP/HV und den EAD 
nachdrücklich auf, mitzuteilen, welche 
Folgemaßnahme die Europäische Union zu 
den Entschließungen des Europäischen 
Parlaments, einschließlich der 
Dringlichkeitsentschließungen zu 
Menschenrechtsverletzungen, ergriffen 
hat;

Or. en

Änderungsantrag 71
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. begrüßt die Bemühung darum, 
Aktivitäten des Europäischen Parlaments 
in den Jahresbericht aufzunehmen, und 
fordert die VP/HV und den EAD 
nachdrücklich auf, mitzuteilen, welche 
Folgemaßnahme die Europäische Union zu 
den Entschließungen des Europäischen 
Parlaments ergriffen hat;

9. begrüßt die Bemühung darum, 
Aktivitäten des Europäischen Parlaments 
in den Jahresbericht aufzunehmen, und 
fordert die VP/HV und den EAD 
nachdrücklich auf, mitzuteilen, welche 
Folgemaßnahme die Europäische Union zu 
den Entschließungen des Europäischen 
Parlaments ergriffen hat; fordert die 
laufende Unterrichtung und 
Zusammenarbeit des EP mit dem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
und insbesondere in 
Ausnahmesituationen;

Or. el
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Änderungsantrag 72
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. bekräftigt seine Anerkennung für den 
Strategischen Rahmen und den 
Aktionsplan der EU für Menschenrechte 
und Demokratie als wichtigen Meilenstein 
bei der Integration und Einbeziehung von 
Menschenrechten in externe 
Politikbereiche der EU; hebt die 
Notwendigkeit eines Grundkonsens und 
einer verstärkten Koordinierung der 
Menschenrechtspolitik der EU zwischen 
den EU-Organen und den Mitgliedstaaten 
hervor;

10. bekräftigt seine Anerkennung für den 
Strategischen Rahmen und den 
Aktionsplan der EU für Menschenrechte 
und Demokratie als wichtigen Meilenstein
bei der Integration und Einbeziehung von 
Menschenrechten in externe 
Politikbereiche der EU; hebt die 
Notwendigkeit eines Grundkonsens und 
einer verstärkten Koordinierung der 
Menschenrechtspolitik der EU zwischen 
den EU-Organen und den Mitgliedstaaten 
hervor; fordert vom EAD seine 
Anstrengungen zu verstärken, um bei den 
Mitgliedstaaten die Eigenverantwortung 
im Hinblick auf diesen Aktionsplan zu 
erhöhen; fordert die Aufnahme eines 
Abschnitts zur Umsetzung des 
Aktionsplans durch die Mitgliedstaaten in 
den Jahresbericht;

Or. en

Änderungsantrag 73
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. hebt die entscheidende Bedeutung einer 
wirksamen und glaubwürdigen Umsetzung 
der in dem Strategischen Rahmen und in 
dem Aktionsplan erklärten Verpflichtungen 

11. hebt die entscheidende Bedeutung einer 
wirksamen und glaubwürdigen Umsetzung 
der in dem Strategischen Rahmen und in 
dem Aktionsplan erklärten Verpflichtungen 
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hervor; weist darauf hin, dass 
Glaubwürdigkeit die Bereitstellung 
angemessener Mittel für Maßnahmen und 
die konsequente Einbeziehung der 
Menschenrechte auf höchster politischer 
Ebene, wie bei Minister- und Gipfeltreffen 
mit Drittländern, erfordert;

hervor; weist darauf hin, dass 
Glaubwürdigkeit die Bereitstellung 
angemessener Mittel für Maßnahmen, 
gemeinsam vereinbarte „Mindest-
Angelegenheiten“ und die konsequente 
Einbeziehung der Menschenrechte auf 
höchster politischer Ebene, wie bei 
Minister- und Gipfeltreffen mit 
Drittländern, erfordert;

Or. en

Änderungsantrag 74
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. hebt die entscheidende Bedeutung einer 
wirksamen und glaubwürdigen Umsetzung 
der in dem Strategischen Rahmen und in 
dem Aktionsplan erklärten Verpflichtungen 
hervor; weist darauf hin, dass 
Glaubwürdigkeit die Bereitstellung 
angemessener Mittel für Maßnahmen und 
die konsequente Einbeziehung der 
Menschenrechte auf höchster politischer 
Ebene, wie bei Minister- und Gipfeltreffen 
mit Drittländern, erfordert;

11. hebt die entscheidende Bedeutung einer 
wirksamen und glaubwürdigen Umsetzung 
der in dem Strategischen Rahmen und in 
dem Aktionsplan erklärten Verpflichtungen 
hervor; weist darauf hin, dass 
Glaubwürdigkeit die Bereitstellung 
angemessener Mittel für Maßnahmen und 
die konsequente Einbeziehung der 
Menschenrechte auf höchster politischer 
Ebene, wie bei Minister- und Gipfeltreffen 
mit Drittländern, einschließlich 
strategischer Partner, erfordert;

Or. en

Änderungsantrag 75
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. bedauert, dass wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte in der 
Menschenrechtspolitik der EU im 
Gegensatz zur erklärten Verpflichtung der 
EU zur Unteilbarkeit und Interdependenz 
der Rechte größtenteils vernachlässigt 
werden und fordert vom EAD, von der 
Kommission und den Mitgliedstaaten, 
ihre diesbezüglichen Anstrengungen, 
einschließlich im Bereich der Arbeits- und 
Sozialrechte, zu verstärken;

Or. en

Änderungsantrag 76
Willy Meyer, Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. verurteilt erneut die Praktiken der 
außerordentlichen Überstellung, der 
geheimen Inhaftierung und der Folter, in 
die die USA und einige EU-
Mitgliedstaaten involviert waren und die 
nach einzelstaatlichen und 
internationalen Menschenrechtsnormen 
verboten sind und unter anderem die 
Rechte auf Freiheit, Sicherheit, humane 
Behandlung, die Unterlassung von Folter, 
die Unschuldsvermutung, ein faires 
Verfahren, Rechtsbeistand und gleichen 
Schutz aller durch das Gesetz verletzen;
bedauert, dass bislang weder in den USA 
noch auf EU-Ebene die Verantwortung 
dafür übernommen worden ist; fordert die 
sofortige Schließung des Inhaftierungs-
und Folterzentrums Guantánamo;

Or. en
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Änderungsantrag 77
Willy Meyer, Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 12 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12b. ist der Auffassung, dass das Klima 
der Straffreiheit in Bezug auf das CIA-
Programm die Fortsetzung der 
Grundrechtsverletzungen im Rahmen der 
Anti-Terror-Politik der EU und der USA 
ermöglicht hat, wie durch die im Rahmen 
des Überwachungsprogramms der US-
Behörde NSA (National Security Agency) 
durchgeführten 
Massenspionagetätigkeiten und die 
Überwachungsbehörden in verschiedenen 
Mitgliedstaaten, die derzeit vom 
Parlament untersucht werden, noch 
deutlicher wurde; fordert die sofortige 
Aussetzung der Verhandlungen für ein 
Abkommen über die Transatlantische 
Handels- und Investitionspartnerschaft 
(THIP) mit den Vereinigten Staaten;

Or. en

Änderungsantrag 78
László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, 
das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde;
ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die 
Sichtbarkeit, die Einbeziehung, die 
Kohärenz und die Wirksamkeit der EU-
Menschenrechtspolitik zu erhöhen und das 

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, 
das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde;
ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die 
Sichtbarkeit, die Einbeziehung, die 
Kohärenz, die Konsistenz und die 
Wirksamkeit der EU-
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richtige Gleichgewicht zwischen stiller und 
öffentlicher Diplomatie bei der Ausführung 
seines Mandats zu wahren; weist erneut auf
seine Empfehlung hin, dass der EU-
Sonderbeauftragte dem Parlament 
regelmäßig über seine Aktivitäten Bericht 
erstattet;

Menschenrechtspolitik zu erhöhen und das 
richtige Gleichgewicht zwischen stiller und 
öffentlicher Diplomatie bei der Ausführung 
seines Mandats zu wahren; weist erneut auf 
seine Empfehlung hin, dass der EU-
Sonderbeauftragte dem Parlament 
regelmäßig über seine Aktivitäten Bericht 
erstattet und sich mit den von Mitgliedern 
geäußerten Bedenken weiterführend 
auseinandersetzt;

Or. en

Änderungsantrag 79
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
Edward McMillan-Scott, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, 
das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde;
ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die 
Sichtbarkeit, die Einbeziehung, die 
Kohärenz und die Wirksamkeit der EU-
Menschenrechtspolitik zu erhöhen und das 
richtige Gleichgewicht zwischen stiller und 
öffentlicher Diplomatie bei der Ausführung 
seines Mandats zu wahren; weist erneut auf 
seine Empfehlung hin, dass der EU-
Sonderbeauftragte dem Parlament 
regelmäßig über seine Aktivitäten Bericht 
erstattet;

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, 
das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde;
ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die 
Sichtbarkeit, die Einbeziehung, die 
Kohärenz und die Wirksamkeit der EU-
Menschenrechtspolitik zu erhöhen und das 
richtige Gleichgewicht zwischen stiller und 
öffentlicher Diplomatie bei der Ausführung 
seines Mandats zu wahren; weist erneut auf 
seine Empfehlung hin, dass der EU-
Sonderbeauftragte dem Parlament 
regelmäßig über seine Aktivitäten Bericht 
erstattet; erkennt die Flexibilität des 
gegenwärtigen Mandatsträgers und das 
Ausmaß seiner Aufgaben an und fordert 
aber dennoch, dass der EU-
Sonderbeauftragte auch für das 
Parlament eine Klarstellung seiner 
thematischen und geografischen 
Prioritäten und Ziele für die verbleibende 
Dauer seines Mandats zur Verfügung 
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stellt;

Or. en

Änderungsantrag 80
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, 
das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde; 
ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die 
Sichtbarkeit, die Einbeziehung, die 
Kohärenz und die Wirksamkeit der EU-
Menschenrechtspolitik zu erhöhen und das 
richtige Gleichgewicht zwischen stiller und 
öffentlicher Diplomatie bei der Ausführung 
seines Mandats zu wahren; weist erneut 
auf seine Empfehlung hin, dass der EU-
Sonderbeauftragte dem Parlament 
regelmäßig über seine Aktivitäten Bericht 
erstattet;

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, 
das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde; 
ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die 
Sichtbarkeit, die Einbeziehung, die 
Kohärenz und die Wirksamkeit der EU-
Menschenrechtspolitik zu erhöhen und das 
richtige Gleichgewicht zwischen stiller und 
öffentlicher Diplomatie bei der Ausführung 
des Mandats zu wahren; weist erneut auf 
seine Empfehlung hin, dass der EU-
Sonderbeauftragte dem Parlament 
regelmäßig über seine Aktivitäten Bericht 
erstattet;

Or. sv

Änderungsantrag 81
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, 
das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde; 
ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die 
Sichtbarkeit, die Einbeziehung, die 
Kohärenz und die Wirksamkeit der EU-

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, 
das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde; 
ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die 
Sichtbarkeit, die Einbeziehung, die 
Kohärenz und die Wirksamkeit der EU-
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Menschenrechtspolitik zu erhöhen und das 
richtige Gleichgewicht zwischen stiller und 
öffentlicher Diplomatie bei der Ausführung 
seines Mandats zu wahren; weist erneut auf 
seine Empfehlung hin, dass der EU-
Sonderbeauftragte dem Parlament 
regelmäßig über seine Aktivitäten Bericht 
erstattet;

Menschenrechtspolitik zu erhöhen und das 
richtige Gleichgewicht zwischen stiller und 
öffentlicher Diplomatie bei der Ausführung 
seines Mandats zu wahren; weist erneut auf 
seine Empfehlung hin, dass der EU-
Sonderbeauftragte dem Parlament 
regelmäßig über seine Aktivitäten und die 
tatsächlichen Ergebnisse seiner Tätigkeit
Bericht erstattet;

Or. el

Änderungsantrag 82
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. begrüßt die Tatsache, dass der 
Sonderbeauftragte der Europäischen 
Union für Menschenrechte während der 
gemeinsamen Sitzung des Ausschusses 
für auswärtige Angelegenheiten und des 
Unterausschusses Menschenrechte des 
Europäischen Parlaments am 
3. September 2012 u. a. auf den Schutz 
religiöser Minderheiten auf der ganzen 
Welt sowie die Anerkennung der sozialen 
Verantwortung der Unternehmen für die 
Menschenrechte auf der ganzen Welt 
hingewiesen hat;

Or. pl

Änderungsantrag 83
Inese Vaidere

Entschließungsantrag
Ziffer 14
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Entschließungsantrag Geänderter Text

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der 
EU-Sonderbeauftragte das Augenmerk 
auf eine Anzahl problematischer Länder 
wie Russland, Ägypten und Bahrain legt;

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 84
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der 
EU-Sonderbeauftragter das Augenmerk 
auf eine Anzahl problematischer Länder 
wie Russland, Ägypten und Bahrain legt;

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen;

Or. fr

Änderungsantrag 85
Maria Eleni Koppa
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Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der 
EU-Sonderbeauftragte das Augenmerk auf 
eine Anzahl problematischer Länder wie 
Russland, Ägypten und Bahrain legt;

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der 
EU-Sonderbeauftragte das Augenmerk auf 
eine Anzahl problematischer Länder legt;

Or. en

Änderungsantrag 86
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der 
EU-Sonderbeauftragte das Augenmerk auf 
eine Anzahl problematischer Länder wie 
Russland, Ägypten und Bahrain legt;

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der 
EU-Sonderbeauftragte das Augenmerk auf 
eine Anzahl problematischer Länder wie 
Russland, Ägypten und Bahrain legt;
begrüßt die Zusammenarbeit des EU-
Sonderbeauftragten mit regionalen 
Behörden und in multilateralen Foren 
und ermutigt den EU-Sonderbeauftragten 
zum weiteren Ausbau solcher Tätigkeiten;
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Or. en

Änderungsantrag 87
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der 
EU-Sonderbeauftragte das Augenmerk auf 
eine Anzahl problematischer Länder wie 
Russland, Ägypten und Bahrain legt;

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, 
mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu 
führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert 
werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der 
EU-Sonderbeauftragte das Augenmerk auf 
eine Anzahl problematischer Länder wie 
Russland, Ägypten, China, Äthiopien und 
Bahrain legt;

Or. en

Änderungsantrag 88
Laima Liucija Andrikienė

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. begrüßt die Annahme der EU-
Leitlinien zur Religions- und
Glaubensfreiheit und den LGBTI-Rechten;
erinnert den EAD jedoch daran, die 
verantwortungsvolle interinstitutionelle 
Praxis zu beachten und sich rechtzeitig mit 
den jeweiligen politischen Gremien 
innerhalb des Europäischen Parlaments in 
Verbindung zu setzen; begrüßt die vom 
EAD und dem Rat angenommene Praxis, 
ältere Leitlinien zu prüfen und zu 

16. begrüßt die Annahme der EU-
Leitlinien zur Religions- oder
Weltanschauungsfreiheit und den LGBTI-
Rechten; erinnert den EAD jedoch daran, 
die verantwortungsvolle interinstitutionelle 
Praxis zu beachten und sich rechtzeitig mit 
den jeweiligen politischen Gremien 
innerhalb des Europäischen Parlaments in 
Verbindung zu setzen; erinnert an die 
Empfehlung des Europäischen 
Parlaments an den Rat zu den Leitlinien 
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überarbeiten; ermutigt den EAD, ein 
strengeres Überprüfungsverfahren 
anzunehmen, das die eingehende Anhörung 
von Interessensträgern beinhaltet, um eine 
Anpassung an sich ändernde Umstände zu 
ermöglichen;

zur Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit, in der das 
Europäische Parlament einen Vorschlag 
für eine anspruchsvolle Reihe von 
Instrumenten mit Vorschlägen für die 
praktische Umsetzung der Leitlinien 
vorgelegt hat, um beachtliche Fortschritte 
beim Schutz und der Förderung dieser 
universellen Grundfreiheit zu erreichen;;
begrüßt die vom EAD und dem Rat 
angenommene Praxis, ältere Leitlinien zu 
prüfen und zu überarbeiten; ermutigt den 
EAD, ein strengeres 
Überprüfungsverfahren anzunehmen, das 
die eingehende Anhörung von 
Interessensträgern beinhaltet, um eine 
Anpassung an sich ändernde Umstände zu 
ermöglichen;

Or. en

Änderungsantrag 89
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. begrüßt die Annahme der EU-
Leitlinien zur Religions- und 
Glaubensfreiheit und den LGBTI-Rechten;
erinnert den EAD jedoch daran, die 
verantwortungsvolle interinstitutionelle
Praxis zu beachten und sich rechtzeitig mit 
den jeweiligen politischen Gremien 
innerhalb des Europäischen Parlaments in 
Verbindung zu setzen; begrüßt die vom 
EAD und dem Rat angenommene Praxis, 
ältere Leitlinien zu prüfen und zu 
überarbeiten; ermutigt den EAD, ein 
strengeres Überprüfungsverfahren 
anzunehmen, das die eingehende Anhörung 
von Interessensträgern beinhaltet, um eine 

16. begrüßt die Annahme der EU-
Leitlinien zur Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit und den LGBTI-
Rechten; erinnert den EAD jedoch daran, 
die verantwortungsvolle interinstitutionelle 
Praxis zu beachten und sich bei der 
Entwicklung jeglicher neuer strategischer 
Instrumente, wie beispielsweise von 
Leitlinien oder der Überprüfung 
vorhandener, rechtzeitig und mit den 
jeweiligen politischen Gremien innerhalb 
des Europäischen Parlaments in 
Verbindung zu setzen; begrüßt die vom 
EAD und dem Rat angenommene Praxis, 
ältere Leitlinien zu prüfen und zu 
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Anpassung an sich ändernde Umstände zu 
ermöglichen;

überarbeiten; ermutigt den EAD, ein 
strengeres Überprüfungsverfahren 
anzunehmen, das die eingehende Anhörung 
von Interessensträgern beinhaltet, um eine 
Anpassung an sich ändernde Umstände zu 
ermöglichen;

Or. en

Änderungsantrag 90
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. begrüßt die Annahme der EU-
Leitlinien zur Religions- und 
Glaubensfreiheit und den LGBTI-Rechten; 
erinnert den EAD jedoch daran, die 
verantwortungsvolle interinstitutionelle 
Praxis zu beachten und sich rechtzeitig mit 
den jeweiligen politischen Gremien 
innerhalb des Europäischen Parlaments in 
Verbindung zu setzen; begrüßt die vom
EAD und dem Rat angenommene Praxis, 
ältere Leitlinien zu prüfen und zu 
überarbeiten; ermutigt den EAD, ein 
strengeres Überprüfungsverfahren 
anzunehmen, das die eingehende Anhörung 
von Interessensträgern beinhaltet, um eine 
Anpassung an sich ändernde Umstände zu 
ermöglichen;

16. begrüßt die Annahme der EU-
Leitlinien zur Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit und den LGBTI-Rechten; 
erinnert den EAD jedoch daran, die 
verantwortungsvolle interinstitutionelle 
Praxis zu beachten und sich rechtzeitig mit 
den jeweiligen politischen Gremien 
innerhalb des Europäischen Parlaments in 
Verbindung zu setzen; begrüßt die vom 
EAD und dem Rat angenommene Praxis, 
ältere Leitlinien zu prüfen und zu 
überarbeiten; ermutigt den EAD, ein 
strengeres Überprüfungsverfahren 
anzunehmen, das die eingehende Anhörung 
von Interessensträgern beinhaltet, um eine 
Anpassung an sich ändernde Umstände zu 
ermöglichen;

Or. fr

Änderungsantrag 91
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 17
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Entschließungsantrag Geänderter Text

17. fordert den EAD und den Rat dringend 
auf, sich insbesondere mit der Frage nach 
entsprechenden Durchführungsplänen für 
die Leitlinien zu beschäftigen; empfiehlt 
Weiterbildung und stärkere 
Sensibilisierung für das 
Delegationspersonal des EAD und der EU 
sowie für Diplomaten der Mitgliedstaaten;
bringt ausdrücklich seine Besorgnis im 
Hinblick auf die Umsetzung der Leitlinien 
zum humanitären Völkerrecht und den 
Leitlinien zu Folter und anderer grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung zum Ausdruck;

17. fordert den EAD und den Rat dringend 
auf, sich insbesondere mit der Frage nach 
entsprechenden Durchführungsplänen für 
die Leitlinien zu beschäftigen; empfiehlt 
Weiterbildung und stärkere 
Sensibilisierung für das 
Delegationspersonal des EAD und der EU 
sowie für Diplomaten der Mitgliedstaaten;
bringt ausdrücklich seine Besorgnis im 
Hinblick auf die unzureichende 
Umsetzung der Leitlinien zum humanitären 
Völkerrecht und den Leitlinien zu Folter 
und anderer grausamer, unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung zum 
Ausdruck; fordert, dass der EAD und die 
Mitgliedstaaten umgehend 
Korrekturmaßnahmen ergreifen, um 
ihren Zusagen auf der Grundlage beider 
Leitlinienwerke in vollem Umfang 
nachzukommen;

Or. en

Änderungsantrag 92
Mikael Gustafsson, Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. fordert den EAD und den Rat dringend 
auf, sich insbesondere mit der Frage nach 
entsprechenden Durchführungsplänen für 
die Leitlinien zu beschäftigen; empfiehlt 
Weiterbildung und stärkere 
Sensibilisierung für das 
Delegationspersonal des EAD und der EU 
sowie für Diplomaten der Mitgliedstaaten;
bringt ausdrücklich seine Besorgnis im 
Hinblick auf die Umsetzung der Leitlinien 
zum humanitären Völkerrecht und den 
Leitlinien zu Folter und anderer grausamer, 

17. fordert den EAD und den Rat dringend 
auf, sich insbesondere mit der Frage nach 
entsprechenden Durchführungsplänen für 
die Leitlinien zu beschäftigen; empfiehlt 
Weiterbildung und stärkere 
Sensibilisierung für das 
Delegationspersonal des EAD und der EU 
sowie für Diplomaten der Mitgliedstaaten;
bringt ausdrücklich seine Besorgnis im 
Hinblick auf die Umsetzung der Leitlinien 
zum humanitären Völkerrecht, der 
Leitlinien zu den Rechten des Kindes und 



PE516.772v01-00 54/216 AM\944825DE.doc

DE

unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung zum Ausdruck;

den Leitlinien zu Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung zum Ausdruck;

Or. en

Änderungsantrag 93
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. bedauert die Tatsache, dass die 
Mehrzahl der Mitgliedstaaten der 
Einhaltung ihrer Zusage auf der 
Grundlage des Aktionsplans zur 
Unterstützung des Freiwilligen Fonds der 
Vereinten Nationen für Opfer der Folter 
und des Sonderfonds des 
Fakultativprotokolls zum 
Übereinkommen gegen Folter nicht 
nachgekommen sind; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, in angemessener 
Weise einen Beitrag zu diesen Fonds zu 
leisten, und fordert den EAD, die 
Kommission und den Rat auf, wirksame 
Maßnahmen zur Unterstützung der 
nationalen Mechanismen zur Verhütung 
von Folter gemäß dem Aktionsplan der 
EU für Menschenrechte und Demokratie 
zu ergreifen;

Or. en

Änderungsantrag 94
Laima Liucija Andrikienė

Entschließungsantrag
Ziffer 18
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Entschließungsantrag Geänderter Text

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
den Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; ist der Ansicht, 
dass das vorrangige Ziel von Dialogen 
und Konsultationen zu Menschenrechten 
darin bestehen sollte, die Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger, 
Gewerkschaften, Journalisten, Anwälte 
und Parlamentarier zu stärken und zu 
unterstützen, die sich gegen Übergriffe im 
eigenen Land erheben und diese infrage 
stellen, und die Achtung ihrer Rechte 
einfordern; fordert die EU auf, 
sicherzustellen, dass die Dialoge und 
Konsultationen zu Menschenrechten 
anspruchsvoll sind und mit klaren 
öffentlichen Richtwerten einhergehen, 
auf deren Grundlage der Erfolg objektiv 
gemessen werden kann; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
den Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

Or. en

Änderungsantrag 95
Ana Gomes
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Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
den Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU auf, 
sicherzustellen, dass die Dialoge und 
Konsultationen zu Menschenrechten 
anspruchsvoll sind und mit klaren 
öffentlichen Richtwerten einhergehen, 
auf deren Grundlage der Erfolg objektiv 
gemessen werden kann; fordert die EU 
daher auf, klare politische 
Schlussfolgerungen zu ziehen, wenn der 
Menschenrechtsdialog nicht konstruktiv 
ist, und in diesen Fällen den Schwerpunkt 
verstärkt auf politischen Dialog, 
Maßnahmen und öffentliche Diplomatie zu 
legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

Or. en

Änderungsantrag 96
Kristiina Ojuland, Edward McMillan-Scott

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
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Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
den Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; glaubt, dass das 
vorrangige Ziel von Dialogen und 
Konsultationen zu Menschenrechten 
darin bestehen sollte, die Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger, 
Gewerkschaften, Journalisten, Anwälte 
und Parlamentarier zu stärken und zu 
unterstützen, die sich gegen Übergriffe im 
eigenen Land erheben und diese infrage 
stellen, und die Achtung ihrer Rechte 
einfordern; fordert die EU auf, 
sicherzustellen, dass die Dialoge und 
Konsultationen zu Menschenrechten 
anspruchsvoll sind und mit klaren 
öffentlichen Richtwerten einhergehen, 
auf deren Grundlage der Erfolg objektiv 
gemessen werden kann; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
den Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

Or. en

Änderungsantrag 97
Joanna Senyszyn

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
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konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
den Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; fordert die EU auf, 
sicherzustellen, dass die Dialoge und 
Konsultationen zu Menschenrechten 
anspruchsvoll sind und mit klaren 
öffentlichen Richtwerten einhergehen, 
auf deren Grundlage der Erfolg objektiv 
gemessen werden kann; hält die EU dazu 
an, nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
den Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

Or. en

Änderungsantrag 98
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 

18. weist auf die anhaltenden 
Schwierigkeiten beim Erzielen von 
konkreten Fortschritten in zahlreichen EU-
Dialogen und -Konsultationen zu 
Menschenrechten hin; hält die EU dazu an, 
nach neuen Wegen zu suchen, um die 
Dialoge mit problematischen Ländern 
sinnvoller zu gestalten; hebt die 
Notwendigkeit hervor, dass eine 
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entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
den Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

entschlossene, ehrgeizige und transparente 
Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen 
verfolgt wird; fordert die EU daher auf, 
klare politische Schlussfolgerungen zu 
ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog 
nicht konstruktiv ist, und in diesen Fällen 
und in Fällen von fortwährenden 
Menschenrechtsverletzungen den 
Schwerpunkt verstärkt auf politischen 
Dialog, Maßnahmen und öffentliche 
Diplomatie zu legen und sicherzustellen, 
dass ihre Botschaft sowohl von den 
missbräuchlich handelnden Regierungen 
als auch ihren Bevölkerungen 
vernommen wird; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen 
auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

Or. en

Änderungsantrag 99
Maria Eleni Koppa, Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 18 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

18a. erinnert an die Tatsache, dass 
Ungleichheiten und Diskriminierung 
durch Korruption im öffentlichen und 
privaten Sektor im Hinblick auf die 
gleichberechtigte Inanspruchnahme 
ziviler, politischer, wirtschaftlicher oder 
sozialer und kultureller Rechte verstetigt 
und verschlimmert werden, und betont, 
dass Bestechungshandlungen und 
Menschenrechtsverletzungen 
nachweislich den Missbrauch von Macht, 
eine fehlende Rechenschaftspflicht und 
verschiedene Formen der 
Diskriminierung beinhalten; fordert das 
Höchstmaß an Rechenschaftspflicht und 
Transparenz bei Außenhilfe und 
öffentlichen Haushalten im Hinblick auf 
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den EU-Haushalt und Außenhilfe;

Or. en

Änderungsantrag 100
Pino Arlacchi, Ivo Vajgl, Nikola Vuljanić, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 18 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

18a. erinnert daran, dass zur 
Verhinderungen von 
Menschenrechtsverletzungen in erster 
Linie die Achtung des internationalen 
Rechts im Zentrum jeglicher EU-Strategie 
stehen muss, mit der die Menschenrechte 
und die Demokratie in der Welt verbessert 
werden sollen, insbesondere bei ihren 
Beziehungen mit Partnern, die als Partei 
an bewaffneten oder eingefrorenen 
Konflikten beteiligt sind; erinnert an die 
Notwendigkeit, jede EU-Unterstützung 
von Konfliktparteien zu beenden, sei sie 
finanzieller, logistischer oder taktischer 
Art, wozu auch die Lieferung von Waffen, 
Munition und anderen Arten 
militärischer Ausrüstung gehört, wie es in 
dem Gemeinsamen Standpunkt zu 
Rüstungsexporten festgelegt ist;

Or. en

Änderungsantrag 101
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 18 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

18a. erinnert an seine Empfehlung, dass 
sich die EU als Teil der Länderstrategien 
für Menschenrechte auf eine Liste von 
„Mindest-Angelegenheiten“ einigen 
sollte, die die EU-Mitgliedstaaten und 
EU-Organe mit ihren jeweiligen Partnern 
in Drittstaaten während Treffen und 
Besuchen, einschließlich solcher auf 
höchster politischer Ebene, und während 
Gipfeltreffen ansprechen sollten; besteht 
darauf, dass dieser Ansatz auch im 
Zusammenhang mit strategischen 
Partnern, wie beispielsweise Russland 
und China, einschließlich der jährlichen 
Annahme diesbezüglicher 
Schlussfolgerungen durch den Rat, 
verfolgt werden sollte; wiederholt seine 
Empfehlung, dass sich die Prioritäten der 
Länderstrategien für Menschenrechte in 
der Programmgestaltung und 
Durchführung der Hilfe für Drittländer 
widerspiegeln sollten;

Or. en

Änderungsantrag 102
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 19

Entschließungsantrag Geänderter Text

19. erkennt die Bemühungen des EAD an, 
den ersten Zyklus der EU-
Länderstrategien für Menschenrechte 
abzuschließen; bekräftigt seine 
Unterstützung für das Ziel, der EU-
Delegation die Eigenverantwortung für die 
Länderstrategie vor Ort zu übertragen und 
gleichzeitig eine Qualitätskontrolle auf 
Leitungsebene sicherzustellen; bedauert 

19. bekräftigt seine Unterstützung für das 
Ziel, der EU-Delegation und den 
Botschaften der Mitgliedstaaten die 
Eigenverantwortung für die 
Länderstrategie vor Ort zu übertragen und 
gleichzeitig eine Qualitätskontrolle auf 
Leitungsebene sicherzustellen; bedauert 
jedoch den Mangel an Transparenz im 
Hinblick auf die Inhalte der 



PE516.772v01-00 62/216 AM\944825DE.doc

DE

jedoch den Mangel an Transparenz im 
Hinblick auf die Inhalte der 
Länderstrategien;

Länderstrategien; bekräftigt seine 
Forderung danach, dass die wichtigsten 
Prioritäten der Länderstrategien für 
Menschenrechte öffentlich 
bekanntgemacht werden und dass das 
Europäische Parlament Zugang zu diesen 
Strategien und sämtlichen Informationen 
im Zusammenhang mit ihnen erhält;
ermutigt die EU, eine öffentliche 
Auswertung der Lehren aus dem ersten 
Zyklus der EU-Länderstrategien für 
Menschenrechte vorzulegen und die 
bewährten Vorgehensweisen für den 
nächsten Zyklus zu ermitteln;

Or. en

Änderungsantrag 103
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 19

Entschließungsantrag Geänderter Text

19. erkennt die Bemühungen des EAD an, 
den ersten Zyklus der EU-Länderstrategien 
für Menschenrechte abzuschließen;
bekräftigt seine Unterstützung für das Ziel, 
der EU-Delegation die Eigenverantwortung 
für die Länderstrategie vor Ort zu 
übertragen und gleichzeitig eine 
Qualitätskontrolle auf Leitungsebene 
sicherzustellen; bedauert jedoch den 
Mangel an Transparenz im Hinblick auf 
die Inhalte der Länderstrategien;

19. erkennt die Bemühungen des EAD an, 
den ersten Zyklus der EU-Länderstrategien 
für Menschenrechte abzuschließen;
empfiehlt, dass sich die EU im Rahmen 
der Länderstrategien für Menschenrechte 
auf eine Liste von „Mindest-
Angelegenheiten“ einigt, die mit ihren 
jeweiligen Partnern in Drittstaaten 
während offizieller Treffen und Besuche 
angesprochen werden sollten; bekräftigt 
seine Unterstützung für das Ziel, der EU-
Delegation die Eigenverantwortung für die 
Länderstrategie vor Ort zu übertragen und 
gleichzeitig eine Qualitätskontrolle auf 
Leitungsebene sicherzustellen;

Or. en
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Änderungsantrag 104
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 19

Entschließungsantrag Geänderter Text

19. erkennt die Bemühungen des EAD an, 
den ersten Zyklus der EU-Länderstrategien 
für Menschenrechte abzuschließen; 
bekräftigt seine Unterstützung für das Ziel, 
der EU-Delegation die Eigenverantwortung 
für die Länderstrategie vor Ort zu 
übertragen und gleichzeitig eine 
Qualitätskontrolle auf Leitungsebene 
sicherzustellen; bedauert jedoch den 
Mangel an Transparenz im Hinblick auf 
die Inhalte der Länderstrategien;

19. erkennt die Bemühungen des EAD an, 
den ersten Zyklus der EU-Länderstrategien 
für Menschenrechte abzuschließen; 
bekräftigt seine Unterstützung für das Ziel, 
der EU-Delegation die Eigenverantwortung 
für die Länderstrategie vor Ort zu 
übertragen und gleichzeitig eine 
Qualitätskontrolle auf Leitungsebene 
sicherzustellen; bedauert jedoch den 
Mangel an Transparenz im Hinblick auf 
die Inhalte der Länderstrategien; fordert 
dringend, – zumindest – die wichtigsten 
Aktionsbereiche der einzelnen 
Länderstrategien bekanntzugeben, um ein 
gewisses Maß an Kontrolle zu 
ermöglichen;

Or. en

Änderungsantrag105
Mikael Gustafsson, Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 19

Entschließungsantrag Geänderter Text

19. erkennt die Bemühungen des EAD an, 
den ersten Zyklus der EU-Länderstrategien 
für Menschenrechte abzuschließen; 
bekräftigt seine Unterstützung für das Ziel, 
der EU-Delegation die Eigenverantwortung 
für die Länderstrategie vor Ort zu 
übertragen und gleichzeitig eine 
Qualitätskontrolle auf Leitungsebene 
sicherzustellen; bedauert jedoch den 
Mangel an Transparenz im Hinblick auf 
die Inhalte der Länderstrategien;

19. erkennt die Bemühungen des EAD an, 
den ersten Zyklus der EU-Länderstrategien 
für Menschenrechte abzuschließen; 
bekräftigt seine Unterstützung für das Ziel, 
der EU-Delegation die Eigenverantwortung 
für die Länderstrategie vor Ort zu 
übertragen und gleichzeitig eine 
Qualitätskontrolle auf Leitungsebene 
sicherzustellen; bedauert jedoch den 
Mangel an Transparenz im Hinblick auf 
die Inhalte der Länderstrategien sowie den 
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Umstand, dass Frauenrechte und 
Kinderrechte in den Länderstrategien 
nicht ausreichend berücksichtigt werden;

Or. en

Änderungsantrag 106
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 19 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

19a. fordert dazu auf, eine echte 
Partnerschaft mit Akteuren der 
Zivilgesellschaft vor Ort einzugehen, 
wozu auch Konsultationen zu politischen 
Initiativen und Dialoge über die 
Menschenrechte zählen, und eine 
wirksame Unterstützung für 
Organisationen der Zivilgesellschaft 
sicherzustellen; fordert den EAD und die 
Mitgliedstaaten zum weiteren Ausbau der 
Praxis auf, im Rahmen von 
Menschenrechtsarbeitsgruppen zu 
arbeiten, die auf lokaler Ebene zwischen 
EU-Delegationen und Botschaften von 
Mitgliedstaaten gebildet werden; fordert 
die EU-Delegationen auf, die 
Beobachtung von 
menschenrechtsrelevanten 
Gerichtsverfahren fortzusetzen, 
insbesondere von Gerichtsverfahren 
gegen Menschenrechtsaktivisten; ruft den 
EAD und die Mitgliedstaaten auf, ein 
Instrumentarium für die Beobachtung 
von Gerichtsverfahren durch die EU zu 
entwickeln sowie Programme zur 
Beobachtung von Gerichtsverfahren 
durch Organisationen der 
Zivilgesellschaft auf regionaler Ebene zu 
unterstützen;

Or. en
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Änderungsantrag 107
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 20

Entschließungsantrag Geänderter Text

20. begrüßt das fast vollständige Netzwerk 
von Anlaufstellen für 
Menschenrechtsfragen in EU-
Delegationen; ruft die VP/HV und den 
EAD auf, einen Plan zu entwickeln, wie 
dieses Netzwerk unter Ausschöpfung 
seines gesamten Potenzials genutzt werden 
kann;

20. begrüßt das fast vollständige Netzwerk 
von Anlaufstellen für 
Menschenrechtsfragen in EU-
Delegationen; ruft die VP/HV und den 
EAD auf, einen Plan zu entwickeln, wie 
dieses Netzwerk unter Ausschöpfung 
seines gesamten Potenzials genutzt werden 
kann; ersucht die EU-Delegationen, die 
Kontaktdaten sämtlicher Anlaufstellen für 
Menschenrechtsfragen und sämtlicher 
EU-Verbindungsbeamten für 
Menschenrechtsaktivisten zu 
veröffentlichen; begrüßt die Benennung 
von Anlaufstellen für 
Menschenrechtsfragen als wichtige 
Kontaktpersonen insbesondere für 
externe Akteure und ruft den EAD 
zugleich dazu auf, spezielle 
Menschenrechtsbeamte innerhalb der 
politischen Abteilungen der EU-
Delegationen zu ernennen, da diese die 
Umsetzung der EU-
Menschenrechtspolitik in Drittländern 
erheblich verbessern sowie zu einem 
verstärkten und detaillierteren Berichts-
und Analysewesen beitragen würden, 
unter anderem im Jahresbericht zur Lage 
der Menschenrechte;

Or. en

Änderungsantrag 108
Jean Roatta, Tokia Saïfi
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Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

Menschenrechtsklausel bei 
Handelspräferenzen und in 
Außenhandelsabkommen

Menschenrechte in der Handelspolitik der 
EU

Or. fr

Änderungsantrag 109
Jean Roatta, Tokia Saïfi

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten;

21. unterstützt die Praxis der EU, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln systematisch Teil der 
Handelsabkommen sein sollten;

Or. fr

Änderungsantrag 110
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die
internationalen Abkommen der EU
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende einklagbare und nicht 
verhandelbare Menschenrechtsklauseln in 
alle internationalen Abkommen 
aufzunehmen, die die EU mit Drittländern 
schließt, einschließlich sämtlicher 
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sollten; sektorspezifischer Handelsabkommen, und 
fordert eine wirksame Überwachung ihrer 
Anwendung;

Or. en

Änderungsantrag 111
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten;

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten; bedauert, dass die Durchsetzung 
von Menschenrechtsklauseln und 
Menschenrechtsbedingungen in 
Partnerschaftsvereinbarungen zwischen 
der EU und Drittländern nach wie vor 
kaum greifbar und unbefriedigend ist; ist 
der Ansicht, dass – im Falle von 
anhaltenden Menschenrechtsverletzungen 
– die EU sich laut und deutlich äußern 
und Kritik bei Treffen auf hoher 
ministerieller Ebene anbringen sollte, um 
sicherzustellen, dass ihr Anliegen sowohl 
bei den die Menschenrechte verletzenden 
Regierungen als auch bei den betroffenen 
Völkern Gehör findet;

Or. en

Änderungsantrag 112
Inese Vaidere

Entschließungsantrag
Ziffer 21



PE516.772v01-00 68/216 AM\944825DE.doc

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten;

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten; besteht darauf, dass die 
ordnungsgemäße Überwachung der 
Menschenrechtsklausel eines jeden 
Handelsabkommens gewährleistet sein 
muss;

Or. en

Änderungsantrag 113
László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten;

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen sowie ausnahmslos in allen 
Bereichen des auswärtigen Handelns der 
EU die Menschenrechte zu fördern, und 
ist der Ansicht, dass diese Klauseln Teil 
sämtlicher sektorspezifischer 
Handelsabkommen sein sollten;

Or. en

Änderungsantrag 114
Sajjad Karim

Entschließungsantrag
Ziffer 21
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Entschließungsantrag Geänderter Text

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten;

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln und 
Demokratieklauseln in die internationalen 
Abkommen der EU aufzunehmen, und ist 
der Ansicht, dass diese Klauseln Teil 
sämtlicher sektorspezifischer, bilateraler 
und multilateraler Handelsabkommen sein 
sollten;

Or. en

Änderungsantrag 115
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten;

21. betont, dass die seit 1995 in 
politischen Rahmenabkommen mit 
Drittländern und in mit über 120 Ländern 
geschlossenen Abkommen enthaltenen 
Demokratie- und 
Menschenrechtsklauseln indessen 
weitestgehend unbeachtet bleiben;
befürwortet die Praxis, rechtlich bindende 
Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten; ist weiterhin überzeugt, dass diese 
Klausel, die in der Tat eine rechtlich 
bindende Verpflichtung der EU und der 
Partnerstaaten darstellen sollte, mit einem 
operativen Durchsetzungsmechanismus 
ergänzt werden muss, so dass sie konkrete 
Gestalt annehmen kann; ist der Ansicht, 
dass vorgeschaltete 
Kontrollmechanismen, die vor dem 
Abschluss eines Rahmenabkommens 
greifen und als grundlegendes Merkmal 
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des Abkommens Vorbedingung für dessen 
Abschluss sind, sowie nachgeschaltete 
Kontrollmechanismen es ermöglichen, 
Verstößen gegen besagte Klauseln 
konkrete Maßnahmen bis hin zur 
Aufhebung des Abkommens folgen zu 
lassen;

Or. fr

Änderungsantrag 116
Mikael Gustafsson, Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln in die 
internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten;

21. befürwortet die Praxis, rechtlich 
bindende Menschenrechtsklauseln, 
einschließlich Klauseln zu Kinderarbeit 
sowie zu Missbrauch und Rekrutierung 
von Kindern in bewaffneten Gruppen, in 
die internationalen Abkommen der EU 
aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass 
diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein 
sollten;

Or. en

Änderungsantrag 117
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 21 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

21a. wiederholt, dass – im Falle der 
Verabschiedung einer Empfehlung 
seitens des Parlaments, in der die 
Anwendung der Menschenrechtsklausel 
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gefordert wird – der EAD die Lage im 
betreffenden Land sorgfältig prüfen und 
dem zuständigen Ausschuss des 
Parlaments über seine Einschätzung und 
die vorgeschlagene Reaktion Bericht 
erstatten sollte;

Or. en

Änderungsantrag 118
Inese Vaidere

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie bei dem Abschluss der 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll 
des Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan;

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann;

Or. en

Änderungsantrag 119
Elisabeth Jeggle

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie bei dem Abschluss der 

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann;



PE516.772v01-00 72/216 AM\944825DE.doc

DE

Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll 
des Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen zwischen der EU 
und Usbekistan;

Or. de

Änderungsantrag 120
Pino Arlacchi, Ivo Vajgl, Nikola Vuljanić

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie bei dem Abschluss der 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll des 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan;

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie bei dem Abschluss der 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll des 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan; verweist auf den 
Beschluss des Europäischen Parlaments 
vom 13. Dezember 2011, die 
vorgeschlagene Verlängerung des 
Fischereiabkommens zwischen der EU 
und Marokko abzulehnen, da in diesem 
die Interessen der saharauischen 
Bevölkerung nicht berücksichtigt werden;

Or. en

Änderungsantrag 121
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 22
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Entschließungsantrag Geänderter Text

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie bei dem Abschluss der 
Partnerschafts- und weist (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll des 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan;

22. weist darauf hin, dass das Parlament
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen bei Vorliegen 
schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
sollte, wie bei dem Abschluss der 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll des 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan;

Or. en

Änderungsantrag 122
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie bei dem Abschluss der 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll des 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan;

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie bei dem Abschluss der 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll des 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan; bedauert jedoch den 
mangelnden Fortschritt bei der 
Einrichtung eines Mechanismus zur 
Überwachung von 
Menschenrechtssituationen, dessen 
Schaffung eigentlich im Rahmen des 
Abschlusses des PKA mit Turkmenistan 
vereinbart wurde;
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Or. en

Änderungsantrag 123
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie bei dem Abschluss der 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll des 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan;

22. weist darauf hin, dass das Parlament 
seine Zustimmung zu internationalen 
Abkommen aufgrund schwerwiegender 
Menschenrechtsverletzungen verweigern 
kann, wie beispielsweise bei dem 
Abschluss der Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) mit 
Turkmenistan oder dem Textilprotokoll des 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Usbekistan;

Or. en

Änderungsantrag 124
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 22 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

22a. ruft die EU und die Mitgliedstaaten 
auf, sicherzustellen, dass europäische 
Unternehmen bei Geschäften außerhalb 
der EU Menschenrechtsstandards 
einhalten, insbesondere in Ländern, in 
denen es keine Infrastruktur zur 
Durchsetzung derartiger Standards gibt; 
ruft in Erinnerung, dass für die EU die 
Förderung der sozialen Verantwortung 
der Unternehmen einen Kernpunkt ihrer 
Außenpolitik bildet;
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Or. en

Änderungsantrag 125
Sajjad Karim

Entschließungsantrag
Ziffer 22 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

22a. ruft Indien und die EU in diesem 
Zusammenhang dazu auf, sicherzustellen, 
dass der Dialog über offene Streitfragen 
intensiviert wird, insbesondere im 
Hinblick auf Kaschmir;

Or. en

Änderungsantrag 126
Jean Roatta, Tokia Saïfi

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. begrüßt die Weiterführung des 
erweiterten Handelspräferenzsystems 
(APS+), in dessen Rahmen Länder 
zusätzliche Vorzugspreise als Anreiz für 
die Ratifizierung und Umsetzung der 27 
wichtigsten Menschenrechts-, Arbeits-
und Umweltkonventionen erhalten 
können; betont, dass die erweiterten 
Handelspräferenzen nur den Ländern 
gewährt werden dürfen, die die 
Konventionen ratifiziert und wirksam 
umgesetzt haben; weist auch auf die 
Möglichkeit eines vorübergehenden 
Entzugs von erweiterten 
Handelspräferenzen für Länder hin, die 
gegen Menschenrechte verstoßen; fordert 
die Europäische Kommission daher auf, 
bei der Überwachung echte 

23. erinnert daran, dass das überarbeitete 
APS-Verfahren am 1. Januar 2014 in 
Kraft treten wird; begrüßt die 
Weiterführung des erweiterten 
Handelspräferenzsystems (APS+), in 
dessen Rahmen Länder zusätzliche 
Vorzugspreise erhalten können, sobald sie
die 27 wichtigsten Menschenrechts-, 
Arbeits- und Umweltkonventionen
ratifiziert und umgesetzt haben; weist auf 
die Möglichkeit einer Aussetzung der 
Präferenzen des APS, des APS+ und Alles 
außer Waffen (EBA) bei einem groben 
Verstoß gegen die Menschenrechte hin; 
fordert die Kommission auf, die 
Bewertungen zum erweiterten 
Handelspräferenzsystem öffentlich 
zugänglich zu machen, um die Transparenz 
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Kommunikationskanäle zu öffnen und 
umfassende Konsultationen mit einer 
breiten Vielfalt von Partnern, 
einschließlich dem Europäischen 
Parlament und lokalen Akteuren der 
Zivilgesellschaft sowie dem sozialen 
Sektor, durchzuführen; fordert die 
Kommission auf, die Bewertungen zum 
erweiterten Handelspräferenzsystem 
öffentlich zugänglich zu machen, um die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
steigern;

und Rechenschaftspflicht zu steigern;

Or. fr

Änderungsantrag 127
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. begrüßt die Weiterführung des 
erweiterten Handelspräferenzsystems 
(APS+), in dessen Rahmen Länder 
zusätzliche Vorzugspreise als Anreiz für 
die Ratifizierung und Umsetzung der 27 
wichtigsten Menschenrechts-, Arbeits-
und Umweltkonventionen erhalten 
können; betont, dass die erweiterten 
Handelspräferenzen nur den Ländern 
gewährt werden dürfen, die die 
Konventionen ratifiziert und wirksam 
umgesetzt haben; weist auch auf die 
Möglichkeit eines vorübergehenden 
Entzugs von erweiterten 
Handelspräferenzen für Länder hin, die 
gegen Menschenrechte verstoßen; fordert 
die Europäische Kommission daher auf, 
bei der Überwachung echte 
Kommunikationskanäle zu öffnen und 
umfassende Konsultationen mit einer 
breiten Vielfalt von Partnern, 
einschließlich dem Europäischen 
Parlament und lokalen Akteuren der 

23. betont, dass die erweiterten 
Handelspräferenzen nur den Ländern 
gewährt werden dürfen, die die 27 
wichtigsten Menschenrechts-, Arbeits-
und Umweltkonventionen ratifiziert und 
wirksam umgesetzt haben; weist auch auf 
die Möglichkeit eines vorübergehenden 
Entzugs von erweiterten 
Handelspräferenzen für Länder hin, die 
gegen Menschenrechte verstoßen; fordert 
die Europäische Kommission daher auf, 
bei der Überwachung echte 
Kommunikationskanäle zu öffnen und 
umfassende Konsultationen mit einer 
breiten Vielfalt von Partnern, 
einschließlich dem Europäischen 
Parlament und lokalen Akteuren der 
Zivilgesellschaft sowie dem sozialen 
Sektor, durchzuführen; fordert die 
Kommission auf, die Bewertungen zum 
erweiterten Handelspräferenzsystem 
öffentlich zugänglich zu machen, um die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
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Zivilgesellschaft sowie dem sozialen 
Sektor, durchzuführen; fordert die 
Kommission auf, die Bewertungen zum 
erweiterten Handelspräferenzsystem 
öffentlich zugänglich zu machen, um die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
steigern;

steigern;

Or. fr

Änderungsantrag 128
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. begrüßt die Weiterführung des 
erweiterten Handelspräferenzsystems 
(APS+), in dessen Rahmen Länder 
zusätzliche Vorzugspreise als Anreiz für 
die Ratifizierung und Umsetzung der 27 
wichtigsten Menschenrechts-, Arbeits- und 
Umweltkonventionen erhalten können; 
betont, dass die erweiterten 
Handelspräferenzen nur den Ländern 
gewährt werden dürfen, die die 
Konventionen ratifiziert und wirksam 
umgesetzt haben; weist auch auf die 
Möglichkeit eines vorübergehenden 
Entzugs von erweiterten 
Handelspräferenzen für Länder hin, die 
gegen Menschenrechte verstoßen; fordert 
die Europäische Kommission daher auf, 
bei der Überwachung echte 
Kommunikationskanäle zu öffnen und
umfassende Konsultationen mit einer 
breiten Vielfalt von Partnern, 
einschließlich dem Europäischen 
Parlament und lokalen Akteuren der 
Zivilgesellschaft sowie dem sozialen 
Sektor, durchzuführen; fordert die 
Kommission auf, die Bewertungen zum 
erweiterten Handelspräferenzsystem 

23. begrüßt die Weiterführung des 
erweiterten Handelspräferenzsystems 
(APS+), in dessen Rahmen Länder 
zusätzliche Vorzugspreise als Anreiz für 
die Ratifizierung und Umsetzung der 27 
wichtigsten Menschenrechts-, Arbeits- und 
Umweltkonventionen erhalten können; 
betont, dass die erweiterten 
Handelspräferenzen nur den Ländern 
gewährt werden dürfen, die die 
Konventionen ratifiziert und wirksam 
umgesetzt haben; verlangt, dass der 
delegierte Rechtsakt, mit dem die 
Kommission die Aufnahme eines 
Bewerberlands vorschlägt, auf 
individueller Basis erfolgt; ruft die 
Kommission dazu auf, von zukünftigen 
APS+-Bewerbern zu verlangen, dass sie 
eine Dauereinladung für die 
Sonderverfahren der Vereinten Nationen 
aussprechen und dass sie sämtliche 
ausstehenden regelmäßigen Berichte bei 
den zuständigen UNO-Behörden zur 
Überwachung der Menschenrechte 
einreichen, um für gleiche Bedingungen 
zwischen allen APS+-Bewerbern und für 
eine gemeinsame Grundlinie zu sorgen, 
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öffentlich zugänglich zu machen, um die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
steigern;

anhand derer sich bei der Aufnahme die 
Einhaltung GSP+-Anforderungen 
bewerten lässt; weist auch auf die 
Möglichkeit eines vorübergehenden 
Entzugs von erweiterten 
Handelspräferenzen für Länder hin, die 
gegen Menschenrechte verstoßen; fordert 
die Europäische Kommission daher auf, 
bei der Überwachung echte 
Kommunikationskanäle zu öffnen sowie
umfassende und transparente 
Konsultationen mit einer breiten Vielfalt 
von Partnern, einschließlich dem 
Europäischen Parlament und lokalen 
Akteuren der Zivilgesellschaft sowie dem 
sozialen Sektor, durchzuführen; fordert die 
Kommission auf, die Bewertungen zum 
erweiterten Handelspräferenzsystem 
öffentlich zugänglich zu machen, um die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
steigern;

Or. en

Änderungsantrag 129
Sajjad Karim

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. begrüßt die Weiterführung des 
erweiterten Handelspräferenzsystems 
(APS+), in dessen Rahmen Länder 
zusätzliche Vorzugspreise als Anreiz für 
die Ratifizierung und Umsetzung der 27 
wichtigsten Menschenrechts-, Arbeits- und 
Umweltkonventionen erhalten können; 
betont, dass die erweiterten 
Handelspräferenzen nur den Ländern 
gewährt werden dürfen, die die 
Konventionen ratifiziert und wirksam 
umgesetzt haben; weist auch auf die 
Möglichkeit eines vorübergehenden 
Entzugs von erweiterten 

23. begrüßt die Weiterführung des 
erweiterten Handelspräferenzsystems 
(APS+), in dessen Rahmen Länder 
zusätzliche Vorzugspreise als Anreiz für 
die Ratifizierung und Umsetzung der 27 
wichtigsten Menschenrechts-, Arbeits- und 
Umweltkonventionen erhalten können; 
betont, dass die erweiterten 
Handelspräferenzen nur den Ländern 
gewährt werden dürfen, die die 
Konventionen ratifiziert und
glaubwürdigen Einsatz für ihre wirksame 
Umsetzung gezeigt haben; weist auch auf 
die Möglichkeit eines vorübergehenden 
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Handelspräferenzen für Länder hin, die 
gegen Menschenrechte verstoßen; fordert 
die Europäische Kommission daher auf, 
bei der Überwachung echte 
Kommunikationskanäle zu öffnen und 
umfassende Konsultationen mit einer 
breiten Vielfalt von Partnern, 
einschließlich dem Europäischen 
Parlament und lokalen Akteuren der 
Zivilgesellschaft sowie dem sozialen 
Sektor, durchzuführen; fordert die 
Kommission auf, die Bewertungen zum 
erweiterten Handelspräferenzsystem 
öffentlich zugänglich zu machen, um die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
steigern;

Entzugs von erweiterten 
Handelspräferenzen für Länder hin, die 
gegen Menschenrechte verstoßen; fordert 
die Europäische Kommission daher auf, 
bei der Überwachung echte 
Kommunikationskanäle zu öffnen und 
umfassende Konsultationen mit einer 
breiten Vielfalt von Partnern, 
einschließlich dem Europäischen 
Parlament und lokalen Akteuren der 
Zivilgesellschaft sowie dem sozialen 
Sektor, durchzuführen; fordert die 
Kommission auf, die Bewertungen zum 
erweiterten Handelspräferenzsystem 
öffentlich zugänglich zu machen, um die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
steigern;

Or. en

Änderungsantrag 130
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Ziffer 24

Entschließungsantrag Geänderter Text

24. fordert die EU des Weiteren auf, 
spezifische politische Leitlinien zur 
wirksamen Einbeziehung von 
Menschrechten in ihren Handels- und 
Investitionsabkommen zu formulieren 
und anzunehmen, um methodische 
Konsistenz und Sorgfalt bei der 
Folgenabschätzung in Bezug auf 
Menschenrechte zu erreichen;

entfällt

Or. fr

Änderungsantrag 131
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Entschließungsantrag
Ziffer 24

Entschließungsantrag Geänderter Text

24. fordert die EU des Weiteren auf,
spezifische politische Leitlinien zur 
wirksamen Einbeziehung von 
Menschrechten in ihren Handels- und 
Investitionsabkommen zu formulieren und 
anzunehmen, um methodische Konsistenz 
und Sorgfalt bei der Folgenabschätzung in 
Bezug auf Menschenrechte zu erreichen;

24. fordert, dass der EAD und die
Kommission dem Parlament darüber 
berichten, wie sie ihre im Rahmen des 
Aktionsplans eingegangene Verpflichtung 
umgesetzt haben, spezifische politische 
Leitlinien zur wirksamen Einbeziehung 
von Menschrechten in den Handels- und 
Investitionsabkommen der EU zu 
formulieren und anzunehmen, um 
methodische Konsistenz und Sorgfalt bei 
der Folgenabschätzung in Bezug auf 
Menschenrechte zu erreichen;

Or. en

Änderungsantrag 132
Marusya Lyubcheva

Entschließungsantrag
Ziffer 24 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

24a. verweist auf die Notwendigkeit, die 
Bedingungen für die Freizügigkeit der 
EU-Bürger zu verbessern und den 
Arbeitsmarkt in allen Mitgliedstaaten 
ohne Einschränkung der Rechte der 
Bürger aus den neuen Mitgliedstaaten zu 
öffnen;;

Or. bg

Änderungsantrag 133
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 24 – Unterabsatz 1 (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

Unternehmen und Menschenrechte

Or. en

Änderungsantrag 134
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 24 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

24a. ruft die EU dazu auf, die 
Vereinbarkeit ihrer Politik mit den 
Menschenrechten sicherzustellen, 
insbesondere im Bereich des Handels mit 
sensiblen Waren, wie etwa Waffen und 
Überwachungstechnik mit doppeltem 
Verwendungszweck, wobei 
Menschenrechtsfragen gegenüber 
wirtschaftlichen Interessen Vorrang 
haben müssen;

Or. en

Änderungsantrag 135
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 24 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

24b. äußert seine Besorgnis über Berichte 
über die Zusammenarbeit bestimmter in 
der EU ansässiger Unternehmen mit 
Staaten – einschließlich autoritärer 
Regimes – im Bereich der 
Informationstechnologie und 
Kommunikation, die zu Verletzungen der 
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Menschenrechte in Form der Zensur von 
Informationen, der großflächigen 
Überwachung sowie der Kontrolle, 
Ortung und Verfolgung von Bürgern und 
ihrer Aktivitäten in (mobilen) 
Telefonnetzen und im Internet führt; 
betont, dass die unbedingte Einhaltung 
der Menschenrechte, sorgfältige 
Prüfungen und Transparenz vonnöten 
sind, damit die soziale Verantwortung der 
Unternehmen über die gesamte 
Lieferkette hinweg sichergestellt werden 
kann und Korruption, Steuervermeidung 
und illegale Finanzströme bekämpft 
werden können; ist der Überzeugung, 
dass europäische Unternehmen, ihre 
Niederlassungen und ihre 
Unterauftragnehmer eine Schlüsselrolle 
bei der weltweiten Förderung und 
Verbreitung der 
Menschenrechtsstandards einnehmen 
und diese Werte bei ihren Bemühungen, 
ihre Absatzmärkte im Ausland zu 
erweitern, niemals aufs Spiel setzen 
sollten;

Or. en

Änderungsantrag 136
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 24 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

24b. ruft den EAD auf, über die 
Prioritäten der EU bei der Umsetzung der 
UN-Leitprinzipien für Unternehmen und 
Menschenrechte sowie über den aktuellen 
Stand bei der Entwicklung nationaler 
Strategien für die Umsetzung dieser UN-
Leitprinzipien durch die Mitgliedstaaten 
Bericht zu erstatten;
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Or. en

Änderungsantrag 137
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Absatz 24 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

24c. erinnert die Kommission an ihre im 
September 2010 eingegangene 
Verpflichtung, den Themenbereich der 
Zwangsarbeit in Gefängnissen in 
Drittländern zu untersuchen und die 
Reaktion der EU entsprechend 
anzupassen, und verlangt von der 
Kommission, dem Parlament über das 
Ergebnis dieses Prozesses Bericht zu 
erstatten; fordert die Kommission auf, 
Gesetzesvorschläge einzubringen, mit 
denen der Import von Waren, die durch 
Zwangsarbeit und Arbeit in Gefängnissen 
hergestellt worden sind, in die EU 
verboten wird;

Or. en

Änderungsantrag 138
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 24 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

24d. weist nachdrücklich auf die 
Auswirkungen von Landerwerb und 
Landpacht im großen Stil (sogenanntes 
„Land Grabbing“) auf die Wahrnehmung 
der Menschenrechte hin, einschließlich 
des Rechts auf Nahrung; fordert die EU 
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auf, einen Rahmen zu entwickeln, um in 
ihren Beziehungen zu Drittländern auf 
diesen Problembereich einzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 139
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 24 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

24e. bedauert den mangelnden Fortschritt 
seitens der Kommission, dem Ansuchen 
des Europäischen Parlaments um 
Einbringung eines Gesetzesvorschlags 
nachzukommen, mit dem EU-
Unternehmen verpflichtet werden, 
sicherzustellen, dass durch ihren Einkauf 
keine für kämpferische 
Auseinandersetzungen oder schwere 
Menschenrechtsverletzungen 
verantwortlichen Straftäter unterstützt 
werden;

Or. en

Änderungsantrag 140
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 24 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

24f. bekräftigt, dass europäische 
Unternehmen die angemessene und 
gebotene Sorgfalt walten lassen sollten, 
um sicherzustellen, dass bei ihren 
Tätigkeiten, wo auch immer sie 
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durchgeführt werden, die 
Menschenrechte beachtet werden; betont 
die Bedeutung einer aussagekräftigen 
Berichterstattung über die 
Menschenrechtsauswirkungen, die 
sozialen Auswirkungen und die 
Umweltauswirkungen von Projekten, die 
durch die Europäische Investitionsbank 
(EIB) oder durch Exportkredite 
unterstützt werden, die von europäischen 
Exportkreditagenturen gewährt werden; 
ruft die Kommission auf, eine Methodik 
für das nicht-finanzielle Berichtswesen 
seitens der europäischen Kreditagenturen 
und der Europäischen Investitionsbank 
hinsichtlich der Einhaltung der 
Bestimmungen von Artikel 21 des 
Vertrags über die Europäische Union –
der unter anderem eine Verpflichtung zur 
Wahrung der Menschenrechte enthält –
durch ihre Tätigkeiten auszuarbeiten;

Or. en

Änderungsantrag 141
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 25

Entschließungsantrag Geänderter Text

25. weist auf die überwältigenden Beweise 
aus den letzten Jahren hin, die die große 
Bedeutung der EU-Außenpolitik und deren 
angemessene Befassung mit dynamischen 
Übergangsprozessen in Drittländern 
aufzeigen; ermutigt die EU, weiterhin 
Lehren aus vergangenen positiven und 
negativen Erfahrungen zu ziehen, die 
Wiederholung bestimmter politischer 
Fehler zu vermeiden und empfehlenswerte 
Verfahren aufzustellen, um die 
Demokratisierungsprozesse zu 
beeinflussen und zu festigen; erkennt die 

25. weist auf die überwältigenden Beweise 
aus den letzten Jahren hin, die die große 
Bedeutung der EU-Außenpolitik und deren 
angemessene Befassung mit dynamischen 
Übergangsprozessen in Drittländern 
aufzeigen; ermutigt die EU, weiterhin 
Lehren aus vergangenen positiven und 
negativen Erfahrungen zu ziehen, die 
Wiederholung bestimmter politischer 
Fehler zu vermeiden und empfehlenswerte 
Verfahren aufzustellen, um die 
Demokratisierungsprozesse zu 
beeinflussen und zu festigen; erkennt die 
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Notwendigkeit von politischer Flexibilität 
in verschiedenen Situationen an und 
befürwortet die Entwicklung von 
politischen Instrumenten, die in 
verschiedenen Übergangsszenarien zum 
Einsatz kommen könnten, um Maßnahmen 
zur Förderung der Menschenrechte und 
Demokratie auf flexible und glaubwürdige
Weise in den EU-Ansatz zu integrieren;

Notwendigkeit von politischer Flexibilität 
in verschiedenen Situationen an und 
befürwortet die Entwicklung von 
politischen Instrumenten, die in 
verschiedenen Übergangsszenarien zum 
Einsatz kommen könnten, um Maßnahmen 
zur Förderung der Menschenrechte und 
Demokratie auf flexible und wirksame 
Weise in den EU-Ansatz zu integrieren;

Or. en

Änderungsantrag 142
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 26

Entschließungsantrag Geänderter Text

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
politische Reformprozesse und 
Demokratisierung mit der Achtung von 
Menschenrechten, der Förderung von 
Gerichtswesen, Rechenschaftspflicht, 
Versöhnung, Rechtstaatlichkeit und der 
Einrichtung demokratischer Institutionen 
einhergehen müssen; weist auf die 
Bedeutung der Wiedergutmachung für 
Menschenrechtsverletzungen hin, die von 
ehemaligen Regimen begangen wurden; 
besteht darauf, dass die EU jederzeit einen 
kontextabhängigen Ansatz für die 
Übergangsjustiz befürwortet;

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
politische Reformprozesse und 
Demokratisierung mit der Achtung von 
Menschenrechten, der Förderung von 
Gerichtswesen, Transparenz,
Rechenschaftspflicht, Versöhnung, 
Rechtstaatlichkeit und der Einrichtung 
demokratischer Institutionen einhergehen 
müssen; weist auf die Bedeutung der 
Wiedergutmachung für 
Menschenrechtsverletzungen hin, die von 
ehemaligen Regimen begangen wurden; 
besteht darauf, dass die EU jederzeit einen 
kontextabhängigen Ansatz für die 
Übergangsjustiz befürwortet;

Or. en

Änderungsantrag 143
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 26
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Entschließungsantrag Geänderter Text

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
politische Reformprozesse und 
Demokratisierung mit der Achtung von 
Menschenrechten, der Förderung von 
Gerichtswesen, Rechenschaftspflicht, 
Versöhnung, Rechtstaatlichkeit und der 
Einrichtung demokratischer Institutionen 
einhergehen müssen; weist auf die 
Bedeutung der Wiedergutmachung für 
Menschenrechtsverletzungen hin, die von 
ehemaligen Regimen begangen wurden; 
besteht darauf, dass die EU jederzeit einen 
kontextabhängigen Ansatz für die 
Übergangsjustiz befürwortet;

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
politische Reformprozesse und 
Demokratisierung mit der Achtung von 
Menschenrechten, der Förderung von 
Gerichtswesen, Rechenschaftspflicht, 
Versöhnung, Rechtstaatlichkeit und der 
Einrichtung demokratischer Institutionen 
einhergehen müssen; weist auf die 
Bedeutung der Wiedergutmachung für 
Menschenrechtsverletzungen hin, die von 
ehemaligen Regimen begangen wurden; 
besteht darauf, dass die EU jederzeit einen 
kontextabhängigen Ansatz für die 
Übergangsjustiz befürwortet, wobei jedoch 
strikt das Prinzip der 
Rechenschaftspflicht für Verletzungen 
der Menschenrechte und des 
humanitären Völkerrechts sowie das 
Recht auf Wiedergutmachung gewahrt 
bleiben müssen;

Or. en

Änderungsantrag 144
Mikael Gustafsson, Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 26

Entschließungsantrag Geänderter Text

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
politische Reformprozesse und 
Demokratisierung mit der Achtung von 
Menschenrechten, der Förderung von 
Gerichtswesen, Rechenschaftspflicht, 
Versöhnung, Rechtstaatlichkeit und der 
Einrichtung demokratischer Institutionen 
einhergehen müssen; weist auf die 
Bedeutung der Wiedergutmachung für 
Menschenrechtsverletzungen hin, die von 
ehemaligen Regimen begangen wurden; 
besteht darauf, dass die EU jederzeit einen 

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
politische Reformprozesse und 
Demokratisierung mit der Achtung von 
Menschenrechten, der Förderung der 
Geschlechtergleichstellung und der 
Gerechtigkeit, einschließlich 
Gerechtigkeit für Kinder, sowie mit 
Rechenschaftspflicht, Versöhnung, 
Rechtstaatlichkeit und der Einrichtung 
demokratischer Institutionen einhergehen 
müssen; weist auf die Bedeutung der 
Wiedergutmachung für 
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kontextabhängigen Ansatz für die 
Übergangsjustiz befürwortet;

Menschenrechtsverletzungen hin, die von 
ehemaligen Regimen begangen wurden; 
besteht darauf, dass die EU jederzeit einen 
kontextabhängigen Ansatz für die 
Übergangsjustiz befürwortet;

Or. en

Änderungsantrag 145
Marusya Lyubcheva

Entschließungsantrag
Ziffer 26

Entschließungsantrag Geänderter Text

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
politische Reformprozesse und 
Demokratisierung mit der Achtung von 
Menschenrechten, der Förderung von 
Gerichtswesen, Rechenschaftspflicht, 
Versöhnung, Rechtstaatlichkeit und der 
Einrichtung demokratischer Institutionen 
einhergehen müssen; weist auf die 
Bedeutung der Wiedergutmachung für 
Menschenrechtsverletzungen hin, die von 
ehemaligen Regimen begangen wurden; 
besteht darauf, dass die EU jederzeit einen
kontextabhängigen Ansatz für die 
Übergangsjustiz befürwortet;

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
politische Reformprozesse und 
Demokratisierung mit der Achtung von 
Menschenrechten, der Förderung von 
Gerichtswesen, Rechenschaftspflicht, 
Versöhnung, Rechtstaatlichkeit und der 
Einrichtung demokratischer Institutionen 
einhergehen müssen; weist auf die 
Bedeutung der Wiedergutmachung für 
Menschenrechtsverletzungen hin, die von 
ehemaligen Regimen begangen wurden; 
besteht darauf, dass die EU jederzeit eine 
Anpassung der Justizsysteme und die 
Vereinbarung der Reformen mit den 
Übergangsbedingungen zur Demokratie 
befürwortet;

Or. bg

Änderungsantrag 146
László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 27

Entschließungsantrag Geänderter Text

27. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 27. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
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die EU den Ländern ihre volle 
Unterstützung geben sollte, die autoritäre 
Regime gestürzt haben und sich im 
Übergang zur Demokratie befinden; 
erinnert daran, dass die Polizei, das Militär 
und das Gerichtswesen häufig als 
Mechanismen genutzt werden, um 
systematische Verletzungen der 
Menschenrechte zu veranlassen; weist 
daher mit Nachdruck darauf hin, dass die 
institutionelle Reform dieser Organe zu 
einer größeren Rechenschaftspflicht und 
Transparenz in Übergangsprozessen führen 
muss;

die EU – indem sie die Zivilgesellschaft 
als maßgeblichen Akteur für die 
Einforderung von Rechtsstaatlichkeit, 
Rechenschaftspflicht und Transparenz 
und für die Förderung von auf politische 
Veränderungen und Teilhabe abzielenden 
sozialen Bewegungen unterstützt – den 
Ländern ihre volle Unterstützung geben 
sollte, die autoritäre Regime gestürzt haben 
und sich im Übergang zur Demokratie 
befinden; erinnert daran, dass die Polizei, 
das Militär und das Gerichtswesen häufig 
als Mechanismen genutzt werden, um 
systematische Verletzungen der 
Menschenrechte zu veranlassen; weist 
daher mit Nachdruck darauf hin, dass die 
institutionelle Reform dieser Organe zu 
einer größeren Rechenschaftspflicht und 
Transparenz in Übergangsprozessen führen 
muss;

Or. en

Änderungsantrag 147
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 27

Entschließungsantrag Geänderter Text

27. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
die EU den Ländern ihre volle 
Unterstützung geben sollte, die autoritäre 
Regime gestürzt haben und sich im 
Übergang zur Demokratie befinden; 
erinnert daran, dass die Polizei, das Militär 
und das Gerichtswesen häufig als 
Mechanismen genutzt werden, um 
systematische Verletzungen der 
Menschenrechte zu veranlassen; weist 
daher mit Nachdruck darauf hin, dass die 
institutionelle Reform dieser Organe zu 
einer größeren Rechenschaftspflicht und 
Transparenz in Übergangsprozessen führen 

27. weist mit Nachdruck darauf hin, dass
die EU den Ländern ihre volle 
Unterstützung geben sollte, die autoritäre 
Regime gestürzt haben und sich im 
Übergang zur Demokratie befinden; ist der 
Ansicht, dass es sich unter 
Berücksichtigung der 
Verantwortlichkeiten der EU und 
bestimmter Mitgliedstaaten in der 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Lage, die zu den Volksaufständen in den 
so genannten Ländern des „Arabischen 
Frühlings“ geführt hat, für die 
Europäische Union gehört, die 
Institutionen dieser Länder bei der 
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muss; Durchführung der Kontrollen der 
Schulden, vor allem der europäischen 
Schulden, zu unterstützen, damit der 
unrechtmäßige Anteil der Schulden 
festgestellt wird, der für die Bevölkerung 
nicht von Nutzen war, weiterhin muss sie 
alles daran setzen, die schnelle 
Annullierung dieser unrechtmäßigen 
Schulden zu ermöglichen; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten erneut auf, 
weitere erhebliche Anstrengungen zu 
unternehmen, um die Rückführung 
veruntreuter Vermögenswerte, die die 
ehemaligen Regime den Völkern in den 
Ländern des Arabischen Frühlings 
gestohlen haben, innerhalb einer 
vernünftigen Zeitspanne zu erleichtern; 
macht sich Gedanken um den 
Fortbestand der Partnerschaftsrichtlinien 
in Anbetracht der vor kurzem geführten 
Beratungen; erinnert daran, dass die 
Polizei, das Militär und das Gerichtswesen 
häufig als Mechanismen genutzt werden, 
um systematische Verletzungen der 
Menschenrechte zu veranlassen; weist 
daher mit Nachdruck darauf hin, dass die 
institutionelle Reform dieser Organe zu 
einer größeren Rechenschaftspflicht und 
Transparenz in Übergangsprozessen führen 
muss; macht sich Gedanken über die 
zunehmenden Verstöße gegen die freie 
Meinungsäußerung in einigen dieser 
Länder und insbesondere in Tunesien 
und Ägypten; 

Or. fr

Änderungsantrag 148
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 28

Entschließungsantrag Geänderter Text

28. hält die externen 28. hält die externen 
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Finanzierungsinstrumente der EU für ein 
wichtiges Mittel, um die Werte der 
Europäischen Union im Ausland zu fördern 
und zu verteidigen; begrüßt in diesem 
Kontext das Engagement, die 
Menschenrechte, die Demokratie und die 
Rechtsstaatlichkeit in den Mittelpunkt der 
externen Politikbereiche der EU zu setzen; 
fordert Verbesserungen der Kohärenz und 
Wirksamkeit verschiedener thematischer 
und geografischer Instrumente, um dieses 
strategische Ziel zu erreichen;

Finanzierungsinstrumente der EU für ein 
wichtiges Mittel, um die Werte der 
Europäischen Union im Ausland zu fördern 
und zu verteidigen sowie um 
Menschenrechtsaktivisten zu 
unterstützen; begrüßt in diesem Kontext 
das Engagement, die Menschenrechte, die 
Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit in 
den Mittelpunkt der externen 
Politikbereiche der EU zu setzen; fordert 
Verbesserungen der Kohärenz und 
Wirksamkeit verschiedener thematischer 
und geografischer Instrumente, um dieses 
strategische Ziel zu erreichen;

Or. en

Änderungsantrag 149
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 28 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

28a. ist nach wie vor nicht überzeugt von 
der Schlagkraft und der Kohärenz der 
EU-Politik zur Unterstützung der 
Demokratie, jenseits der Durchführung 
von Wahlbeobachtermissionen, sowie 
hinsichtlich ihrer Verzahnung mit der 
Menschenrechtspolitik der EU; ruft den 
EAD dazu auf, eine umfassende Prüfung 
seiner Tätigkeiten in diesem Bereich 
durchzuführen und die begrifflichen und 
praktischen Verknüpfungen zwischen den 
beiden Bereichen zu klären;

Or. en

Änderungsantrag 150
Kinga Gál
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Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. hält die EU mit Nachdruck an, eine 
aktive und unabhängige Zivilgesellschaft 
weltweit politisch und finanziell zu 
fördern, beispielsweise durch das 
Europäische Instrument für Demokratie 
und Menschenrechte (EIDHR);

29. hält die EU mit Nachdruck an, eine 
aktive und unabhängige Zivilgesellschaft 
weltweit politisch und finanziell zu 
fördern, beispielsweise durch das 
Europäische Instrument für Demokratie 
und Menschenrechte (EIDHR); gibt zu 
bedenken, dass die Öffnung von 
Studentenaustauschprogrammen für die 
Jugend aus Drittländern und die 
Schaffung von Fortbildungsprogrammen 
für junge Fachkräfte die aktive 
Beteiligung der Jugend am Aufbau der 
Demokratie begünstigen und die 
Zivilgesellschaft stärken würden;

Or. en

Änderungsantrag 151
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. hält die EU mit Nachdruck an, eine 
aktive und unabhängige Zivilgesellschaft 
weltweit politisch und finanziell zu 
fördern, beispielsweise durch das 
Europäische Instrument für Demokratie 
und Menschenrechte (EIDHR);

29. hält die EU mit Nachdruck an, eine 
aktive und unabhängige Zivilgesellschaft 
weltweit politisch und finanziell zu 
fördern, mit besonderer Berücksichtigung 
von Menschenrechtsaktivisten,
beispielsweise durch das Europäische 
Instrument für Demokratie und 
Menschenrechte (EIDHR);

Or. en

Änderungsantrag152
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. hält die EU mit Nachdruck an, eine 
aktive und unabhängige Zivilgesellschaft 
weltweit politisch und finanziell zu 
fördern, beispielsweise durch das 
Europäische Instrument für Demokratie 
und Menschenrechte (EIDHR);

29. hält die EU mit Nachdruck an, eine 
aktive und unabhängige Zivilgesellschaft 
weltweit politisch und finanziell zu 
fördern, insbesondere durch das 
Europäische Instrument für Demokratie 
und Menschenrechte (EIDHR); bedauert, 
dass die Versammlungsfreiheit – bei der 
es sich um eine grundlegende Bedingung 
für jegliche demokratische Entwicklung 
sowie um eine besonders heikle Frage in 
Übergangsländern handelt – im EU-
Aktionsplan für Menschenrechte und 
Demokratie offenbar übersehen worden 
ist; ruft den EAD und die Mitgliedstaaten 
auf, Leitlinien zur Versammlungsfreiheit 
auszuarbeiten;

Or. en

Änderungsantrag 153
Marusya Lyubcheva

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. hält die EU mit Nachdruck an, eine 
aktive und unabhängige Zivilgesellschaft 
weltweit politisch und finanziell zu 
fördern, beispielsweise durch das 
Europäische Instrument für Demokratie 
und Menschenrechte (EIDHR);

29. hält die EU mit Nachdruck an, die
Entwicklung einer aktiven und 
unabhängigen Zivilgesellschaft weltweit 
zu fördern, die die nationalen 
Besonderheiten widerspiegelt und 
zugleich mit den europäischen Werten 
und international festgelegten Prinzipien 
und Modellen verwurzelt ist,
beispielsweise durch das Europäische 
Instrument für Demokratie und 
Menschenrechte (EIDHR);

Or. bg
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Änderungsantrag 154
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. begrüßt die Einrichtung des 
Europäischen Fonds für Demokratie 
(EFD), mit dem diejenigen unterstützt 
werden sollen, die nach demokratischem 
Wandel streben, indem ihnen flexible und 
auf ihren Bedarf abgestimmte Finanzierung 
angeboten wird;

30. fordert nachdrücklich, dass der 
Europäische Fonds für Demokratie (EFD) 
sich – wie in den Bestimmungen seiner 
Satzung vorgesehen – der Unterstützung 
derjenigen widmet, die nach 
demokratischem Wandel streben, indem 
ihnen flexible und auf ihren Bedarf 
abgestimmte Finanzierung angeboten wird;

Or. en

Änderungsantrag 155
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. begrüßt die Einrichtung des 
Europäischen Fonds für Demokratie 
(EFD), mit dem diejenigen unterstützt 
werden sollen, die nach demokratischem 
Wandel streben, indem ihnen flexible und 
auf ihren Bedarf abgestimmte Finanzierung 
angeboten wird;

30. begrüßt die Einrichtung des 
Europäischen Fonds für Demokratie 
(EFD), mit dem diejenigen unterstützt 
werden sollen, die nach demokratischem 
Wandel streben, indem ihnen flexible und 
auf ihren Bedarf abgestimmte Finanzierung 
angeboten wird; ruft dazu auf, eine 
entsprechende finanzielle Unterstützung 
der EU für den EFD sicherzustellen, 
einschließlich im Mehrjährigen 
Finanzrahmen 2014-2020, insbesondere 
durch die Instrumente für auswärtiges 
Handeln;

Or. pl
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Änderungsantrag 156
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. begrüßt die Einrichtung des 
Europäischen Fonds für Demokratie 
(EFD), mit dem diejenigen unterstützt 
werden sollen, die nach demokratischem 
Wandel streben, indem ihnen flexible und 
auf ihren Bedarf abgestimmte Finanzierung 
angeboten wird;

30. begrüßt die Einrichtung des 
Europäischen Fonds für Demokratie 
(EFD), mit dem diejenigen unterstützt 
werden sollen, die nach demokratischem 
Wandel streben, indem ihnen flexible und 
auf ihren Bedarf abgestimmte Finanzierung 
angeboten wird; ruft in Erinnerung, dass 
es von entscheidender Bedeutung ist, 
Überschneidungen zwischen Mandat und 
Tätigkeiten des EFD einerseits und EU-
Instrumenten im Bereich Menschenrechte 
und Demokratie andererseits zu 
vermeiden;

Or. en

Änderungsantrag 157
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. begrüßt die Einrichtung des 
Europäischen Fonds für Demokratie 
(EFD), mit dem diejenigen unterstützt 
werden sollen, die nach demokratischem 
Wandel streben, indem ihnen flexible und 
auf ihren Bedarf abgestimmte Finanzierung 
angeboten wird;

30. nimmt die Einrichtung des 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis, mit dem diejenigen 
unterstützt werden sollen, die nach 
demokratischem Wandel streben, indem 
ihnen flexible und auf ihren Bedarf 
abgestimmte Finanzierung angeboten wird;

Or. es
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Änderungsantrag 158
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont die gewichtige Bedeutung des
Erweiterungsprozesses als Mittel zur 
Förderung der Demokratisierung und
zum besseren Schutz der Menschenrechte;

31. verurteilt die Tatsache, dass der 
Erweiterungsprozess heute vermehrt der 
Einführung von wirtschaftlichen und 
sozialen Konzepten dient, die für die 
Bewerberländer verheerend sind, als der 
demokratischen Entwicklung dieser 
Gesellschaften; ist der Ansicht, dass für 
ein Hinwirken auf ein echtes Europa der 
Völker eine Überarbeitung der Kriterien 
von Kopenhagen zum besseren Schutz der 
Menschenrechte notwendig ist;

Or. fr

Änderungsantrag 159
Hans-Peter Martin

Entschließungsantrag
Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont die gewichtige Bedeutung des 
Erweiterungsprozesses als Mittel zur 
Förderung der Demokratisierung und zum 
besseren Schutz der Menschenrechte;

31. betont die gewichtige Bedeutung des 
Erweiterungsprozesses als Mittel zur 
Förderung der Demokratisierung und zum 
besseren Schutz der Menschenrechte; 
betont dabei auch, dass die Einhaltung 
der Menschenrechte eine 
Grundbedingung für einen EU-Beitritt ist 
und nicht umgekehrt ein EU-Beitritt 
ausschließlich aufgrund der Erwartung, 
dass dieser die Menschenrechtssituation 
im betreffenden Kandidatenland 
befördern könnte, gewährt werden sollte;

Or. de
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Änderungsantrag 160
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten, die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht und die Gewährleistung der 
Grundfreiheiten; 

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der aktive Schutz der Rechte 
von Angehörigen nationaler Minderheiten, 
um die Gleichbehandlung dieser 
Minderheiten im Hinblick auf das 
Bildungswesen, das Gesundheitswesen, 
Sozialleistungen und sonstige öffentliche 
Dienstleistungen zu gewährleisten, ferner 
die Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht und die Gewährleistung der 
Grundfreiheiten sowie der umfassenden 
und wirksamen Gleichbehandlung 
zwischen Personen, die einer nationalen 
Minderheiten angehören, und 
Angehörigen der Mehrheitsbevölkerung 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen, politischen und 
kulturellen Lebens;

Or. en

Änderungsantrag 161
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 32
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Entschließungsantrag Geänderter Text

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten, die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht und die Gewährleistung der 
Grundfreiheiten; 

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten, die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht, die Bekämpfung der 
Korruption und die Gewährleistung der
Grundfreiheiten; 

Or. en

Änderungsantrag 162
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten, die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht und die Gewährleistung der 
Grundfreiheiten; 

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten, die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht und die Gewährleistung der 
Grundfreiheiten, insbesondere der 
Meinungs-, Gedanken-, Gewissens-, 
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Religions-, Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit;

Or. en

Änderungsantrag 163
Ramon Tremosa i Balcells

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten, die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht und die Gewährleistung der 
Grundfreiheiten; 

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten samt 
der Gewährleistung, dass diese keiner 
Diskriminierung ausgesetzt sind, 
insbesondere aufgrund der von ihnen 
verwendeten Sprache, die Herstellung von 
Rechtsstaatlichkeit, die Sicherstellung 
eines wirksamen Zugangs zum Recht und 
die Gewährleistung der Grundfreiheiten;

Or. en

Änderungsantrag 164
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 

32. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den 



PE516.772v01-00 100/216 AM\944825DE.doc

DE

Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten, die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht und die Gewährleistung der 
Grundfreiheiten;

Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu 
stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, 
während des Erweiterungsprozesses 
wachsam zu bleiben und auf die 
konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender 
Bedeutung für die Menschenrechte zu 
bestehen, wie der Schutz der Rechte von 
Angehörigen nationaler Minderheiten, die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, bei 
der allen Formen von Korruption mit 
Nachdruck entgegengewirkt wird, die 
Sicherstellung eines wirksamen Zugangs 
zum Recht und die Gewährleistung der 
Grundfreiheiten;

Or. sv

Änderungsantrag 165
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012-2013 genannt werden; bestärkt 
die Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass das 
funktionierende System der Nationalräte 
der Minderheiten derzeit vor dem 
serbischen Verfassungsgericht 
angefochten wird, was ihre garantierten 
Zuständigkeiten gefährdet; bedauert den 
Umstand, dass die Gemeinschaft der Roma 
in allen Westbalkanstaaten besonders 
benachteiligt ist, sowie die beunruhigende 
Anzahl der ethnisch begründeten 
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Vorfälle, denen Mitglieder der nationalen 
Minderheiten – insbesondere Ungarn –
ausgesetzt sind; verurteilt die verbreitete 
negative Haltung der Gesellschaft 
gegenüber gefährdeten Gruppen wie der 
LGBT-Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

Or. en

Änderungsantrag 166
Elena Băsescu

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012-2013 genannt werden; bestärkt 
die Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; fordert die betreffenden Länder 
dringend auf, wirksame Maßnahmen 
umzusetzen, um gegen Probleme wie 
Diskriminierung und Ausgrenzung sowie 
Zugang zu Wohnraum und zum 
Gesundheitswesen anzugehen; verurteilt 
die verbreitete negative Haltung der 
Gesellschaft gegenüber gefährdeten 
Gruppen wie der LGBT-Gemeinschaft und 
Menschen mit Behinderungen, was ein 
wiederkehrendes Problem in vielen 
Beitrittsländern darstellt;

Or. en
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Änderungsantrag 167
Evgeni Kirilov

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012-2013 genannt werden; bestärkt 
die Mitgliedstaaten sowie die 
Bewerberländer und potenziellen 
Bewerberländer darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

Or. en

Änderungsantrag 168
Sari Essayah

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
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für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreiteten Hasstiraden 
und Vorurteile sowie negativen
Handlungen gegenüber gefährdeten 
Gruppen wie der LGBT-Gemeinschaft und 
Menschen mit Behinderungen, was ein 
wiederkehrendes Problem in vielen 
Beitrittsländern darstellt;

Or. fi

Änderungsantrag 169
Marusya Lyubcheva

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten und zu deren Anschluss 
an das Bildungssystem, zu deren 
Einbeziehung in zivilgesellschaftliches 
Engagement, der Verbesserung deren 
Lebensbedingungen und der allgemeinen
Stärkung des Bewusstseins hierzu 
anzuregen; verurteilt die verbreitete 
negative Haltung der Gesellschaft 
gegenüber gefährdeten Gruppen wie der 
LGBT-Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 



PE516.772v01-00 104/216 AM\944825DE.doc

DE

Problem in vielen Beitrittsländern darstellt; Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

Or. bg

Änderungsantrag 170
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012-2013 genannt werden; bestärkt 
die Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBTI-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

Or. en

Änderungsantrag 171
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
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Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die Diskriminierungen 
aufgrund von Geschlecht, sexueller 
Ausrichtung oder von gefährdeten 
Gruppen und Menschen mit 
Behinderungen; unterstreicht, dass es sich 
um ein wiederkehrendes Problem in vielen 
Beitrittsländern sowie in der Mehrzahl der 
Mitgliedstaaten handelt;

Or. fr

Änderungsantrag 172
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, Laima Liucija Andrikienė, Hannu 
Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012-2013 genannt werden; bestärkt 
die Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
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Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt; 
bringt seine Besorgnis über die 
Behandlung religiöser Minderheiten 
durch die Türkei zum Ausdruck;

Or. en

Änderungsantrag 173
Lívia Járóka

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012/2013 genannt werden; bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten besonders benachteiligt 
ist; verurteilt die verbreitete negative 
Haltung der Gesellschaft gegenüber 
gefährdeten Gruppen wie der LGBT-
Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die 
Achtung der Rechte von Minderheiten eine 
der zentralen Herausforderungen ist, die in 
der Erweiterungsstrategie der Kommission 
für 2012-2013 genannt werden; bestärkt 
die Mitgliedstaaten darin, in der breiten 
Öffentlichkeit eine Debatte zur Akzeptanz 
von Minderheiten durch Bildung, 
zivilgesellschaftliches Engagement und die 
allgemeine Stärkung des Bewusstseins 
hierzu anzuregen; bedauert, dass die 
Gemeinschaft der Roma in allen 
Westbalkanstaaten sowie in der Republik 
Moldau und in der Ukraine besonders 
benachteiligt ist; betont daher die 
Notwendigkeit, diese Länder in die EU-
Strategie zur Integration der Roma 
einzubeziehen; verurteilt die verbreitete 
negative Haltung der Gesellschaft 
gegenüber gefährdeten Gruppen wie der 
LGBT-Gemeinschaft und Menschen mit 
Behinderungen, was ein wiederkehrendes 
Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

Or. en
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Änderungsantrag 174
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 34

Entschließungsantrag Geänderter Text

34. stellt fest, dass es bei der 
Medienfreiheit in vielen Beitrittsländern 
Fortschritte gegeben hat; bedauert jedoch 
den Mangel an Maßnahmen zur Wahrung 
der Freiheit der Meinungsäußerung in 
bestimmten Beitrittsländern, der häufig zu 
Selbstzensur, politischer Einflussnahme, 
wirtschaftlichem Druck und zur Schikane 
oder sogar gewalttätigen Übergriffen gegen 
Journalisten führt; ist in dieser Hinsicht 
ernsthaft besorgt über die zunehmenden 
Verletzungen der Freiheit der 
Meinungsäußerung in der Türkei;

34. stellt fest, dass es bei der 
Medienfreiheit in vielen Beitrittsländern 
Fortschritte gegeben hat; bedauert jedoch 
den Mangel an Maßnahmen zur Wahrung 
der Freiheit der Meinungsäußerung in 
bestimmten Beitrittsländern, der häufig zu 
Selbstzensur, politischer Einflussnahme, 
wirtschaftlichem Druck und zur Schikane 
oder sogar gewalttätigen Übergriffen gegen 
Journalisten führt; ist in dieser Hinsicht 
ernsthaft besorgt über die zunehmenden 
Verletzungen der Freiheit der 
Meinungsäußerung und der Pressefreiheit
in der Türkei;

Or. es

Änderungsantrag 175
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Ziffer 34

Entschließungsantrag Geänderter Text

34. stellt fest, dass es bei der 
Medienfreiheit in vielen Beitrittsländern 
Fortschritte gegeben hat; bedauert jedoch 
den Mangel an Maßnahmen zur Wahrung 
der Freiheit der Meinungsäußerung in 
bestimmten Beitrittsländern, der häufig zu 
Selbstzensur, politischer Einflussnahme, 
wirtschaftlichem Druck und zur Schikane 
oder sogar gewalttätigen Übergriffen gegen 
Journalisten führt; ist in dieser Hinsicht 
ernsthaft besorgt über die zunehmenden 
Verletzungen der Freiheit der 

34. stellt fest, dass es bei der 
Medienfreiheit in vielen Beitrittsländern 
Fortschritte gegeben hat; bedauert jedoch 
den Mangel an Maßnahmen zur Wahrung 
der Freiheit der Meinungsäußerung in 
bestimmten Beitrittsländern, der häufig zu 
Selbstzensur, politischer Einflussnahme, 
wirtschaftlichem Druck und zur Schikane 
oder sogar gewalttätigen Übergriffen gegen 
Journalisten führt; ist in dieser Hinsicht 
ernsthaft besorgt über die zunehmenden 
Verletzungen der Freiheit der 
Meinungsäußerung und der Pressefreiheit 
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Meinungsäußerung in der Türkei; in der Türkei;

Or. sv

Änderungsantrag 176
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 34

Entschließungsantrag Geänderter Text

34. stellt fest, dass es bei der 
Medienfreiheit in vielen Beitrittsländern 
Fortschritte gegeben hat; bedauert jedoch 
den Mangel an Maßnahmen zur Wahrung 
der Freiheit der Meinungsäußerung in 
bestimmten Beitrittsländern, der häufig zu 
Selbstzensur, politischer Einflussnahme, 
wirtschaftlichem Druck und zur Schikane 
oder sogar gewalttätigen Übergriffen 
gegen Journalisten führt; ist in dieser 
Hinsicht ernsthaft besorgt über die 
zunehmenden Verletzungen der Freiheit 
der Meinungsäußerung in der Türkei;

34. stellt fest, dass es bei der 
Medienfreiheit in vielen Beitrittsländern 
Fortschritte gegeben hat; bedauert jedoch 
den Mangel an Maßnahmen zur Wahrung 
der Freiheit der Meinungsäußerung in 
bestimmten Beitrittsländern, der häufig zu 
Selbstzensur, politischer Einflussnahme, 
wirtschaftlichem Druck sowie zur
Schikane und zur Anwendung von Gewalt 
gegen Journalisten führt; ist in dieser 
Hinsicht ernsthaft besorgt über die 
zunehmenden Verletzungen der Freiheit 
der Meinungsäußerung in der Türkei;

Or. en

Änderungsantrag 177
Marusya Lyubcheva

Entschließungsantrag
Ziffer 34 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

34а. erinnert daran, dass die verletzten 
Eigentumsrechte der Bürger der 
Nachbarstaaten, einschließlich des 
ungelösten Problems der Immobilien der 
thrakischen Flüchtlinge in Bulgarien, im 
Zusammenhang mit den von der Türkei 
unterzeichneten internationalen 
Vereinbarungen und der Entschließung 
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des Europäischen Parlaments vom 
21. Mai 2008 zu dem Fortschrittsbericht 
2007 über die Türkei, sich nachteilig auf 
die öffentliche Meinung hinsichtlich der 
Assoziierung der Türkei mit der EU 
auswirken;

Or. bg

Änderungsantrag 178
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 35

Entschließungsantrag Geänderter Text

35. ist sich der Herausforderungen im 
Zusammenhang mit dem Übergang zur 
Demokratie in der südlichen und östlichen 
Nachbarschaft bewusst; stellt zunehmende 
Unterschiede bei den demokratischen 
Reformen in der EU-Nachbarschaft fest; 

35. ist sich der Herausforderungen im 
Zusammenhang mit dem Übergang zur 
Demokratie in der südlichen und östlichen 
Nachbarschaft bewusst; stellt zunehmende 
Unterschiede bei den demokratischen 
Reformen in der EU-Nachbarschaft fest; 
bekräftigt die Bedeutung der 
Zivilgesellschaft und von 
Menschenrechtsorganisationen für den 
Übergang zur Demokratie;

Or. en

Änderungsantrag 179
Lívia Járóka

Entschließungsantrag
Ziffer 35

Entschließungsantrag Geänderter Text

35. ist sich der Herausforderungen im 
Zusammenhang mit dem Übergang zur 
Demokratie in der südlichen und östlichen 
Nachbarschaft bewusst; stellt zunehmende 
Unterschiede bei den demokratischen 
Reformen in der EU-Nachbarschaft fest; 

35. ist sich der Herausforderungen im 
Zusammenhang mit dem Übergang zur 
Demokratie in der südlichen und östlichen 
Nachbarschaft bewusst; stellt zunehmende 
Unterschiede bei den demokratischen 
Reformen in der EU-Nachbarschaft fest; 
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ruft daher zu einer Differenzierung 
zwischen der südlichen und der östlichen 
Dimension der Nachbarschaftspolitik auf, 
um zielgerichteter auf die spezifischen 
Eigenschaften und Bedürfnisse der 
einzelnen geografischen Räume eingehen 
zu können;

Or. en

Änderungsantrag 180
Elena Băsescu

Entschließungsantrag
Ziffer 35 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

35a. begrüßt die Fortschritte bei den 
Verhandlungen zwischen der EU und 
bestimmten Nachbarländern im Hinblick 
auf Assoziationsabkommen, 
einschließlich tief greifender und 
umfassender Freihandelsabkommen; 
erwartet, dass der Gipfel von Vilnius im 
November sich als maßgeblicher Moment 
für die weitere Festigung der 
Beziehungen zwischen der EU und den 
östlichen Partnerländern erweisen wird;

Or. en

Änderungsantrag 181
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text

36. begrüßt den neuen Ansatz der EU, der 
auf einen Ausbau der Partnerschaft 
zwischen der EU und den Ländern und 

36. begrüßt den neuen Ansatz der EU, der 
auf einen Ausbau der Partnerschaft 
zwischen der EU und den Ländern und 
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Gesellschaften in ihrer Nachbarschaft 
abzielt und sich auf gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und ein gemeinsames 
Bekenntnis zu den universellen Werten der 
Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit stützt; unterstützt den 
Ansatz „mehr für mehr“, mit denen
solchen Partnern, die sich für den Aufbau 
einer tiefgreifenden und dauerhaften 
Demokratie und den Schutz der 
Menschenrechte einsetzen, stärkere 
Unterstützung gewährt werden sollte; 
fordert den EAD und die Kommission auf, 
die wirksame und transparente Umsetzung 
dieses Ansatzes sicherzustellen und dabei 
den Berichten des Parlaments angemessen 
Rechnung zu tragen; 

Gesellschaften in ihrer Nachbarschaft 
abzielt und sich auf gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und ein gemeinsames 
Bekenntnis zu den universellen Werten der 
Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit stützt; unterstützt die 
Ansätze „mehr für mehr“ und „weniger 
für weniger“, mit denen solchen Partnern, 
die sich für den Aufbau einer 
tiefgreifenden und dauerhaften Demokratie 
und den Schutz der Menschenrechte 
einsetzen, stärkere Unterstützung gewährt 
werden sollte; fordert den EAD und die 
Kommission auf, die wirksame und 
transparente Umsetzung dieses Ansatzes 
sicherzustellen und dabei den Berichten 
des Parlaments angemessen Rechnung zu 
tragen; fordert die EU auf, 
Arbeitsmethoden weiterzuentwickeln, um 
eine bestmögliche Verknüpfung von 
Dialog, gezielter Unterstützung, Anreizen 
und restriktiven Maßnahmen 
sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 182
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text

36. begrüßt den neuen Ansatz der EU, der 
auf einen Ausbau der Partnerschaft 
zwischen der EU und den Ländern und 
Gesellschaften in ihrer Nachbarschaft 
abzielt und sich auf gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und ein gemeinsames 
Bekenntnis zu den universellen Werten der 
Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit stützt; unterstützt den 
Ansatz „mehr für mehr“, mit dem solchen 
Partnern, die sich für den Aufbau einer 
tiefgreifenden und dauerhaften Demokratie 

36. begrüßt den neuen Ansatz der EU, der 
auf einen Ausbau der Partnerschaft 
zwischen der EU und den Ländern und 
Gesellschaften in ihrer Nachbarschaft 
abzielt und sich auf gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und ein gemeinsames 
Bekenntnis zu den universellen Werten der 
Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit stützt; unterstützt den 
Ansatz „mehr für mehr“, mit dem solchen 
Partnern, die sich für den Aufbau einer 
tiefgreifenden und dauerhaften Demokratie 
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und den Schutz der Menschenrechte 
einsetzen, stärkere Unterstützung gewährt 
werden sollte; fordert den EAD und die 
Kommission auf, die wirksame und 
transparente Umsetzung dieses Ansatzes 
sicherzustellen und dabei den Berichten 
des Parlaments angemessen Rechnung zu 
tragen;

und den Schutz der Menschenrechte –
unter besonderer Berücksichtigung der 
zentralen Rechte Meinungsfreiheit, 
Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit, Versammlungsfreiheit 
und Vereinigungsfreiheit – einsetzen, 
stärkere Unterstützung gewährt werden 
sollte; fordert den EAD und die 
Kommission auf, die wirksame und 
transparente Umsetzung dieses Ansatzes 
sicherzustellen und dabei den Berichten 
des Parlaments angemessen Rechnung zu 
tragen; 

Or. en

Änderungsantrag 183
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text

36. begrüßt den neuen Ansatz der EU, der 
auf einen Ausbau der Partnerschaft 
zwischen der EU und den Ländern und 
Gesellschaften in ihrer Nachbarschaft 
abzielt und sich auf gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und ein gemeinsames 
Bekenntnis zu den universellen Werten der 
Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit stützt; unterstützt den 
Ansatz „mehr für mehr“, mit dem solchen 
Partnern, die sich für den Aufbau einer 
tiefgreifenden und dauerhaften 
Demokratie und den Schutz der 
Menschenrechte einsetzen, stärkere 
Unterstützung gewährt werden sollte;
fordert den EAD und die Kommission auf, 
die wirksame und transparente Umsetzung 
dieses Ansatzes sicherzustellen und dabei 
den Berichten des Parlaments angemessen 
Rechnung zu tragen;

36. nimmt den neuen Ansatz der EU zur 
Kenntnis, der auf einen Ausbau der 
Partnerschaft zwischen der EU und den 
Ländern und Gesellschaften in ihrer 
Nachbarschaft abzielt und sich auf 
gegenseitige Rechenschaftspflicht und ein 
gemeinsames Bekenntnis zu den 
universellen Werten der Menschenrechte, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit stützt; 
beklagt, dass einige Politiken der 
Europäischen Union und der 
Mitgliedstaaten darauf abzielen, 
bestimmte Drittländer für die europäische 
Nachbarschaftspolitik als Polizisten für 
die Einwanderungs- und Asylpolitik der 
Europäischen Union einzusetzen, wobei 
häufig die grundlegendsten Rechte der 
Menschen missachtet werden, die mit 
allen Mitteln nach Europa wollen; 
bedauert, dass die Hilfen für diese 
Ländern häufig an die Unterzeichnung 
von Abkommen zur Rückübernahme 
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ihrer Staatsangehörigen oder derjenigen 
gebunden sind, die vor dem Betreten des 
Bodens der EU durch diese Länder 
gekommen sind; ist besorgt darüber, dass 
dies unter anderem Verstöße gegen das 
Asylrecht und Verletzungen des 
internationalen Rechts und insbesondere 
der Verpflichtungen hinsichtlich der 
Bergung im Meer zur Folge haben kann; 
fordert den EAD und die Kommission auf, 
die wirksame und transparente Umsetzung 
dieses Ansatzes sicherzustellen und dabei 
den Berichten des Parlaments angemessen 
Rechnung zu tragen;

Or. fr

Änderungsantrag 184
Lívia Járóka

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text

36. begrüßt den neuen Ansatz der EU, der 
auf einen Ausbau der Partnerschaft 
zwischen der EU und den Ländern und 
Gesellschaften in ihrer Nachbarschaft 
abzielt und sich auf gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und ein gemeinsames 
Bekenntnis zu den universellen Werten der 
Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit stützt; unterstützt den 
Ansatz „mehr für mehr“, mit dem solchen 
Partnern, die sich für den Aufbau einer 
tiefgreifenden und dauerhaften Demokratie 
und den Schutz der Menschenrechte 
einsetzen, stärkere Unterstützung gewährt 
werden sollte; fordert den EAD und die 
Kommission auf, die wirksame und 
transparente Umsetzung dieses Ansatzes 
sicherzustellen und dabei den Berichten 
des Parlaments angemessen Rechnung zu 
tragen;

36. begrüßt den neuen Ansatz der EU, der 
auf einen Ausbau der Partnerschaft 
zwischen der EU und den Ländern und 
Gesellschaften in ihrer Nachbarschaft 
abzielt und sich auf gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und ein gemeinsames 
Bekenntnis zu den universellen Werten der 
Menschenrechte, Demokratie, sozialen 
Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit 
stützt; unterstützt den Ansatz „mehr für 
mehr“, mit dem solchen Partnern, die sich 
für den Aufbau einer tiefgreifenden und 
dauerhaften Demokratie und den Schutz 
der Menschenrechte einsetzen, stärkere 
Unterstützung gewährt werden sollte;
fordert den EAD und die Kommission auf, 
die wirksame und transparente Umsetzung 
dieses Ansatzes sicherzustellen und dabei 
den Berichten des Parlaments angemessen 
Rechnung zu tragen;
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Or. en

Änderungsantrag 185
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 36 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

36a. verurteilt die Unfähigkeit der 
Europäischen Union, ihrer 
Mitgliedstaaten und ihrer Partnerstaaten, 
das Recht auf Asyl und die Bergung von 
Flüchtlingen im Meer sicherzustellen; ist 
der Ansicht, dass diese Migrationspolitik 
bezeichnend für die Annahmen 
gegenüber der Bevölkerung in den 
südlichen Ländern ist; ist besorgt über die 
restriktive Visumpolitik gegenüber 
Staatsangehörigen aus südlichen 
Ländern, von der insbesondere Studenten 
und Künstler betroffen sind;

Or. fr

Änderungsantrag 186
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text 

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit, 

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in
den meisten Nachbarschaftsländern hin; ist 
der Auffassung, dass dieser 
beunruhigende Zustand eine umfassende 
und echte Neubewertung des bisherigen 
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eine freie Presse und freie Medien, 
Rechtsstaatlichkeit und eine unabhängige 
Justiz eine unerlässliche Stütze bei dem 
Übergang zur Demokratie sind; ist sich der 
zentralen Rolle der Zivilgesellschaft bei 
der Gewinnung der Öffentlichkeit für die 
Unterstützung demokratischer Reformen in 
den Nachbarschaftsländern bewusst;

EU-Ansatzes für die Übergangsprozesse 
in dieser Region erforderlich macht;
betont, dass verantwortungsvolle 
Staatsführung, Vereinigungsfreiheit, 
Freiheit der Meinungsäußerung, 
Versammlungsfreiheit, eine freie Presse 
und freie Medien, Rechtsstaatlichkeit und 
eine unabhängige Justiz eine unerlässliche 
Stütze bei dem Übergang zur Demokratie 
sind; betont erneut, wie wichtig es ist, dass 
die Gleichstellung der Geschlechter und 
die Rechte der Frauen gewahrt und 
gefördert werden; ist sich der zentralen 
Rolle der Zivilgesellschaft bei der 
Gewinnung der Öffentlichkeit für die 
Unterstützung demokratischer Reformen in 
den Nachbarschaftsländern bewusst;

Or. en

Änderungsantrag 187
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit, 
eine freie Presse und freie Medien, 
Rechtsstaatlichkeit und eine unabhängige 
Justiz eine unerlässliche Stütze bei dem 
Übergang zur Demokratie sind; ist sich der 
zentralen Rolle der Zivilgesellschaft bei 
der Gewinnung der Öffentlichkeit für die 
Unterstützung demokratischer Reformen in 
den Nachbarschaftsländern bewusst;

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Gedanken-, 
Gewissens-, und Religionsfreiheit, 
Versammlungsfreiheit, eine freie Presse 
und freie Medien, Rechtsstaatlichkeit und 
eine unabhängige Justiz eine unerlässliche 
Stütze bei dem Übergang zur Demokratie 
sind; ist sich der zentralen Rolle der 
Zivilgesellschaft bei der Gewinnung der 
Öffentlichkeit für die Unterstützung 
demokratischer Reformen in den 
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Nachbarschaftsländern bewusst;

Or. en

Änderungsantrag 188
Sari Essayah

Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit, 
eine freie Presse und freie Medien, 
Rechtsstaatlichkeit und eine unabhängige 
Justiz eine unerlässliche Stütze bei dem 
Übergang zur Demokratie sind; ist sich der 
zentralen Rolle der Zivilgesellschaft bei 
der Gewinnung der Öffentlichkeit für die 
Unterstützung demokratischer Reformen in 
den Nachbarschaftsländern bewusst;

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit, 
eine freie Presse und freie Medien, 
Religionsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit und 
eine unabhängige Justiz eine unerlässliche 
Stütze bei dem Übergang zur Demokratie 
sind; ist sich der zentralen Rolle der 
Zivilgesellschaft bei der Gewinnung der 
Öffentlichkeit für die Unterstützung 
demokratischer Reformen in den 
Nachbarschaftsländern bewusst;

Or. fi

Änderungsantrag 189
Elena Băsescu

Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
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vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit, 
eine freie Presse und freie Medien, 
Rechtsstaatlichkeit und eine unabhängige 
Justiz eine unerlässliche Stütze bei dem 
Übergang zur Demokratie sind; ist sich der 
zentralen Rolle der Zivilgesellschaft bei 
der Gewinnung der Öffentlichkeit für die 
Unterstützung demokratischer Reformen in 
den Nachbarschaftsländern bewusst;

vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Transparenz, Vereinigungsfreiheit, 
Freiheit der Meinungsäußerung, 
Versammlungsfreiheit, eine freie Presse 
und freie Medien, Rechtsstaatlichkeit und 
eine unabhängige Justiz eine unerlässliche 
Stütze bei dem Übergang zur Demokratie 
sind; ist sich der zentralen Rolle der 
Zivilgesellschaft bei der Gewinnung der 
Öffentlichkeit für die Unterstützung 
demokratischer Reformen in den 
Nachbarschaftsländern bewusst;

Or. en

Änderungsantrag 190
Lívia Járóka

Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit, 
eine freie Presse und freie Medien, 
Rechtsstaatlichkeit und eine unabhängige 
Justiz eine unerlässliche Stütze bei dem 
Übergang zur Demokratie sind; ist sich der 
zentralen Rolle der Zivilgesellschaft bei 
der Gewinnung der Öffentlichkeit für die 
Unterstützung demokratischer Reformen in 
den Nachbarschaftsländern bewusst;

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität 
des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
vielen Nachbarschaftsländern hin; betont, 
dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit, 
eine freie Presse und freie Medien, 
Rechtsstaatlichkeit und eine unabhängige 
Justiz eine unerlässliche Stütze bei dem 
Übergang zur Demokratie sind; betont 
ferner, dass die Förderung der sozialen 
Entwicklung und der Abbau von 
Ungleichheiten Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche wirtschaftliche Integration 
und Kohäsion sind; ist sich der zentralen 
Rolle der Zivilgesellschaft bei der 
Gewinnung der Öffentlichkeit für die 
Unterstützung demokratischer Reformen in 
den Nachbarschaftsländern bewusst;
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Or. en

Änderungsantrag 191
Willy Meyer

Entschließungsantrag
Ziffer 37 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

37a. bedauert die Situation, in der sich 
das saharauische Volk befindet, das nach 
der Besetzung der ehemaligen spanischen 
Kolonie durch Marokko seit fast 
40 Jahren gezwungen ist, unter 
marokkanischer Besatzung oder im Exil 
in Flüchtlingslagern zu leben; weist 
darauf hin, dass entlang der mehr als 
2 000 km langen Mauer, die das Gebiet 
der Westsahara von Norden nach Süden 
durchzieht, mehr als 
80 000 marokkanische Soldaten 
stationiert sind und sich dort Millionen 
von Minen befinden; bedauert, dass das 
Referendum mehr als 20 Jahre nach dem 
Waffenstillstand zwischen Marokko und 
der Polisario-Front sowie seit der 
Einrichtung der MINURSO (Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum 
in der Westsahara) – aufgrund der 
Unnachgiebigkeit Marokkos und der 
entsprechenden Duldung sowie Passivität 
der internationalen Gemeinschaft und der 
Europäischen Union – immer noch nicht 
stattgefunden hat;

Or. es

Änderungsantrag 192
Lívia Járóka

Entschließungsantrag
Ziffer 37 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

37a. unterstreicht, dass die subregionale 
und grenzübergreifende Zusammenarbeit, 
unter anderem im Rahmen der 
Euroregionen, gefördert werden muss, da 
sie – besonders im Hinblick auf die 
Grenzregionen – zum Erreichen der Ziele 
der Kohäsionspolitik beitragen kann;

Or. en

Änderungsantrag 193
Marusya Lyubcheva

Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. bedauert, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft in einigen Ländern 
weiterhin erheblichen Einschränkungen 
gegenüberstehen, wie Hindernissen für die 
Freizügigkeit, Klagen gegen die 
Führungskräfte von NRO, schwerfälligen 
Verwaltungsverfahren, der aggressiven 
Anwendung strafrechtlicher 
Bestimmungen zu Verleumdung gegen 
NRO oder das vollständige Verbot ihrer 
Tätigkeit, beschränkende Regelungen zur 
Steuerung ausländischer Finanzierungen 
oder die Verhängung einer 
Genehmigungspflicht für die Annahme 
von Förderungen;

38. bedauert, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft in einigen Ländern 
weiterhin erheblichen Einschränkungen 
gegenüberstehen, wie Hindernissen für die 
Freizügigkeit, klagen gegen die 
Führungskräfte von NRO, schwerfälligen 
Verwaltungsverfahren, der aggressiven 
Anwendung strafrechtlicher 
Bestimmungen zur Verleumdung gegen 
NRO oder das vollständige Verbot ihrer 
Tätigkeit; stellt fest, dass mehr 
Anstrengungen zur Überwindung des 
Demokratiedefizites notwendig sind, 
einschließlich des freien Zugangs zu 
europäischer und internationaler 
Finanzierung;

Or. bg

Änderungsantrag 194
Andrzej Grzyb
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Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. bedauert, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft in einigen Ländern 
weiterhin erheblichen Einschränkungen 
gegenüberstehen, wie Hindernissen für die 
Freizügigkeit, Klagen gegen die 
Führungskräfte von NRO, schwerfälligen 
Verwaltungsverfahren, der aggressiven 
Anwendung strafrechtlicher 
Bestimmungen zu Verleumdung gegen 
NRO oder das vollständige Verbot ihrer 
Tätigkeit, beschränkende Regelungen zur 
Steuerung ausländischer Finanzierungen 
oder die Verhängung einer 
Genehmigungspflicht für die Annahme von 
Förderungen;

38. bedauert, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft in einigen Ländern 
weiterhin erheblichen Einschränkungen 
gegenüberstehen, wie Hindernissen für die 
Freizügigkeit, Klagen gegen die 
Führungskräfte von NRO, schwerfälligen 
Verwaltungsverfahren, der aggressiven 
Anwendung strafrechtlicher 
Bestimmungen zu Verleumdung gegen 
NRO oder das vollständige Verbot ihrer 
Tätigkeit, beschränkende Regelungen zur 
Steuerung ausländischer Finanzierungen 
oder die Verhängung einer 
Genehmigungspflicht für die Annahme von 
Förderungen; unterstreicht in diesem 
Kontext die Bedeutung des Europäischen 
Fonds für Demokratie als eine flexible 
und diskrete Form der Unterstützung des 
demokratischen Potenzials der 
Gesellschaften in Ländern vor und 
während des Prozesses des 
demokratischen Wandels;

Or. pl

Änderungsantrag 195
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. bedauert, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft in einigen Ländern 
weiterhin erheblichen Einschränkungen 
gegenüberstehen, wie Hindernissen für die 
Freizügigkeit, Klagen gegen die 
Führungskräfte von NRO, schwerfälligen 
Verwaltungsverfahren, der aggressiven 
Anwendung strafrechtlicher 

38. bedauert, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft in einigen Ländern 
weiterhin erheblichen Einschränkungen 
gegenüberstehen, wie Hindernissen für die 
Freizügigkeit, Klagen gegen die 
Führungskräfte von NRO und 
Menschenrechtsverteidiger, 
schwerfälligen Verwaltungsverfahren, der 
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Bestimmungen zu Verleumdung gegen 
NRO oder das vollständige Verbot ihrer 
Tätigkeit, beschränkende Regelungen zur 
Steuerung ausländischer Finanzierungen 
oder die Verhängung einer 
Genehmigungspflicht für die Annahme von 
Förderungen;

aggressiven Anwendung strafrechtlicher 
Bestimmungen zu Verleumdung gegen 
NRO oder das vollständige Verbot ihrer 
Tätigkeit, beschränkende Regelungen zur 
Steuerung ausländischer Finanzierungen 
oder die Verhängung einer 
Genehmigungspflicht für die Annahme von 
Förderungen;

Or. es

Änderungsantrag 196
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. bedauert, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft in einigen Ländern
weiterhin erheblichen Einschränkungen 
gegenüberstehen, wie Hindernissen für die 
Freizügigkeit, Klagen gegen die 
Führungskräfte von NRO, schwerfälligen 
Verwaltungsverfahren, der aggressiven 
Anwendung strafrechtlicher 
Bestimmungen zu Verleumdung gegen 
NRO oder dem vollständigen Verbot ihrer 
Tätigkeit, beschränkenden Regelungen zur 
Steuerung ausländischer Finanzierungen 
oder der Verhängung einer 
Genehmigungspflicht für die Annahme von 
Förderungen;

38. bedauert, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft in vielen 
Nachbarschaftsländern weiterhin 
erheblichen Einschränkungen 
gegenüberstehen, wie Hindernissen für die 
Freizügigkeit, Klagen gegen die 
Führungskräfte von NRO, schwerfälligen 
Verwaltungsverfahren, der aggressiven 
Anwendung strafrechtlicher 
Bestimmungen zu Verleumdung gegen 
NRO oder dem vollständigen Verbot ihrer 
Tätigkeit, beschränkenden Regelungen zur 
Steuerung ausländischer Finanzierungen 
oder der Verhängung einer 
Genehmigungspflicht für die Annahme von 
Förderungen;

Or. en

Änderungsantrag 197
Elena Băsescu
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Entschließungsantrag
Ziffer 38 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38a. bedauert, dass es kaum Fortschritte 
dabei gibt, eine dauerhafte politische 
Lösung für eingefrorene Konflikte zu 
finden; betont, dass die territoriale 
Integrität und die international 
anerkannten Grenzen der betreffenden 
Länder beim politischen Dialog 
umfassend berücksichtigt und vollständig 
respektiert werden sollten; fordert die EU 
nachdrücklich auf, sich in dieser Hinsicht 
stärker zu engagieren;

Or. en

Änderungsantrag 198
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 38 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38a. unterstreicht die Bedeutung 
nationaler Menschenrechtsinstitutionen 
für die Menschenrechtsstrukturen auf 
nationaler Ebene, auch im Hinblick auf 
die Überwachung der Menschenrechte, 
die Sensibilisierung für 
Menschenrechtsfragen und die 
Sicherstellung von Abhilfemaßnahmen 
bei Menschenrechtsverletzungen; fordert 
den EAD und die Kommission 
nachdrücklich auf, eine Strategie zur 
Förderung nationaler 
Menschenrechtsinstitutionen 
auszuarbeiten und den Aufbau und die 
Stärkung dieser Institutionen gemäß den 
Pariser Grundsätzen im Rahmen der 
Außenhilfe, insbesondere des ENPI, 
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vorrangig zu unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 199
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 38 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38b. fordert die EU auf, einen 
menschenrechtsorientierten Ansatz zu 
sicherzustellen und für den Schutz von 
Migranten und Flüchtlingen an den EU-
Außengrenzen zu sorgen; betont mit 
Nachdruck, dass das Thema 
Menschenrechte in allen Tätigkeiten der 
Frontex berücksichtigt und überwacht 
werden muss und dass die 
Unabhängigkeit des Grundrechte-
Beauftragten sichergestellt und die 
Grundrechtsstrategie und der 
dazugehörige Aktionsplan umgesetzt 
werden sollten; verlangt, vor dem 
Abschluss von Kooperations- oder 
Rückübernahmeabkommen mit 
Drittländern von der Kommission 
konsultiert zu werden; verweist auf die 
vom EGMR bestätigte Notwendigkeit, in 
europäischen und internationalen 
Gewässern den Grundsatz der 
Nichtzurückweisung einzuhalten;

Or. en

Änderungsantrag 200
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 39
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Entschließungsantrag Geänderter Text

39. ist weiterhin besorgt über den Mangel 
an Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Grundfreiheiten und Achtung der 
Menschenrechte in Belarus;

entfällt

Or. fr

Änderungsantrag 201
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 39

Entschließungsantrag Geänderter Text

39. ist weiterhin besorgt über den Mangel 
an Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Grundfreiheiten und Achtung der 
Menschenrechte in Belarus;

39. ist weiterhin besorgt über den Mangel 
an Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Grundfreiheiten und Achtung der 
Menschenrechte in den Ländern der 
östlichen Nachbarschaft;

Or. en

Änderungsantrag 202
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver 
Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die 
EU wiederholt die Freilassung politischer 
Gefangener wie Julia Timoschenko in der 
Ukraine gefordert hat; bekräftigt, dass in 
Ländern, die sich zu demokratischen 
Werten bekennen, eine klare Trennung 
zwischen politischer und strafrechtlicher 

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver 
Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die 
EU wiederholt die Freilassung politischer 
Gefangener gefordert hat; bekräftigt, dass 
in Ländern, die sich zu demokratischen 
Werten bekennen, eine klare Trennung 
zwischen politischer und strafrechtlicher 
Verantwortung erfolgen sollte;



AM\944825DE.doc 125/216 PE516.772v01-00

DE

Verantwortung erfolgen sollte;

Or. fr

Änderungsantrag 203
Evgeni Kirilov

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver 
Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die 
EU wiederholt die Freilassung politischer 
Gefangener wie Julia Timoschenko in der 
Ukraine gefordert hat; bekräftigt, dass in 
Ländern, die sich zu demokratischen 
Werten bekennen, eine klare Trennung 
zwischen politischer und strafrechtlicher 
Verantwortung erfolgen sollte;

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver 
Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die 
EU wiederholt die Freilassung politischer 
Gefangener in diesen Ländern gefordert 
hat; bekräftigt, dass in Ländern, die sich zu 
demokratischen Werten bekennen, eine 
klare Trennung zwischen politischer und 
strafrechtlicher Verantwortung erfolgen 
sollte;

Or. en

Änderungsantrag 204
Marusya Lyubcheva

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver 
Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die 
EU wiederholt die Freilassung politischer 
Gefangener wie Julia Timoschenko in der 
Ukraine gefordert hat; bekräftigt, dass in 
Ländern, die sich zu demokratischen 
Werten bekennen, eine klare Trennung 
zwischen politischer und strafrechtlicher 
Verantwortung erfolgen sollte;

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver 
Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die 
EU gemäß den reformierten 
Rechtsvorschriften und Justizsystemen 
wiederholt auf einer fairen Lösung der 
Fälle von Anklagen gegen hohe Beamte 
besteht; bekräftigt, dass in Ländern, die 
sich zu demokratischen Werten bekennen, 
eine klare Trennung zwischen politischer 
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und strafrechtlicher Verantwortung 
erfolgen sollte;

Or. bg

Änderungsantrag 205
Laima Liucija Andrikienė

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver 
Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die 
EU wiederholt die Freilassung politischer 
Gefangener wie Julia Timoschenko in der 
Ukraine gefordert hat; bekräftigt, dass in 
Ländern, die sich zu demokratischen 
Werten bekennen, eine klare Trennung 
zwischen politischer und strafrechtlicher 
Verantwortung erfolgen sollte;

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver 
Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die 
EU wiederholt die Freilassung politischer 
Gefangener wie Julia Timoschenko in der 
Ukraine und des in Untersuchungshaft 
sitzenden Oppositionsführers Wano 
Merabischwili in Georgien gefordert hat;
bekräftigt, dass in Ländern, die sich zu 
demokratischen Werten bekennen, eine 
klare Trennung zwischen politischer und 
strafrechtlicher Verantwortung erfolgen 
sollte;

Or. en

Änderungsantrag 206
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 41

Entschließungsantrag Geänderter Text

41. unterstützt alle Schritte in Richtung 
eines politischen Dialogs, da dieser 
unerlässlich ist, um den Übergang in 
Ägypten voranzubringen; äußert sich 
zutiefst besorgt über die jüngste Krise und 
fordert alle politischen Führer im Land 
auf, nach einem Ausweg aus der 
gefährlichen Pattsituation zu suchen und 

entfällt
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der Durchführung handfester 
vertrauensbildender Maßnahmen 
zuzustimmen, mit dem Ziel, die Gefahr 
weiteren Blutvergießens und einer 
Polarisierung im Land zu vermeiden;

Or. en

Änderungsantrag 207
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Laima Liucija 
Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Ziffer 41

Entschließungsantrag Geänderter Text

41. unterstützt alle Schritte in Richtung 
eines politischen Dialogs, da dieser 
unerlässlich ist, um den Übergang in 
Ägypten voranzubringen; äußert sich 
zutiefst besorgt über die jüngste Krise und
fordert alle politischen Führer im Land auf, 
nach einem Ausweg aus der gefährlichen 
Pattsituation zu suchen und der 
Durchführung handfester 
vertrauensbildender Maßnahmen 
zuzustimmen, mit dem Ziel, die Gefahr 
weiteren Blutvergießens und einer 
Polarisierung im Land zu vermeiden;

41. unterstützt alle Schritte in Richtung 
eines politischen Dialogs, da dieser 
unerlässlich ist, um den Übergang in 
Ägypten voranzubringen; äußert sich 
zutiefst besorgt über die jüngste Krise, 
unter anderem über die Straßenkämpfe 
zwischen der Armee und Anhängern der 
Muslimbrüderschaft, den Terrorismus 
und die gewaltsamen 
Auseinandersetzungen im Sinai sowie die 
Gewalttaten von Extremisten gegen die 
koptisch-christliche Gemeinde; fordert 
alle politischen Führer im Land auf, nach 
einem Ausweg aus der gefährlichen 
Pattsituation zu suchen und der 
Durchführung handfester 
vertrauensbildender Maßnahmen 
zuzustimmen, mit dem Ziel, die Gefahr 
weiteren Blutvergießens und einer 
Polarisierung im Land zu vermeiden;
fordert die ägyptischen Behörden 
nachdrücklich auf, die Arbeiten an einer 
integrativen Verfassung, die gleiche 
Rechte für alle sichert, voranzutreiben;

Or. en
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Änderungsantrag 208
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Ziffer 41

Entschließungsantrag Geänderter Text

41. unterstützt alle Schritte in Richtung 
eines politischen Dialogs, da dieser 
unerlässlich ist, um den Übergang in 
Ägypten voranzubringen; äußert sich 
zutiefst besorgt über die jüngste Krise und 
fordert alle politischen Führer im Land auf, 
nach einem Ausweg aus der gefährlichen 
Pattsituation zu suchen und der 
Durchführung handfester 
vertrauensbildender Maßnahmen 
zuzustimmen, mit dem Ziel, die Gefahr 
weiteren Blutvergießens und einer 
Polarisierung im Land zu vermeiden;

41. unterstützt alle Schritte in Richtung 
eines politischen Dialogs, da dieser 
unerlässlich ist, um den Übergang in 
Ägypten voranzubringen; äußert sich 
zutiefst besorgt über die jüngste Krise und 
fordert alle politischen Führer im Land auf, 
nach einem Ausweg aus der gefährlichen 
Pattsituation zu suchen und der 
Durchführung handfester 
vertrauensbildender Maßnahmen 
zuzustimmen, mit dem Ziel, die Gefahr 
weiteren Blutvergießens und einer 
Polarisierung im Land zu vermeiden; ist 
zutiefst besorgt über die Situation der 
koptischen Christen, die sich seit dem 
Sturz des Regimes in Ägypten im Jahr 
2011 zunehmend verschlechtert;

Or. pl

Änderungsantrag 209
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Ziffer 41 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

41a. begrüßt die Bemühungen der 
Europäischen Union und VP/HR um eine 
Lösung zur Bewältigung der Krise in 
Ägypten; bekräftigt jedoch, dass der 
Rechnungshof in seinem Bericht die 
Zusammenarbeit mit Ägypten als gute 
Absicht, aber mit wenig Wirkung erachtet 
hat, fordert nun zur Koordinierung und 
Transparenz auf, damit die von der 
Europäischen Union verteidigten 
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Grundwerte gewahrt werden;

Or. fr

Änderungsantrag 210
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 41 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

41a. betont, dass die Macht in Ägypten so 
bald wie möglich auf eine demokratisch 
gewählte Zivilregierung übertragen 
werden sollte; ist nach wie vor besorgt 
über die politische Polarisierung in dem 
Land, über die Sicherheitslage, die 
bestehende wirtschaftliche Probleme 
verschärft, und über die Einhaltung der 
Menschenrechte, einschließlich der 
religiösen Freiheit; weist einmal mehr 
darauf hin, dass es dringend eines 
konstruktiven und integrativen politischen 
Dialogs bedarf, um einen klaren 
Fahrplan für den Übergang zu einer 
echten und dauerhaften Demokratie
aufzustellen; bekundet seine 
grundsätzliche Solidarität mit all jenen, 
die an demokratischen Bestrebungen und 
Werten für ihr Land festhalten, und 
fordert eine rasche Rückkehr zum 
Demokratisierungsprozess, einschließlich 
der Abhaltung freier und fairer 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 
in einer alle Bevölkerungsgruppen 
einschließenden Art und Weise;

Or. en

Änderungsantrag 211
Maria Eleni Koppa
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Entschließungsantrag
Ziffer 41 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

41b. fordert ein unverzügliches Ende aller 
Gewalttaten, sexuellen Übergriffe und 
sonstigen Formen der erniedrigenden 
Behandlung gegenüber 
Demonstrantinnen und 
Frauenrechtlerinnen; fordert, dass alle 
derartigen Vorkommnisse ernsthaft und 
unparteiisch untersucht und die 
Verantwortlichen umfassend zur 
Rechenschaft gezogen werden;

Or. en

Änderungsantrag 212
Willy Meyer, Norbert Neuser, Pino Arlacchi, Ivo Vajgl, Vicente Miguel Garcés Ramón, 
Nicole Kiil-Nielsen, Raül Romeva i Rueda, Marco Scurria, Nikola Vuljanić

Entschließungsantrag
Ziffer 41 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

41a. verweist auf seine Entschließung 
vom 25. November 2010 zur Lage in 
West-Sahara und auf die vorhergehenden 
Jahresberichte 2010 und 2011; verurteilt 
die anhaltende Unterdrückung der 
Sahraoui in den besetzten Gebieten und 
erklärt sich besorgt über die unter 
anderem vom Sonderberichterstatter der 
Vereinten Nationen über Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe 
gemeldete Verschlechterung der 
Menschenrechtslage; fordert, dass die 
Grundrechte der Bevölkerung von West-
Sahara, einschließlich der 
Vereinigungsfreiheit, der 
Meinungsfreiheit und des 
Demonstrationsrechts, geachtet werden;
fordert die Freilassung aller 
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saharauischen politischen Gefangenen;
fordert, dass das Hoheitsgebiet für 
unabhängige Beobachter, NRO und die 
Medien geöffnet wird; bekräftigt erneut 
seine Unterstützung der Schaffung eines 
internationalen Mechanismus zur 
Überwachung der Menschenrechtslage in 
West-Sahara; unterstützt eine endgültige 
gerechte Lösung des Konflikts, und zwar 
auf der Grundlage des 
Selbstbestimmungsrechts der Sahraoui in 
Einklang mit den einschlägigen 
Resolutionen der Vereinten Nationen;

Or. en

Änderungsantrag 213
Laima Liucija Andrikienė

Entschließungsantrag
Ziffer 42 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

42a. verweist auf seine vorhergehenden 
Entschließungen zur Lage in West-
Sahara; erklärt sich besorgt über die 
unter anderem vom 
Sonderberichterstatter der Vereinten 
Nationen über Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafen 
gemeldete Verschlechterung der 
Menschenrechtslage in West-Sahara;
fordert, dass die Grundrechte der 
Bevölkerung von West-Sahara, 
einschließlich der Vereinigungsfreiheit, 
der Meinungsfreiheit und des 
Demonstrationsrechts, geachtet werden;
fordert die Freilassung aller 
saharauischen politischen Gefangenen;
fordert, dass das Hoheitsgebiet für 
unabhängige Beobachter, NRO und die 
Medien geöffnet wird; bekräftigt erneut 
seine Unterstützung der Schaffung eines 
internationalen Mechanismus zur 
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Überwachung der Menschenrechtslage in 
West-Sahara; unterstützt eine endgültige 
gerechte Lösung des Konflikts, und zwar 
auf der Grundlage des 
Selbstbestimmungsrechts der Sahraoui in 
Einklang mit den einschlägigen 
Resolutionen der Vereinten Nationen;

Or. en

Änderungsantrag 214
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Ziffer 42

Entschließungsantrag Geänderter Text

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; begrüßt jedoch die 
Bemühungen der Europäischen Union, 
die den Flüchtlingen und Vertriebenen 
Unterstützung leistet; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

Or. fr

Änderungsantrag 215
Sari Essayah
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Entschließungsantrag
Ziffer 42

Entschließungsantrag Geänderter Text

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung, insbesondere 
Minderheiten, im Land und verabscheut 
das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

Or. fi

Änderungsantrag 216
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Ziffer 42

Entschließungsantrag Geänderter Text

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 



PE516.772v01-00 134/216 AM\944825DE.doc

DE

der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt; verurteilt 
die Verfolgung der Christen und anderer 
religiöser Minderheiten im Mittleren 
Osten.

Or. sv

Änderungsantrag 217
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 42

Entschließungsantrag Geänderter Text

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß der Missbräuche, 
die als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit angesehen werden 
könnten; bekräftigt, dass es die 
Forderung der Hohen Kommissarin der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte 
nach einer Befassung des Internationalen 
Strafgerichtshofes mit der Lage in Syrien 
durch den Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen für förmliche Ermittlungen 
nachdrücklich billigt; fordert alle 
bewaffneten Parteien auf, die Gewalt in 
Syrien unverzüglich zu beenden; zeigt sich 
tief besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

Or. en
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Änderungsantrag 218
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Ziffer 42

Entschließungsantrag Geänderter Text

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; bringt seine tiefe 
Besorgnis angesichts der Situation der 
Christen in Syrien zum Ausdruck, 
einschließlich ihrer Sicherheit, 
Gesundheit und ihres Lebens; verurteilt 
die Morde und Entführungen von 
Christen in Syrien, einschließlich des 
nicht aufgeklärten Verschwindens von 
Kirchenvertretern; zeigt sich tief besorgt 
über die anhaltende humanitäre Krise und 
deren Auswirkungen auf die angrenzenden 
Länder; ist der Ansicht, dass der Schlüssel 
zur Lösung des Konflikts in politischen 
Mechanismen und diplomatischen 
Prozessen liegt;

Or. pl

Änderungsantrag 219
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 42

Entschließungsantrag Geänderter Text

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
sich weiter verschärfende Krise und die 
Gewalt in Syrien und verurteilt aufs 
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die Zivilbevölkerung im Land und
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

Schärfste die exzessive Anwendung von 
Gewalt gegen die Zivilbevölkerung im 
Land, einschließlich des unter keinen 
Umständen zu rechtfertigenden Einsatzes 
von Chemiewaffen; verabscheut das 
Ausmaß an staatlichem Machtmissbrauch, 
der als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit angesehen werden könnte;
fordert alle bewaffneten Parteien auf, die 
Gewalt in Syrien unverzüglich zu beenden;
zeigt sich tief besorgt über die anhaltende 
humanitäre Krise und deren Auswirkungen 
auf die angrenzenden Länder; unterstreicht 
erneut, dass es unmittelbare Priorität der 
internationalen Gemeinschaft und der 
Europäischen Union sein muss, den 
Menschen in Syrien und den 
angrenzenden Ländern, die elementare 
Güter und Dienstleistungen benötigen, 
humanitäre Hilfe zu leisten; ist der 
Ansicht, dass der Schlüssel zur Lösung des 
Konflikts in politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt; begrüßt 
die jüngste Resolution des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen sowie den 
Vorschlag des Generalsekretärs, im 
November 2013 in Genf eine 
Friedenskonferenz abzuhalten;

Or. en

Änderungsantrag 220
Eduard Kukan

Entschließungsantrag
Ziffer 42

Entschließungsantrag Geänderter Text

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
Krise in Syrien; bedauert zutiefst die 
exzessive Anwendung von Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung im Land und 
verabscheut das Ausmaß an staatlichem 
Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
anhaltende Krise in Syrien; verurteilt mit 
äußerstem Nachdruck den Einsatz von 
Chemiewaffen und die exzessive 
Anwendung von Gewalt gegen die 
Zivilbevölkerung im Land und verabscheut 
das Ausmaß an staatlichem 
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werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

Machtmissbrauch, der als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit angesehen 
werden könnte; fordert alle bewaffneten 
Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief 
besorgt über die anhaltende humanitäre 
Krise und deren Auswirkungen auf die 
angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass 
der Schlüssel zur Lösung des Konflikts in 
politischen Mechanismen und 
diplomatischen Prozessen liegt;

Or. en

Änderungsantrag 221
Willy Meyer

Entschließungsantrag
Ziffer 42 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

42a. verurteilt die anhaltende 
Schikanierung des palästinensischen 
Volkes durch Israel; fordert Israel auf, 
die missbräuchliche Anwendung der 
rechtswidrigen Verwaltungshaft auf 
Palästinenser zu beenden und bei den 
Haftbedingungen für palästinensische 
Gefangene, besonders für Frauen und 
Kinder, das Völkerrecht zu achten; weist 
darauf hin, dass das 
Assoziationsabkommen zwischen der EU 
und Israel – solange dieser Zustand 
anhält – ausgesetzt werden muss;

Or. es

Änderungsantrag 222
Willy Meyer

Entschließungsantrag
Ziffer 42 b (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

42b. verurteilt die anhaltende Besatzung 
Palästinas durch den Staat Israel sowie 
die Verletzung des Völkerrechts und des 
humanitären Völkerrechts; bekräftigt 
seine Forderung, die Siedlungspolitik in 
Gaza und die Isolierung Gazas zu 
beenden; betont, dass es dringend 
notwendig ist, eine gerechte und 
dauerhafte Lösung für den 
Nahostkonflikt zu finden, um die 
friedliche und sichere Koexistenz zweier 
Staaten, nämlich eines unabhängigen, 
demokratischen und lebensfähigen 
palästinensischen Staates und des Staates 
Israel innerhalb der international 
anerkannten Grenzen von 1967 zu 
erreichen;

Or. es

Änderungsantrag 223
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 43

Entschließungsantrag Geänderter Text

43. betrachtet die Rechenschaftspflicht für 
vergangene Verstöße als integralen 
Bestandteil im Prozess für eine dauerhafte 
Aussöhnung; begrüßt das Vorhaben des 
EAD, zur Übergangsjustiz eine spezifische 
Strategie mit dem Ziel zu entwickeln, die 
Gesellschaften im Umgang mit 
Missbräuchen der Vergangenheit und im 
Kampf gegen Straflosigkeit zu 
unterstützen; betont die Notwendigkeit, 
sich mit der Übergangsjustiz in einer 
Weise auseinanderzusetzen, die mit der 
Hilfestellung der EU bei der 
Strafverfolgung internationaler Verbrechen 
im Allgemeinen und der Arbeit des IStGH 

43. betrachtet die Rechenschaftspflicht für 
vergangene Verstöße als integralen 
Bestandteil im Prozess für eine dauerhafte 
Aussöhnung; fordert, dass 
Kriegsverbrecher vor den IStGH gestellt 
werden; ersucht die Mitgliedstaaten um 
weitere Zusammenarbeit; begrüßt das 
Vorhaben des EAD, zur Übergangsjustiz 
eine spezifische Strategie mit dem Ziel zu 
entwickeln, die Gesellschaften im Umgang 
mit Missbräuchen der Vergangenheit und 
im Kampf gegen Straflosigkeit zu 
unterstützen; betont die Notwendigkeit, 
sich mit der Übergangsjustiz in einer 
Weise auseinanderzusetzen, die mit der 
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im Besonderen im Einklang stehen; weist 
insbesondere auf die Erfahrungen der EU 
in den Westbalkanstaaten als 
Inspirationsquelle hin;

Hilfestellung der EU bei der 
Strafverfolgung internationaler Verbrechen 
im Allgemeinen und der Arbeit des IStGH 
im Besonderen im Einklang steht; weist 
insbesondere auf die Erfahrungen der EU 
in den Westbalkanstaaten als 
Inspirationsquelle hin;

Or. en

Änderungsantrag 224
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 43

Entschließungsantrag Geänderter Text

43. betrachtet die Rechenschaftspflicht für 
vergangene Verstöße als integralen 
Bestandteil im Prozess für eine dauerhafte 
Aussöhnung; begrüßt das Vorhaben des 
EAD, zur Übergangsjustiz eine spezifische 
Strategie mit dem Ziel zu entwickeln, die 
Gesellschaften im Umgang mit 
Missbräuchen der Vergangenheit und im 
Kampf gegen Straflosigkeit zu 
unterstützen; betont die Notwendigkeit, 
sich mit der Übergangsjustiz in einer 
Weise auseinanderzusetzen, die mit der 
Hilfestellung der EU bei der 
Strafverfolgung internationaler Verbrechen 
im Allgemeinen und der Arbeit des IStGH 
im Besonderen im Einklang stehen; weist 
insbesondere auf die Erfahrungen der EU 
in den Westbalkanstaaten als 
Inspirationsquelle hin;

43. betrachtet die Rechenschaftspflicht für 
vergangene Verstöße als integralen 
Bestandteil im Prozess für eine dauerhafte 
Aussöhnung und hebt die zentrale 
Bedeutung einer systematischen 
Beteiligung von Frauen am 
Friedensprozess hervor; begrüßt das 
Vorhaben des EAD, zur Übergangsjustiz 
eine spezifische Strategie mit dem Ziel zu 
entwickeln, die Gesellschaften im Umgang 
mit Missbräuchen der Vergangenheit und 
im Kampf gegen Straflosigkeit zu 
unterstützen und befürwortet die zeitnahe 
Ausarbeitung einer solchen Strategie;
betont die Notwendigkeit, sich mit der 
Übergangsjustiz in einer Weise 
auseinanderzusetzen, die mit der 
Hilfestellung der EU bei der 
Strafverfolgung internationaler Verbrechen 
im Allgemeinen und der Arbeit des IStGH 
im Besonderen im Einklang steht; weist 
insbesondere auf die Erfahrungen der EU 
in den Westbalkanstaaten als 
Inspirationsquelle hin; fordert die EU auf, 
den Sonderberichterstatter der Vereinten 
Nationen für die Förderung von 
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Wahrheit, Gerechtigkeit, 
Wiedergutmachung und die Garantie der 
Nichtwiederholung in seinem neu 
geschaffenen Mandat aktiv zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 225
Hans-Peter Martin

Entschließungsantrag
Ziffer 44

Entschließungsantrag Geänderter Text

44. hebt hervor, dass ein Kernelement des 
EU-Ansatzes zu Übergangsjustiz die 
Unterstützung einer institutionellen Reform 
der Justiz sein sollte, damit das 
Funktionieren der Rechtsstaatlichkeit im 
Einklang mit internationalen Normen 
verbessert wird; betont die Notwendigkeit 
einer strafrechtlichen Verfolgung 
ehemaliger Verbrecher durch nationale 
und internationale Gerichte; betont die 
Bedeutung des öffentlichen Dialogs für die 
Auseinandersetzung mit der Vergangenheit 
und von geeigneten Programmen für die 
Konsultation und Entschädigung von 
Opfern, einschließlich 
Wiedergutmachungsleistungen; betrachtet 
die Überprüfung der Vergangenheit von 
Mitarbeitern der Übergangsinstitutionen als 
Glaubwürdigkeitstest für die 
Übergangsjustiz;

44. hebt hervor, dass ein Kernelement des 
EU-Ansatzes zu Übergangsjustiz die 
Unterstützung einer institutionellen Reform 
der Justiz sein sollte, damit das 
Funktionieren der Rechtsstaatlichkeit im 
Einklang mit internationalen Normen 
verbessert wird; betont die Notwendigkeit 
einer strafrechtlichen Verfolgung von 
Verbrechern, deren Taten länger 
zurückliegen, durch nationale und 
internationale Gerichte; betont die 
Bedeutung des öffentlichen Dialogs für die 
Auseinandersetzung mit der Vergangenheit 
und von geeigneten Programmen für die 
Konsultation und Entschädigung von 
Opfern, einschließlich 
Wiedergutmachungsleistungen; betrachtet 
die Überprüfung der Vergangenheit von 
Mitarbeitern der Übergangsinstitutionen als 
Glaubwürdigkeitstest für die 
Übergangsjustiz;

Or. de

Änderungsantrag 226
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 45
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Entschließungsantrag Geänderter Text

45. weist auf die besondere Komplexität 
bei der Entwicklung kohärenter Strategien 
für Übergangsprozesse in Situationen nach 
Konflikten hin; betont daher die 
Notwendigkeit, die Einhaltung und 
Überwachung von internationalen 
Menschenrechtsnormen und Normen im 
humanitären Völkerrecht in Situationen 
von bewaffneten Konflikten zu verbessern;

45. weist auf die besondere Komplexität 
bei der Entwicklung kohärenter Strategien 
für Übergangsprozesse in Situationen nach 
Konflikten hin; betont daher die 
Notwendigkeit, die Einhaltung und 
Überwachung von internationalen 
Menschenrechtsnormen und Normen im 
humanitären Völkerrecht in Situationen 
von bewaffneten Konflikten zu verbessern 
und legt dem EAD nahe, Organisationen 
der Zivilgesellschaft, die sich für eine 
verstärkte Achtung des humanitären 
Rechts durch bewaffnete staatliche und 
nichtstaatliche Akteure einsetzen, zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 227
Mikael Gustafsson, Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 45

Entschließungsantrag Geänderter Text

45. weist auf die besondere Komplexität 
bei der Entwicklung kohärenter Strategien 
für Übergangsprozesse in Situationen nach 
Konflikten hin; betont daher die 
Notwendigkeit, die Einhaltung und 
Überwachung von internationalen 
Menschenrechtsnormen und Normen im 
humanitären Völkerrecht in Situationen 
von bewaffneten Konflikten zu verbessern;

45. weist auf die besondere Komplexität 
bei der Entwicklung kohärenter Strategien 
für Übergangsprozesse in Situationen nach 
Konflikten hin; betont daher die 
Notwendigkeit, die Einhaltung und 
Überwachung von internationalen 
Menschenrechtsnormen und Normen im 
humanitären Völkerrecht in Situationen 
von bewaffneten Konflikten zu verbessern 
und dabei besonderes Augenmerk auf die 
Rechte der Frauen und das Wohl der 
Kinder zu legen;

Or. en
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Änderungsantrag 228
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 46

Entschließungsantrag Geänderter Text

46. verurteilt aufs Schärfste die schweren 
Menschenrechtsverletzungen, die in den 
bewaffneten Konflikten der jüngsten und 
andauernden Krisen, wie die in Syrien, 
Mali und der Zentralafrikanischen 
Republik, begangen wurden, insbesondere 
summarische Hinrichtungen, 
Vergewaltigung und andere Formen der 
sexuellen Gewalt, Folterhandlungen, 
willkürliche Festnahmen und 
Inhaftierungen; fordert die EU auf, gegen 
Straflosigkeit in all diesen Fällen 
vorzugehen sowie die Verfolgung durch 
inländische Justizbehörden zu unterstützen, 
und fordert den IStGH auf, die Täter vor 
Gericht zu stellen;

46. verurteilt aufs Schärfste die schweren 
Menschenrechtsverletzungen, die in den 
bewaffneten Konflikten der jüngsten und 
andauernden Krisen, wie die in Syrien, 
Mali, der Demokratischen Republik 
Kongo und der Zentralafrikanischen 
Republik, begangen wurden, insbesondere 
summarische Hinrichtungen, 
Vergewaltigung und andere Formen der 
sexuellen Gewalt, Folterhandlungen, 
willkürliche Festnahmen und 
Inhaftierungen, vor allem mit Blick auf die 
Situation von Frauen und Kindern, die 
besonders schutzbedürftig sind; fordert die 
EU auf, gegen Straflosigkeit in all diesen 
Fällen vorzugehen sowie die Verfolgung 
durch inländische Justizbehörden zu 
unterstützen, und fordert den IStGH auf, 
die Täter vor Gericht zu stellen; hält die 
EU an, Mechanismen zur Verhütung von 
Folter in alle im Rahmen der EU-
Außenbeziehungen stattfindenden 
Tätigkeiten zu integrieren;

Or. en

Änderungsantrag 229
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 46

Entschließungsantrag Geänderter Text

46. verurteilt aufs Schärfste die schweren 
Menschenrechtsverletzungen, die in den 

46. verurteilt aufs Schärfste die schweren 
Menschenrechtsverletzungen, die in den 
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bewaffneten Konflikten der jüngsten und 
andauernden Krisen, wie die in Syrien, 
Mali und der Zentralafrikanischen 
Republik, begangen wurden, insbesondere 
summarische Hinrichtungen, 
Vergewaltigung und andere Formen der 
sexuellen Gewalt, Folterhandlungen, 
willkürliche Festnahmen und 
Inhaftierungen; fordert die EU auf, gegen 
Straflosigkeit in all diesen Fällen 
vorzugehen sowie die Verfolgung durch 
inländische Justizbehörden zu unterstützen, 
und fordert den IStGH auf, die Täter vor 
Gericht zu stellen;

bewaffneten Konflikten der jüngsten und 
andauernden Krisen, wie die in Ägypten, 
Syrien, Mali und der Zentralafrikanischen 
Republik, begangen wurden, insbesondere 
summarische Hinrichtungen, 
Vergewaltigung und andere Formen der 
sexuellen Gewalt, Folterhandlungen, 
willkürliche Festnahmen und 
Inhaftierungen; fordert die EU auf, gegen 
Straflosigkeit in all diesen Fällen 
vorzugehen sowie die Verfolgung durch 
inländische Justizbehörden zu unterstützen, 
und fordert den IStGH auf, die Täter vor 
Gericht zu stellen;

Or. en

Änderungsantrag 230
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 47

Entschließungsantrag Geänderter Text

47. fordert die VP/HV und den EAD auf, 
eine gründliche Überprüfung der Politik im 
Zusammenhang mit den tragischen 
Ereignissen in Syrien, Libyen, Mali und 
anderen jüngsten Konflikten mit dem Ziel 
durchzuführen, die Leitlinien der EU zum 
humanitären Völkerrecht zu überarbeiten, 
und für eine wirksamere Umsetzung dieser 
Leitlinien zu sorgen; fordert die EU auf, 
die derzeitige Initiative des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz und der 
Schweizer Regierung zur Reformierung 
des globalen ordnungspolitischen Rahmens 
im Bereich des humanitären Völkerrechts 
zu unterstützen;

47. fordert die VP/HV und den EAD auf, 
eine gründliche Überprüfung der Politik im 
Zusammenhang mit den tragischen 
Ereignissen in Syrien, Libyen, Mali und 
anderen jüngsten Konflikten mit dem Ziel 
durchzuführen, die Leitlinien der EU zum 
humanitären Völkerrecht zu überarbeiten, 
und für eine wirksamere Umsetzung dieser 
Leitlinien zu sorgen; fordert die EU auf, 
die derzeitige Initiative des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz und der 
Schweizer Regierung zur Reformierung 
des globalen ordnungspolitischen Rahmens 
im Bereich des humanitären Völkerrechts 
zu unterstützen; unterstützt die EU in dem 
Bemühen, auf eine Reform des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
hinzuarbeiten, mit dem Ziel, wirksam auf 
aktuelle Krisen reagieren zu können;
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Or. en

Änderungsantrag 231
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 47 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

47a. begrüßt den für Januar 2014 
geplanten Start der Initiative „EU-
Freiwillige für humanitäre Hilfe“, die 
über 8000 EU- und Nicht-EU-Bürgern 
die Gelegenheit bieten wird, sich für 
humanitäre Einsätze auf der ganzen Welt 
ausbilden zu lassen und an diesen zu 
beteiligen, wobei weitere 
10 000 Menschen die Initiative als 
„Online-Freiwillige“ durch die 
Wahrnehmung von Aufgaben 
unterstützen sollen, die über einen 
Computer von zuhause erledigt werden 
können;

Or. en

Änderungsantrag 232
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 47 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

47a. fordert die EU auf, einen 
gemeinsamen Standpunkt zu bewaffneten 
Drohnen festzulegen, in dem unter 
anderem auf den rechtlichen Rahmen, die 
Verhältnismäßigkeit im Rahmen von 
Maßnahmen der 
Terrorismusbekämpfung, die 
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Rechenschaftspflicht, die Transparenz 
und den Schutz der Zivilbevölkerung 
eingegangen wird, und appelliert an die 
EU, der Einhaltung der Menschenrechte 
bei diesen Erwägungen größte Bedeutung 
beizumessen; fordert die EU auf, dafür zu 
sorgen, dass die Menschenrechte in allen 
Dialogen mit Drittländern zum Thema 
Terrorismusbekämpfung zur Sprache 
kommen;

Or. en

Änderungsantrag 233
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 48

Entschließungsantrag Geänderter Text

48. macht auch auf die stagnierenden 
Übergänge in Ländern aufmerksam, in 
denen die Reformbewegungen oder 
Übergangsprozesse vom herrschenden 
Regime zum Erliegen gebracht oder 
unterdrückt wurden; fordert die EU zur 
Fortsetzung ihrer Bemühungen auf, die 
herrschenden Eliten in diesen sowie in 
anderen Ländern, die noch autoritär regiert 
werden und Anlass zur Sorge geben, zur 
Einleitung eines Reformprozesses zu 
bewegen, der dem Aufbau starker und 
stabiler Demokratien dient, in denen 
Rechtsstaatlichkeit herrscht und die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
geachtet werden;

48. macht auch auf die stagnierenden 
Übergänge in Ländern aufmerksam, in 
denen die Reformbewegungen oder 
Übergangsprozesse vom herrschenden 
Regime zum Erliegen gebracht oder 
unterdrückt wurden; fordert die EU zur 
Fortsetzung ihrer Bemühungen auf, die 
herrschenden Eliten in diesen sowie in 
anderen Ländern, die noch autoritär regiert 
werden und Anlass zur Sorge geben, zur 
Einleitung eines Reformprozesses zu 
bewegen, der dem Aufbau starker und 
stabiler Demokratien dient, in denen 
Rechtsstaatlichkeit herrscht und die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
geachtet werden; ist der Ansicht, dass 
diese Überzeugungsarbeit unter Nutzung 
aller relevanten Bereiche der EU-
Außenpolitik (Entwicklungshilfe, Handel 
usw.) in allen Dialogen mit EU-Partnern, 
auch auf höchster politischer Ebene, 
stattfinden muss;

Or. en
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Änderungsantrag 234
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 48

Entschließungsantrag Geänderter Text

48. macht auch auf die stagnierenden 
Übergänge in Ländern aufmerksam, in 
denen die Reformbewegungen oder 
Übergangsprozesse vom herrschenden 
Regime zum Erliegen gebracht oder 
unterdrückt wurden; fordert die EU zur 
Fortsetzung ihrer Bemühungen auf, die 
herrschenden Eliten in diesen sowie in 
anderen Ländern, die noch autoritär regiert 
werden und Anlass zur Sorge geben, zur 
Einleitung eines Reformprozesses zu 
bewegen, der dem Aufbau starker und 
stabiler Demokratien dient, in denen 
Rechtsstaatlichkeit herrscht und die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
geachtet werden;

48. macht auch auf die stagnierenden 
Übergänge in Ländern aufmerksam, in 
denen die Reformbewegungen oder 
Übergangsprozesse vom herrschenden 
Regime zum Erliegen gebracht oder 
unterdrückt wurden; fordert die EU zur 
Fortsetzung ihrer Bemühungen auf, die 
herrschenden Eliten in diesen sowie in 
anderen Ländern, die noch autoritär regiert 
werden und Anlass zur Sorge geben, zur 
Einleitung eines Reformprozesses zu 
bewegen, der dem Aufbau starker und 
stabiler Demokratien dient, in denen 
Rechtsstaatlichkeit herrscht und die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten,
insbesondere die wichtigsten, also 
Freiheit der Meinungsäußerung, 
Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit, Versammlungsfreiheit 
und Vereinigungsfreiheit, geachtet 
werden;

Or. en

Änderungsantrag 235
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 48

Entschließungsantrag Geänderter Text

48. macht auch auf die stagnierenden 
Übergänge in Ländern aufmerksam, in 
denen die Reformbewegungen oder 
Übergangsprozesse vom herrschenden 

48. macht auch auf die stagnierenden 
Übergänge in Ländern und Regionen 
aufmerksam, in denen die 
Reformbewegungen oder 
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Regime zum Erliegen gebracht oder 
unterdrückt wurden; fordert die EU zur 
Fortsetzung ihrer Bemühungen auf, die 
herrschenden Eliten in diesen sowie in 
anderen Ländern, die noch autoritär regiert 
werden und Anlass zur Sorge geben, zur 
Einleitung eines Reformprozesses zu 
bewegen, der dem Aufbau starker und 
stabiler Demokratien dient, in denen 
Rechtsstaatlichkeit herrscht und die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten,

Übergangsprozesse vom herrschenden 
Regime zum Erliegen gebracht oder 
unterdrückt wurden; fordert die EU zur 
Fortsetzung ihrer Bemühungen auf, die 
herrschenden Eliten in diesen sowie in 
anderen Ländern, die noch autoritär regiert 
werden und Anlass zur Sorge geben, zur 
Einleitung eines Reformprozesses zu 
bewegen, der dem Aufbau starker und 
stabiler Demokratien dient, in denen 
Rechtsstaatlichkeit herrscht und die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten,

Or. en

Änderungsantrag 236
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 49

Entschließungsantrag Geänderter Text

49. erinnert daran, dass in den im 
Übergang „gefangenen“ Ländern ein 
Mangel an demokratischen Reformen und 
politischer Rechenschaftslegung herrscht;
bekräftigt, dass alle Bürgerinnen und 
Bürger ein Recht auf umfassende und 
ungehinderte Teilhabe am politischen 
Leben haben, in dem offene und gerechte 
Wahlen mit mehr als einer Partei und 
verschiedenen alternativen Medienquellen 
stattfinden;

49. erinnert daran, dass in den im 
Übergang „gefangenen“ Ländern und 
Regionen ein Mangel an demokratischen 
Reformen und politischer 
Rechenschaftslegung herrscht; bekräftigt, 
dass alle Bürgerinnen und Bürger ein 
Recht auf umfassende und ungehinderte 
Teilhabe am politischen Leben haben, in 
dem offene und gerechte Wahlen mit mehr 
als einer Partei und verschiedenen 
alternativen Medienquellen stattfinden;

Or. en

Änderungsantrag 237
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 49
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Entschließungsantrag Geänderter Text

49. erinnert daran, dass in den im 
Übergang „gefangenen“ Ländern ein 
Mangel an demokratischen Reformen und 
politischer Rechenschaftslegung herrscht;
bekräftigt, dass alle Bürgerinnen und 
Bürger ein Recht auf umfassende und 
ungehinderte Teilhabe am politischen 
Leben haben, in dem offene und gerechte 
Wahlen mit mehr als einer Partei und 
verschiedenen alternativen Medienquellen 
stattfinden;

49. erinnert daran, dass in den im 
Übergang „gefangenen“ Ländern ein 
Mangel an demokratischen Reformen und 
politischer Rechenschaftslegung herrscht;
bekräftigt, dass alle Bürgerinnen und 
Bürger ein Recht auf umfassende und 
ungehinderte Teilhabe am politischen 
Leben haben, in dem offene und gerechte 
Wahlen mit mehr als einer Partei und 
verschiedenen alternativen und 
unabhängigen Medienquellen stattfinden;

Or. en

Änderungsantrag 238
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 49 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

49a. verurteilt aufs Schärfste den Einsatz 
von Drohnen für militärische Zwecke und 
die Praxis „gezielter Tötungen“, da sie 
eine schwere Verletzung der 
Menschenrechte darstellen, und 
wiederholt, dass derartige Aktivitäten 
eingestellt werden müssen; erkennt 
jedoch an, dass die Zahl derartiger 
Vorkommnisse in Ländern wie Jemen 
und Pakistan stark zurückgegangen ist;

Or. en

Änderungsantrag 239
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 49 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

49a. ist besorgt darüber, dass es selbst in 
Ländern, die auf dem besten Wege zur 
Demokratisierung sind, mitunter noch 
Regionen gibt, in denen es an Achtung 
der grundlegenden Menschenrechte, der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und 
der Transparenz in Politik und 
Verwaltung mangelt; fordert die EU 
nachdrücklich auf, mit solchen Ländern 
aktiv zusammenzuarbeiten, um 
sicherzustellen, dass alle Regionen von 
den Mitteln und Programmen der EU 
profitieren, dass Entwicklungshilfe 
gerechter verteilt wird und dass EU-
Programme nicht zur Diskriminierung 
von Teilen der Gesellschaft in den 
Empfängerländern beitragen;

Or. en

Änderungsantrag 240
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 50

Entschließungsantrag Geänderter Text

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig 
zu Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt;

entfällt

Or. fr
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Änderungsantrag 241
Laima Liucija Andrikienė

Entschließungsantrag
Ziffer 50

Entschließungsantrag Geänderter Text

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 
Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt;

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 
Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt; fordert die 
Freilassung von Michail Chodorkowski 
und anderen politischen Gefangenen;
appelliert an die russischen Behörden, 
den Tod von Sergei Magnitski, Natalja 
Estemirowa, Anna Politkowskaja und 
Wassili Alexanjan unparteiisch zu 
untersuchen und die dafür 
Verantwortlichen vor Gericht zu bringen;
bedauert, dass der Rat die Empfehlung 
des Parlaments vom 23. Oktober 2012 
zum Fall Magnitski nicht berücksichtigt 
hat; erachtet die Empfehlung als 
wichtiges Instrument, um gegen 
Menschenrechtsverletzungen in Russland 
und anderen Ländern vorzugehen, und 
fordert den Rat dringend auf, die 
Empfehlung unverzüglich umzusetzen;

Or. en

Änderungsantrag 242
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 54 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

54a. ist der Auffassung, dass die EU dem 
Beispiel folgen sollte, das die Vereinigten 
Staaten 2012 mit der Verabschiedung des 
„Sergei Magnitsky Rule of Law 
Accountability Act“ gegeben haben, und 
einen ähnlichen Rechtsakt auf EU-Ebene 
annehmen sollte, der als symbolischer 
und operativer Rahmen für die Schaffung 
einer Verbindung zwischen Korruption 
und Verletzungen der Menschenrechte 
dienen könnte; fordert den Rat aus 
diesem Grund auf, durch einen Beschluss 
ein gemeinsames EU-Verzeichnis der 
Amtsträger zu erstellen, die in den Tod 
von Sergei Magnitski, die anschließende 
juristische Verschleierung und die 
anhaltenden Einschüchterungsversuche 
gegenüber seiner Familie verwickelt sind;
fügt hinzu, dass durch diesen Beschluss 
des Rates gezielt Sanktionen gegen die 
betreffenden Amtsträger – beispielsweise 
ein EU-weites Verbot der Erteilung von 
Visa und eine Anweisung zur 
Sicherstellung von Vermögenswerten, die 
diese Amtsträger oder ihre direkten 
Familienangehörigen innerhalb der 
Europäischen Union besitzen – verhängt 
werden sollten;

Or. en

Änderungsantrag 243
Kristiina Ojuland, Edward McMillan-Scott

Entschließungsantrag
Ziffer 50

Entschließungsantrag Geänderter Text

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 
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Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt;

Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt, und bedauert die an 
den Fällen Michail Chodorkowski, Pussy 
Riot, Alexei Nawalny und anderen 
erkennbare Anwendung politischer 
Justiz; bedauert die Kultur der 
Straflosigkeit, die den Tod von Menschen 
wie Sergei Magnitski, Natalja 
Estemirowa, Stanislaw Markelow, Anna 
Politkowskaja und Wassili Alexanjan 
umgibt;

Or. en

Änderungsantrag 244
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Ziffer 50

Entschließungsantrag Geänderter Text

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 
Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt;

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, verurteilt die 
diskriminierenden Gesetze gegen die 
LGBT-Gemeinschaft, was häufig zu 
Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt;

Or. fr

Änderungsantrag 245
Maria Eleni Koppa
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Entschließungsantrag
Ziffer 50

Entschließungsantrag Geänderter Text

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 
Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt;

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 
Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt, wobei die Situation 
von LGBTI-Personen besondere 
Aufmerksamkeit verdient;

Or. en

Änderungsantrag 246
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 50

Entschließungsantrag Geänderter Text

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 
Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt;

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
unlängst erlassenen repressiven Gesetze 
und ihre willkürliche Anwendung durch 
die Staatsorgane Russlands, was häufig zu 
Schikanen gegen nichtstaatliche 
Organisationen, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Minderheiten führt; fordert die EU auf, 
diese Besorgnis auf allen politischen 
Ebenen zum Ausdruck zu bringen;

Or. en
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Änderungsantrag 247
Kristiina Ojuland, Edward McMillan-Scott

Entschließungsantrag
Ziffer 50 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

50a. fordert die Erstellung eines EU-
weiten „Magnitski-Verzeichnisses“, das 
ein Verbot der Erteilung von Visa und ein 
Einfrieren von Vermögenswerten für 
russische Amtsträger, die in schwere 
Menschenrechtsverletzungen verwickelt 
sind, umfasst;

Or. en

Änderungsantrag 248
Laima Liucija Andrikienė

Entschließungsantrag
Ziffer 50 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

50a. äußert sich besorgt über die 
Zunahme der Repressionen gegenüber 
unabhängigen Journalisten und 
Menschenrechtsaktivisten in Kuba; weist 
auf die Situation von Gefangenen aus 
Gewissensgründen in Kuba hin, die 
weiterhin aus fadenscheinigen Gründen 
verurteilt oder in Untersuchungshaft 
gehalten werden; fordert den EAD und 
die Hohe Vertreterin der EU Baroness 
Ashton auf, sich im Rahmen der 
Vereinten Nationen für einen 
internationalen, unabhängigen 
Untersuchungsausschuss einzusetzen, der 
die Umstände untersucht, unter denen die 
kubanischen Menschenrechtsverteidiger 
und friedlichen Dissidenten Oswaldo 
Payá Sardiñas (Sacharow-
Preisträger 2002) und Harold Cepero im 
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Juli 2012 zu Tode kamen;

Or. en

Änderungsantrag 249
Charles Tannock

Entschließungsantrag
Ziffer 53 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

53a. ist weiterhin besorgt über die 
Unterdrückung politisch 
Andersdenkender in Kuba; fordert den 
EAD und die VP/HV auf, sich im 
Rahmen der Vereinten Nationen für 
einen unabhängigen 
Untersuchungsausschuss einzusetzen, der 
den Tod der kubanischen 
Menschenrechtsverteidiger und 
friedlichen Dissidenten Oswaldo Payá 
Sardiñas (im Jahr 2002 mit dem 
Sacharow-Preis des EP ausgezeichnet) 
und Harold Cepero im Juli 2012 
untersucht;

Or. en

Änderungsantrag 250
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 51

Entschließungsantrag Geänderter Text

51. hebt die Notwendigkeit einer 
internationalen Überwachung der 
Menschenrechtslage in China hervor und 
fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, 
sich angesichts des fehlgeschlagenen EU-
China-Dialogs zu Menschenrechten aktiv 

entfällt



PE516.772v01-00 156/216 AM\944825DE.doc

DE

für eine solche Überwachung einzusetzen, 
um deutliche und konkrete Ergebnisse zu 
erzielen;

Or. fr

Änderungsantrag 251
László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 51

Entschließungsantrag Geänderter Text

51. hebt die Notwendigkeit einer 
internationalen Überwachung der 
Menschenrechtslage in China hervor und 
fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, sich 
angesichts des fehlgeschlagenen EU-
China-Dialogs zu Menschenrechten aktiv 
für eine solche Überwachung einzusetzen, 
um deutliche und konkrete Ergebnisse zu 
erzielen;

51. hebt die Notwendigkeit einer 
internationalen Überwachung der 
Menschenrechtslage in China hervor und 
fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, sich 
angesichts des fehlgeschlagenen EU-
China-Dialogs zu Menschenrechten aktiv 
für eine solche Überwachung einzusetzen, 
um deutliche und konkrete Ergebnisse zu 
erzielen; ist ferner weiterhin besorgt über 
die mangelnden Fortschritte des Landes 
auf dem Gebiet der Menschenrechte, 
insbesondere über die zunehmenden 
Einschränkungen für 
Menschenrechtsverteidiger, 
Rechtsanwälte, Aktivisten der 
Zivilgesellschaft, Journalisten und 
Blogger; beobachtet jedoch mit großem 
Interesse und unterstützt, dass das 
chinesische Volk die ihm zustehenden 
grundlegenden Freiheiten und Rechte 
zunehmend einfordert; wertet dies als 
Zeichen einer trotz der anhaltenden 
Unterdrückung langsam aber sicher 
wachsenden, unabhängigen 
Zivilgesellschaft und als positive 
Entwicklung innerhalb der Bewegung für 
die politischen und bürgerlichen Rechte 
in China;

Or. en
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Änderungsantrag 252
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 51

Entschließungsantrag Geänderter Text

51. hebt die Notwendigkeit einer 
internationalen Überwachung der 
Menschenrechtslage in China hervor und 
fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, sich 
angesichts des fehlgeschlagenen EU-
China-Dialogs zu Menschenrechten aktiv 
für eine solche Überwachung einzusetzen, 
um deutliche und konkrete Ergebnisse zu 
erzielen;

51. hebt die Notwendigkeit einer 
internationalen Überwachung der 
Menschenrechtslage in China hervor und 
fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, sich 
angesichts des fehlgeschlagenen EU-
China-Dialogs zu Menschenrechten aktiv 
für eine solche Überwachung einzusetzen, 
um deutliche und konkrete Ergebnisse zu 
erzielen; erinnert daran, dass die EU in 
dieser Hinsicht als Vermittler dienen 
könnte, indem sie größeres Vertrauen 
schafft, neue Modalitäten für den Dialog 
findet und bereits bestehende Instrumente 
verbessert;

Or. en

Änderungsantrag 253
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 51

Entschließungsantrag Geänderter Text

51. hebt die Notwendigkeit einer 
internationalen Überwachung der 
Menschenrechtslage in China hervor und 
fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, sich 
angesichts des fehlgeschlagenen EU-
China-Dialogs zu Menschenrechten aktiv 
für eine solche Überwachung einzusetzen, 
um deutliche und konkrete Ergebnisse zu 
erzielen;

51. hebt die Notwendigkeit einer 
internationalen Überwachung der 
Menschenrechtslage in China und Tibet
hervor und fordert die Mitgliedstaaten der 
EU auf, sich angesichts des 
fehlgeschlagenen EU-China-Dialogs zu 
Menschenrechten aktiv für eine solche 
Überwachung einzusetzen, um deutliche 
und konkrete Ergebnisse zu erzielen;
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Or. en

Änderungsantrag 254
Kristiina Ojuland, Edward McMillan-Scott

Entschließungsantrag
Ziffer 51 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

51a. fordert die chinesischen Behörden 
nachdrücklich auf, ernsthaft mit dem 
tibetischen Volk zusammenzuarbeiten, um 
die eigentlichen Ursachen für die hohe 
Zahl der Selbstverbrennungen 
festzustellen, die mit dem verschärften 
Kurs zur Erhaltung der Stabilität und 
dem patriotischen Bildungssystem in 
Zusammenhang stehen, und betont, dass 
jüngste Berichte über schwere Strafen für 
Tibeter, die der Anstiftung zur 
Selbstverbrennung angeklagt wurden, 
Anlass zu großer Sorge geben; verurteilt 
die Zwangsumsiedlung und -ansiedlung 
tibetischer Nomaden, die durch das 
Fehlen bürgerlicher und politischer 
Rechte noch verschlimmert wird, und 
erachtet diese als Gefahr für den 
Fortbestand einer Lebensweise, die einen 
wesentlichen Bestandteil der tibetischen 
Identität darstellt und die 
Existenzgrundlage der tibetischen 
Nomaden bildet;

Or. en

Änderungsantrag 255
Kristiina Ojuland, Edward McMillan-Scott

Entschließungsantrag
Ziffer 51 b (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

51b. fordert den EAD dringend auf, der 
Frage der religiösen Unterdrückung in 
Tibet in Übereinstimmung mit den 
kürzlich angenommenen EU-Leitlinien 
zur Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken und China 
aufzurufen, seine restriktive Politik in 
Bezug auf den tibetischen Buddhismus zu 
beenden;

Or. en

Änderungsantrag 256
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 52 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

52a. erinnert daran, dass die 
Menschenrechtslage in Tibet noch immer 
besorgniserregend und der Wohlstand 
trotz der wirtschaftlichen Entwicklung in 
der Region ungleich verteilt ist, was eine 
hohe Jugendarbeitslosigkeit zur Folge 
hat; betont, dass das Bildungssystem in 
der Region besonders mit Blick auf den 
zweisprachigen Unterricht verbessert 
werden muss, um die nationale Identität 
und das nationale Kulturerbe zu 
bewahren und außerdem die Ursachen 
der Jugendarbeitslosigkeit anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 257
Marie-Christine Vergiat
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Entschließungsantrag
Ziffer 52

Entschließungsantrag Geänderter Text

52. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
sich laufend verschlechternde 
Menschenrechtslage in Iran, die 
anhaltende Repression von Anhängern 
der Reformbewegung, die wachsende 
Zahl politischer Häftlinge und von 
Gefangenen aus Gewissensgründen, die 
anhaltend hohe Zahl von Hinrichtungen 
– auch Minderjähriger –, die weit 
verbreitete Anwendung von Folter, 
unfaire Verfahren und horrende 
Kautionssummen sowie die erhebliche 
Einschränkung der Freiheit der 
Information, der Meinungsäußerung, der 
Versammlung, der Religionsausübung, 
der Bildung und der Wahl des 
Aufenthaltsorts;

entfällt

Or. fr

Änderungsantrag 258
María Muñiz De Urquiza

Entschließungsantrag
Ziffer 52

Entschließungsantrag Geänderter Text

52. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
sich laufend verschlechternde 
Menschenrechtslage in Iran, die 
anhaltende Repression von Anhängern 
der Reformbewegung, die wachsende 
Zahl politischer Häftlinge und von 
Gefangenen aus Gewissensgründen, die 
anhaltend hohe Zahl von Hinrichtungen 
– auch Minderjähriger –, die weit 
verbreitete Anwendung von Folter, 
unfaire Verfahren und horrende 
Kautionssummen sowie die erhebliche 
Einschränkung der Freiheit der 

52. begrüßt die Freilassung mehrerer 
Gefangener aus Gewissensgründen in 
Iran, unter ihnen Rechtsanwältin, 
Menschenrechtsverteidigerin und 
Sacharow-Preisträgerin Nasrin Sotudeh;
fordert die iranischen Behörden auf, alle 
aus politischen Gründen unrechtmäßig 
Inhaftierten freizulassen, darunter die 
drei seit über zwei Jahren ohne Anklage 
unter Hausarrest stehenden 
Oppositionsführer Mehdi Karroubi, 
Zahra Rahnavard und Mir Hossein 
Mussawi, dem UN-Sonderberichterstatter 
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Information, der Meinungsäußerung, der 
Versammlung, der Religionsausübung, 
der Bildung und der Wahl des 
Aufenthaltsorts;

für die Menschenrechtssituation in Iran 
die Einreise in das Land zu gestatten, auf 
ein Moratorium für die Todesstrafe 
hinzuarbeiten, die Internetzensur 
abzuschaffen und die freie 
Meinungsäußerung in Iran zuzulassen;
nimmt die Wiederaufnahme 
diplomatischer Kontakte zwischen Iran 
und der internationalen Gemeinschaft mit 
Befriedigung zur Kenntnis und verspricht 
sich davon eine spürbare Verbesserung 
der Menschenrechtslage im Land;

Or. en

Änderungsantrag 259
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Laima Liucija 
Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher

Entschließungsantrag
Ziffer 52

Entschließungsantrag Geänderter Text

52. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
sich laufend verschlechternde 
Menschenrechtslage in Iran, die anhaltende 
Repression von Anhängern der 
Reformbewegung, die wachsende Zahl 
politischer Häftlinge und von Gefangenen 
aus Gewissensgründen, die anhaltend hohe 
Zahl von Hinrichtungen – auch 
Minderjähriger –, die weit verbreitete 
Anwendung von Folter, unfaire Verfahren 
und horrende Kautionssummen sowie die 
erhebliche Einschränkung der Freiheit der 
Information, der Meinungsäußerung, der 
Versammlung, der Religionsausübung, der 
Bildung und der Wahl des Aufenthaltsorts;

52. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
Menschenrechtslage in Iran, die anhaltende 
Repression von Anhängern der 
Reformbewegung, die wachsende Zahl 
politischer Häftlinge und von Gefangenen 
aus Gewissens- oder Glaubensgründen, 
die Diskriminierung und Verfolgung der 
Bahai-Gemeinde, die anhaltend hohe Zahl 
von Hinrichtungen – auch Minderjähriger –
, die weit verbreitete Anwendung von 
Folter, unfaire Verfahren und horrende 
Kautionssummen sowie die erhebliche 
Einschränkung der Freiheit der 
Information, der Meinungsäußerung, der 
Versammlung, der Religionsausübung, der 
Bildung und der Wahl des Aufenthaltsorts;

Or. en
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Änderungsantrag 260
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 52

Entschließungsantrag Geänderter Text

52. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
sich laufend verschlechternde 
Menschenrechtslage in Iran, die anhaltende 
Repression von Anhängern der 
Reformbewegung, die wachsende Zahl 
politischer Häftlinge und von Gefangenen 
aus Gewissensgründen, die anhaltend hohe 
Zahl von Hinrichtungen – auch 
Minderjähriger –, die weit verbreitete 
Anwendung von Folter, unfaire Verfahren 
und horrende Kautionssummen sowie die 
erhebliche Einschränkung der Freiheit der 
Information, der Meinungsäußerung, der 
Versammlung, der Religionsausübung, der 
Bildung und der Wahl des Aufenthaltsorts;

52. erklärt sich zutiefst besorgt über die 
Menschenrechtslage in Iran, die anhaltende 
Repression von Anhängern der 
Reformbewegung, die wachsende Zahl 
politischer Häftlinge und von Gefangenen 
aus Gewissensgründen, die anhaltend hohe 
Zahl von Hinrichtungen – auch 
Minderjähriger –, die weit verbreitete 
Anwendung von Folter, unfaire Verfahren 
und horrende Kautionssummen sowie die 
erhebliche Einschränkung der Freiheit der 
Information, der Meinungsäußerung, der 
Versammlung, der Religionsausübung, der 
Bildung und der Wahl des Aufenthaltsorts;

Or. en

Änderungsantrag 261
Willy Meyer

Entschließungsantrag
Ziffer 52 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

52a. stellt fest, dass Kolumbien nach wie 
vor eines der gefährlichsten Länder der 
Welt ist, wenn es um die Ausübung 
gewerkschaftlicher Tätigkeiten geht, und 
dass Menschenrechtsverletzungen, von 
denen auch Studenten, Landwirte sowie 
Frauen und Kinder betroffen sind, 
weiterhin fast gänzlich straffrei bleiben; 
fordert daher, das mehrseitige 
Handelsabkommen zwischen der EU, 
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Kolumbien und Peru solange auszusetzen, 
bis Kolumbien die Menschenrechte 
achtet; verurteilt nachdrücklich, dass der 
direkt dem Staatspräsidenten 
unterstehende kolumbianische 
Nachrichtendienst DAS systematisch 
Abhöraktionen und illegale Maßnahmen 
zur Diskreditierung von hohen 
Justizbeamten, Parlamentariern der 
Opposition und 
Menschenrechtsverteidigern durchgeführt 
hat; erinnert daran, dass auch der 
Unterausschuss Menschenrechte des 
Europäischen Parlaments sowie in 
Europa lebende Personen und 
verschiedene NRO von diesen 
Maßnahmen betroffen waren; fordert, 
dass diese schwerwiegenden Vorfälle 
nicht ungestraft bleiben; fordert die 
Union auf, die Kolumbien betreffenden 
Empfehlungen des Berichts des 
Ausschusses gegen Folter umzusetzen;

Or. es

Änderungsantrag 262
Willy Meyer

Entschließungsantrag
Ziffer 52 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

52b. verurteilt die Lage, in der sich das 
Volk der Mapuche derzeit befindet, das 
mit Gesetzen wie dem Gesetz über die 
Sicherheit des chilenischen Staates und 
dem chilenischen Antiterrorgesetz, die 
noch aus der Zeit der Diktatur stammen, 
einem wahrhaften juristischen 
Staatsterrorismus ausgesetzt ist; hält die 
starke Militarisierung in den Mapuche-
Gebieten, mit der die sozialen 
Bewegungen, die sich für die Mapuche-
Sache einsetzen, demobilisiert, 
entpolitisiert und bestraft werden sollen, 
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für äußerst besorgniserregend; hält es für 
besorgniserregend, dass die Antwort der 
chilenischen Regierung auf die legitimen 
Forderungen des Volkes der Mapuche 
nach Rückgabe seiner angestammten 
Gebiete, nach Respekt, nach Autonomie 
und nach Selbstbestimmung, nicht Dialog 
und Suche nach einem dauerhaften 
Frieden, sondern Kriminalisierung und 
Repression sind; fordert dazu auf, die 
Rechte und Garantien des Volkes der 
Mapuche zu achten und die in der 
Konvention Nr. 169 der IAO verankerten 
Rechte indigener Völker anzuerkennen;

Or. es

Änderungsantrag 263
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 53

Entschließungsantrag Geänderter Text

53. äußert sich zutiefst besorgt über die 
Verschlechterung der 
Menschenrechtssituation in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
(DVRK) und fordert die DVRK zur 
Beteiligung an einem konstruktiven 
Dialog über die Menschenrechte mit der 
Europäischen Union auf; fordert die 
DVRK auf, Hinrichtungen ohne 
Gerichtsurteil und der Verschleppung von 
Personen ein Ende zu setzen, politische 
Gefangene freizulassen und ihren 
Bürgern zu erlauben, sich innerhalb und 
außerhalb des Landes frei zu bewegen; 
fordert die DVRK auf, die freie 
Meinungsäußerung und die Pressefreiheit 
von nationalen und internationalen 
Medien zu achten und dafür zu sorgen, 
dass ihre Bürgerinnen und Bürger 
unzensierten Zugang zum Internet 

entfällt
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erhalten;

Or. fr

Änderungsantrag 264
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Ziffer 53

Entschließungsantrag Geänderter Text

53. äußert sich zutiefst besorgt über die 
Verschlechterung der 
Menschenrechtssituation in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
(DVRK) und fordert die DVRK zur 
Beteiligung an einem konstruktiven Dialog 
über die Menschenrechte mit der 
Europäischen Union auf; fordert die 
DVRK auf, Hinrichtungen ohne 
Gerichtsurteil und der Verschleppung von 
Personen ein Ende zu setzen, politische 
Gefangene freizulassen und ihren Bürgern 
zu erlauben, sich innerhalb und außerhalb 
des Landes frei zu bewegen; fordert die 
DVRK auf, die freie Meinungsäußerung 
und die Pressefreiheit von nationalen und 
internationalen Medien zu achten und dafür 
zu sorgen, dass ihre Bürgerinnen und 
Bürger unzensierten Zugang zum Internet 
erhalten;

53. äußert sich zutiefst besorgt über die 
Verschlechterung der 
Menschenrechtssituation in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
(DVRK), weist auf die vom Europäischen 
Parlament angenommene 
Dringlichkeitsentschließung hin und 
fordert die DVRK zur Beteiligung an 
einem konstruktiven Dialog über die 
Menschenrechte mit der Europäischen 
Union auf; fordert die DVRK auf, 
Hinrichtungen ohne Gerichtsurteil und der 
Verschleppung von Personen ein Ende zu 
setzen, politische Gefangene freizulassen 
und ihren Bürgern zu erlauben, sich 
innerhalb und außerhalb des Landes frei zu 
bewegen; fordert die DVRK auf, die freie 
Meinungsäußerung und die Pressefreiheit 
von nationalen und internationalen Medien 
zu achten und dafür zu sorgen, dass ihre 
Bürgerinnen und Bürger unzensierten 
Zugang zum Internet erhalten;

Or. fr

Änderungsantrag 265
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 53
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Entschließungsantrag Geänderter Text

53. äußert sich zutiefst besorgt über die 
Verschlechterung der 
Menschenrechtssituation in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
(DVRK) und fordert die DVRK zur 
Beteiligung an einem konstruktiven Dialog 
über die Menschenrechte mit der 
Europäischen Union auf; fordert die 
DVRK auf, Hinrichtungen ohne 
Gerichtsurteil und der Verschleppung von 
Personen ein Ende zu setzen, politische 
Gefangene freizulassen und ihren 
Bürgerinnen und Bürgern zu erlauben, sich 
innerhalb und außerhalb des Landes frei zu 
bewegen; fordert die DVRK auf, die freie 
Meinungsäußerung und die Pressefreiheit 
von nationalen und internationalen Medien 
zu achten und dafür zu sorgen, dass ihre 
Bürgerinnen und Bürger unzensierten 
Zugang zum Internet erhalten;

53. äußert sich zutiefst besorgt über die 
Verschlechterung der 
Menschenrechtssituation in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
(DVRK) und fordert die DVRK zur 
Beteiligung an einem konstruktiven Dialog 
über die Menschenrechte mit der 
Europäischen Union auf; fordert die 
DVRK auf, Hinrichtungen ohne 
Gerichtsurteil und der Verschleppung von 
Personen ein Ende zu setzen, politische 
Gefangene freizulassen und ihren 
Bürgerinnen und Bürgern zu erlauben, sich 
innerhalb und außerhalb des Landes frei zu 
bewegen; fordert die DVRK auf, die freie 
Meinungsäußerung und die Pressefreiheit 
von nationalen und internationalen Medien 
zu achten, das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit 
vollständig zu wahren und dafür zu 
sorgen, dass ihre Bürgerinnen und Bürger 
unzensierten Zugang zum Internet erhalten;

Or. en

Änderungsantrag 266
Elena Băsescu

Entschließungsantrag
Ziffer 53

Entschließungsantrag Geänderter Text

53. äußert sich zutiefst besorgt über die 
Verschlechterung der 
Menschenrechtssituation in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
(DVRK) und fordert die DVRK zur 
Beteiligung an einem konstruktiven Dialog 
über die Menschenrechte mit der 
Europäischen Union auf; fordert die 
DVRK auf, Hinrichtungen ohne 
Gerichtsurteil und der Verschleppung von 

53. äußert sich zutiefst besorgt über die 
Verschlechterung der 
Menschenrechtssituation in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
(DVRK) und fordert die DVRK zur 
Beteiligung an einem konstruktiven Dialog 
über die Menschenrechte mit der 
Europäischen Union auf; fordert die 
DVRK auf, Hinrichtungen ohne 
Gerichtsurteil und der Verschleppung von 
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Personen ein Ende zu setzen, politische 
Gefangene freizulassen und ihren 
Bürgerinnen und Bürgern zu erlauben, sich 
innerhalb und außerhalb des Landes frei zu 
bewegen; fordert die DVRK auf, die freie 
Meinungsäußerung und die Pressefreiheit 
von nationalen und internationalen Medien 
zu achten und dafür zu sorgen, dass ihre 
Bürgerinnen und Bürger unzensierten 
Zugang zum Internet erhalten;

Personen ein Ende zu setzen, politische 
Gefangene freizulassen und ihren 
Bürgerinnen und Bürgern zu erlauben, sich 
innerhalb und außerhalb des Landes frei zu 
bewegen; fordert die DVRK auf, die freie 
Meinungsäußerung und die Pressefreiheit 
von nationalen und internationalen Medien 
zu achten und dafür zu sorgen, dass ihre 
Bürgerinnen und Bürger unzensierten 
Zugang zum Internet erhalten; weist darauf 
hin, dass sämtliche Provokationen der 
DVRK sowie die den Bürgerinnen und 
Bürgern auferlegten restriktiven 
Maßnahmen zu weitverbreiteter Armut 
und materieller Entbehrung geführt 
haben;

Or. en

Änderungsantrag 267
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Ziffer 53 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

53a. zeigt sich tief besorgt angesichts des 
Fehlens eines demokratischen Wandels 
und der Menschenrechtsverletzungen in 
der Republik Kuba; ruft die internationale 
Gemeinschaft auf, die Umstände, die zum 
tragischen Tod des kubanischen 
Dissidenten, spanischen Staatsbürgers 
und Sacharow-Preisträgers Oswaldo Payá 
Sardiñas am 22. Juli 2012 geführt haben, 
vollständig aufzuklären;

Or. pl

Änderungsantrag 268
Sajjad Karim
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Entschließungsantrag
Ziffer 53 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

53a. drückt seine tiefe Besorgnis in Bezug 
auf Kaschmir aus, wo sämtliche 
Gewaltakte gegenüber Zivilisten zutiefst 
zu bedauern sind; ist sich darüber 
bewusst, dass Ermittlungen bezüglich des 
Problems nicht identifizierter Gräber 
eingeleitet wurden; fordert dennoch 
nachdrücklich, dass Mechanismen zum 
Schutz der Menschenrechte in den 
Mittelpunkt jedweder Versuche gerückt 
werden, die Verantwortung für und die 
Rechenschaftspflicht bei Missbräuchen 
gegenüber Zivilisten sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 269
Daniël van der Stoep
Entschließungsantrag
Ziffer 53 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

53a. ist sehr besorgt über die 
Menschenrechtsverletzungen in 
islamischen Ländern, in denen Mädchen, 
Frauen, Homo-, Bi- und Transsexuelle 
sowie Andersgläubige stark diskriminiert 
werden; fordert die VP/HV auf, diese 
Länder auf ihre unmenschlichen 
Rechtssysteme anzusprechen;

Or. nl

Änderungsantrag 270
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Ziffer 54 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

54a. fordert die Europäische Union auf, 
sich für eine koordinierte und umfassende 
Strategie in der Sahel-Zone einzusetzen, 
einerseits zur Sicherung der Region und 
andererseits zur Förderung der 
Menschenrechte, damit die Missbräuche 
wie Folter, willkürliche Verhaftungen -
häufig von Andersdenkenden und 
Journalisten -, die Repression von 
friedlichen Demonstrationen, die Gewalt 
gegenüber Frauen - wie Vergewaltigung, 
Zwangsehe, Genitalverstümmelung -, die 
Diskriminierung aus Gründen der 
ethnischen Herkunft oder 
Kastenzugehörigkeit enden, und somit die 
Schaffung eines Rechtsstaates als Garant 
für Grundrechte und -freiheiten zu 
unterstützen;

Or. fr

Änderungsantrag 271
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 54 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

54a. fordert die EU auf, weiterhin aktiv 
Menschenrechtsverteidiger zu 
unterstützen, wozu auch die rechtzeitige 
Bereitstellung von vorläufigen 
Unterkünften für Schutzbedürftige 
gehört; fordert die EU auf, ihre Politik 
zur Unterstützung von 
Menschenrechtsverteidigern auf 
Whistleblower und investigative 
Journalisten auszuweiten, die in 
beträchtlichem Umfang zum Schutz und 
zur Förderung der Menschenrechte 



PE516.772v01-00 170/216 AM\944825DE.doc

DE

beitragen können;

Or. en

Änderungsantrag 272
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 54 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

54b. fordert die Kommission auf, einen 
Aktionsplan zur Schaffung eines 
Mechanismus zu erstellen, durch den 
ähnliche gezielte Sanktionen gegen 
Amtsträger aus Drittstaaten 
(einschließlich Polizeibeamten, 
Staatsanwälten und Richtern) aufgelistet 
und verhängt werden, wenn diese 
Amtsträger in schwerwiegende 
Verletzungen der Menschenrechte und 
juristische „Manipulationen“ gegenüber 
Informanten, Journalisten, die über 
Korruption berichten, und 
Menschenrechtsaktivisten in Drittstaaten 
verwickelt sind; betont, dass die Kriterien 
für die Aufnahme in die Liste auf gut 
dokumentierten, übereinstimmenden und 
unabhängigen Quellen und 
überzeugenden Nachweisen beruhen 
sowie Mechanismen zur Entschädigung 
der Opfer vorsehen sollten;

Or. en

Änderungsantrag 273
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 55
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Entschließungsantrag Geänderter Text

55. begrüßt, dass die EU die Wahlprozesse 
weltweit nach wie vor begleitet, indem sie 
Wahlbeobachtungsmissionen (EOM) und 
Wahlexpertenmissionen (EEM) entsendet, 
Wahlhilfe leistet und inländische 
Beobachter unterstützt; stellt fest, dass 
diese Missionen in jüngster Zeit einen 
unterstützenden Beitrag zur 
demokratischen Entwicklung in der EU-
Nachbarschaft geleistet haben und die 
Machtübergabe an die Opposition 
(Senegal) und die Konsolidierung einer aus 
einem Konflikt hervorgegangenen 
Demokratie (Sierra Leone) bezeugen 
konnten;

55. begrüßt, dass die EU die Wahlprozesse 
weltweit nach wie vor begleitet, indem sie 
Wahlbeobachtungsmissionen (EOM) und 
Wahlexpertenmissionen (EEM) entsendet, 
Wahlhilfe leistet und inländische 
Beobachter unterstützt; betont, dass es 
wichtig ist, die Unterstützungsaktivitäten 
und die Wahlbeobachtungen in 
Zusammenarbeit mit den Vereinten 
Nationen durchzuführen; ist 
gleichermaßen der Ansicht, dass diese 
Unterstützungsaktivitäten auf keinen Fall 
zu einer Art Einmischung in das 
politische Leben des Drittstaates von 
Seiten der EU werden dürfen; stellt fest, 
dass diese Missionen in jüngster Zeit einen 
unterstützenden Beitrag zur 
demokratischen Entwicklung in der EU-
Nachbarschaft geleistet haben und die 
Machtübergabe an die Opposition und die 
Konsolidierung einer aus einem Konflikt 
hervorgegangenen Demokratie bezeugen 
konnten;

Or. fr

Änderungsantrag 274
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 56

Entschließungsantrag Geänderter Text

56. begrüßt die Initiative der 
Koordinierungsgruppe 
Demokratieförderung und Wahlen zur 
Verbesserung der Reaktion auf die 
Empfehlungen von 
Wahlbeobachtungsmissionen, indem diese 
Empfehlungen in den „Fahrplan für 
Demokratie“ für das betreffende Land 

56. begrüßt die Initiative des Parlaments
zur Verbesserung der Reaktion auf die 
Empfehlungen von 
Wahlbeobachtungsmissionen, indem diese 
Empfehlungen in den „Fahrplan für 
Demokratie“ für das betreffende Land 
integriert werden, und zur Übertragung 
einer Sonderrolle an den Leiter der 
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integriert werden, und zur Übertragung 
einer Sonderrolle an den Leiter der 
Mission, damit die Empfehlungen, 
unterstützt durch die ständigen Gremien 
des Parlaments, Folgemaßnahmen nach 
sich ziehen;

Mission, damit die Empfehlungen, 
unterstützt durch die ständigen Gremien 
des Parlaments, Folgemaßnahmen nach 
sich ziehen und umgesetzt werden;

Or. en

Änderungsantrag 275
Eduard Kukan

Entschließungsantrag
Ziffer 56

Entschließungsantrag Geänderter Text

56. begrüßt die Initiative der 
Koordinierungsgruppe 
Demokratieförderung und Wahlen zur 
Verbesserung der Reaktion auf die 
Empfehlungen von 
Wahlbeobachtungsmissionen, indem diese 
Empfehlungen in den „Fahrplan für 
Demokratie“ für das betreffende Land 
integriert werden, und zur Übertragung 
einer Sonderrolle an den Leiter der 
Mission, damit die Empfehlungen, 
unterstützt durch die ständigen Gremien 
des Parlaments, Folgemaßnahmen nach 
sich ziehen;

56. betont die Bedeutung von 
Folgemaßnahmen zu den Berichten und 
Empfehlungen der 
Wahlbeobachtungsmissionen; begrüßt die 
Initiative der Koordinierungsgruppe 
Demokratieförderung und Wahlen zur 
Verbesserung der Reaktion auf die 
Empfehlungen von 
Wahlbeobachtungsmissionen, indem diese 
Empfehlungen in den „Fahrplan für 
Demokratie“ für das betreffende Land 
integriert werden, und zur Übertragung 
einer Sonderrolle an den Leiter der 
Mission, damit die Empfehlungen, 
unterstützt durch die ständigen Gremien 
des Parlaments, Folgemaßnahmen nach 
sich ziehen;

Or. en

Änderungsantrag 276
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 57
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Entschließungsantrag Geänderter Text

57. betont die Bedeutung eines Ausbaus 
der operationellen Fähigkeiten der 
Parlamente zwischen den Wahlen; erinnert 
in diesem Zusammenhang an die 
Zusicherung der EU im Hochrangigen 
Forum zur Wirksamkeit der 
Entwicklungshilfe, die 
Entwicklungszusammenarbeit auf 
„demokratische Eigenverantwortung“ unter 
besonderer Berücksichtigung einer 
gestärkten Rolle der Parlamente zu stützen;

57. betont die Bedeutung eines Ausbaus 
der operationellen Fähigkeiten der 
Parlamente zwischen den Wahlen; erinnert 
in diesem Zusammenhang an die 
Zusicherung der EU im Hochrangigen 
Forum zur Wirksamkeit der 
Entwicklungshilfe, die 
Entwicklungszusammenarbeit auf 
„demokratische Eigenverantwortung“ unter 
besonderer Berücksichtigung einer 
gestärkten Rolle der Parlamente zu stützen;
fordert die EU nachdrücklich auf, auf 
einen rechtebasierten Ansatz mit dem Ziel 
hinzuarbeiten, die 
Menschenrechtsgrundsätze in die 
operationellen Tätigkeiten der EU zu 
integrieren und die Menschenrechte in 
der globalen Entwicklungsagenda gemäß 
den Verpflichtungen im Aktionsplan zu 
fördern;

Or. en

Änderungsantrag 277
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 57 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

57a. erinnert an die Zusage der VP/HR, 
sich bei der Wahlbeobachtung auf die 
Teilnahme – sowohl als Kandidaten als 
auch Wähler – von Frauen und 
nationalen Minderheiten sowie von 
Personen mit Behinderungen zu 
konzentrieren;

Or. en



PE516.772v01-00 174/216 AM\944825DE.doc

DE

Änderungsantrag 278
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 58 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

58a. betont, dass die EU in allen Formen 
des Dialogs mit Drittländern, wozu auch 
Dialoge im Rahmen bilateraler 
Beziehungen und auf höchster Ebene 
gehören, eindringlich darauf hinweisen 
muss, dass der Umsetzung des Rechts auf 
Beteiligung und des Rechts auf Zugang 
zu Informationen sowie Mechanismen der 
öffentlichen Rechenschaftspflicht wie 
beispielsweise der Offenlegung von Daten 
höchste Bedeutung zukommt, da es sich 
um elementare Grundsätze der 
Demokratie handelt; betont, dass die 
Freiheit der Presse und der Medien 
sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
Internets in diesem Zusammenhang von 
größter Wichtigkeit sind; schlägt vor, dass 
die EU Projekte in Drittländern zur 
Unterstützung der Durchsetzung dieser 
Grundsätze finanziert, und zwar 
insbesondere in Ländern, die sich in 
einem Demokratisierungsprozess 
befinden, um so die Gleichstellung der 
Geschlechter und die Einbeziehung von
Mitgliedern der Zivilgesellschaft, 
insbesondere von 
Menschenrechtsverteidigern, 
Gewerkschaften, Frauen und den am 
stärksten benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen, in den Prozess 
sicherzustellen und bei der Ausarbeitung 
von Rechtsvorschriften zum wirksamen 
Schutz von Informanten behilflich zu 
sein;

Or. en
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Änderungsantrag 279
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 58 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

58a. drückt seine tiefe und andauernde 
Besorgnis über die Internetzensur und 
das Ausmaß, das dieses Phänomen in 
verschiedenen Ländern angenommen hat, 
aus; unterstreicht die Bedeutung der 
Online-Medien für die Funktion und 
Wirksamkeit von Zivilgesellschaft und 
Menschenrechtsorganisationen, nicht nur 
als Mittel zur Information, sondern auch 
als Ausdrucksform, insbesondere in 
repressiven Regimen; fordert die 
Kommission und den EAD auf, die 
digitale Freiheit weiterhin zu fördern und 
diese als Menschenrecht anzuerkennen;

Or. en

Änderungsantrag 280
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 59

Entschließungsantrag Geänderter Text

59. unterstützt uneingeschränkt die im 
Strategischen Rahmen für Menschenrechte 
und Demokratie verankerte zustimmende 
Haltung der EU gegenüber der Förderung 
und dem Schutz aller Menschenrechte 
sowie ihre Zusage, sie werde „jeden 
Versuch anprangern, die Achtung der 
Universalität der Menschenrechte zu 
untergraben“;

59. unterstützt uneingeschränkt die im 
Strategischen Rahmen für Menschenrechte 
und Demokratie verankerte zustimmende 
Haltung der EU gegenüber der Förderung 
und dem Schutz aller Menschenrechte 
sowie ihre Zusage, sie werde „jeden 
Versuch anprangern, die Achtung der 
Universalität der Menschenrechte zu 
untergraben“; bekräftigt seine volle 
Unterstützung für die Unteilbarkeit und 
Universalität der Menschenrechte;
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Or. en

Änderungsantrag 281
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 59 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

59a. vertritt erneut die Auffassung, dass 
der Klimawandel die elementarsten 
Menschenrechte gefährdet, 
Bevölkerungsbewegungen auslöst und 
dadurch zu einer neuen Zwangsmigration 
führt, für die die Europäische Union eine 
angemessene Antwort einbringen muss; 
fordert die internationale Gemeinschaft 
auf, die Lücken im Zusammenhang mit 
dem Recht des Schutzes von 
Klimaflüchtlingen zu ermitteln und zu 
beseitigen sowie ein spezifisches 
Unterstützungs- und Schutzsystem 
einzurichten;

Or. fr

Änderungsantrag 282
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 62

Entschließungsantrag Geänderter Text

62. fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, 
auf ihre im Strategischen Rahmen der EU 
gemachten Zusage zur Ratifizierung und 
Umsetzung der wesentlichen
internationalen Menschenrechtsabkommen 
aufzubauen, indem sie insbesondere die 

62. fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, 
auf ihre im Strategischen Rahmen der EU 
gemachten Zusage zur Ratifizierung und 
Umsetzung der wesentlichen 
internationalen Menschenrechtsabkommen 
aufzubauen, indem sie insbesondere die 
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zehn wichtigsten 
Menschenrechtsabkommen der Vereinten 
Nationen und die zugehörigen 
Fakultativprotokolle ratifizieren und 
umsetzen, und einschlägige Erklärungen 
abzugeben, nach denen jede einzelne 
Beschwerde entgegengenommen und 
jedem Verfahrensantrag stattgegeben wird; 
betont die Bedeutung dieser 
Ratifizierungen für die innere und äußere 
Glaubwürdigkeit der EU-
Menschenrechtspolitik;

zehn wichtigsten 
Menschenrechtsabkommen der Vereinten 
Nationen und die zugehörigen 
Fakultativprotokolle ratifizieren und 
umsetzen, und einschlägige Erklärungen 
abzugeben, nach denen jede einzelne 
Beschwerde entgegengenommen und 
jedem Verfahrensantrag stattgegeben wird; 
betont die Bedeutung dieser 
Ratifizierungen für die innere und äußere 
Glaubwürdigkeit der EU-
Menschenrechtspolitik; drückt seine tiefe 
Besorgnis darüber aus, dass die 
anhaltende Nichterfüllung der Pflicht zur 
rechtzeitigen Übermittlung regelmäßiger 
Berichte an die entsprechenden Organe 
der Vereinten Nationen zur Überwachung 
der Menschenrechte seitens bestimmter 
EU-Mitgliedstaaten die Glaubwürdigkeit 
der EU-Menschenrechtspolitik gegenüber 
Drittstaaten zusätzlich beschädigt;

Or. en

Änderungsantrag 283
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 62 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

62a. fordert die EU auf, Drittstaaten zur 
uneingeschränkten Zusammenarbeit mit 
den UN-Sonderberichterstattern und 
unabhängigen Menschenrechtsexperten 
zu ermutigen, unter anderem durch die 
Aussprache ständiger Einladungen und 
den Empfang solcher Experten;

Or. en
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Änderungsantrag 284
Pino Arlacchi, Ivo Vajgl, Nikola Vuljanić, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 63 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63a. betont angesichts der Grundsätze des 
humanitären Völkerrechts, die in der 
Haager Landkriegsordnung von 1907 
(Art. 45-56) und der Vierten Genfer 
Konvention (GK IV, Art. 27-34 und 47-
78) sowie in den Bestimmungen des 
Zusatzprotokolls I festgelegt sind, die 
Notwendigkeit, dass die EU gewährleistet, 
dass die Partner, die in die Kategorie der 
Besatzungsmacht fallen, ihren Pflichten 
gegenüber der Bevölkerung in besetzten 
Gebieten nachkommen; erinnert daran, 
dass die Besatzungsmacht gemäß dem 
humanitären Völkerrecht für die 
Einhaltung der öffentlichen 
Gesundheitsstandards, die Bereitstellung 
von Nahrungsmitteln und die 
medizinische Versorgung sorgen muss; 
wiederholt, dass eine Umsiedlung der 
Zivilbevölkerung der Besatzungsmacht in 
das besetzte Gebiet verboten ist und dass 
diejenigen, die einer Straftat beschuldigt 
werden, ein Gerichtsverfahren erhalten 
müssen, in dem die international 
anerkannten prozessrechtlichen 
Garantien geachtet werden, wie zum 
Beispiel die Aufklärung über den 
Verhaftungsgrund, die Anklage wegen 
einer bestimmten Straftat und die 
möglichst baldige Durchführung einer 
fairen Gerichtsverhandlung;

Or. en

Änderungsantrag 285
Ana Gomes
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Entschließungsantrag
Ziffer 64 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

64a. fordert die europäischen 
Außenminister auf, die 
Schlussfolgerungen des Rats „Auswärtige 
Angelegenheiten“ anzunehmen, in denen 
die starke Unterstützung der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten für den 
Internationalen Strafgerichtshof zum 
Ausdruck gebracht wird, nimmt die 
Bemühungen der EU zur Kenntnis, ihre 
Instrumente für den Internationalen 
Strafgerichtshof kontinuierlich zu 
überprüfen, zu aktualisieren und zu 
erweitern, und bekräftigt erneut seine 
Verpflichtung, auf die 
Allgemeingültigkeit des Römischen 
Statuts hinzuarbeiten, um den Opfern 
schwerer völkerrechtlicher Verbrechen 
den Zugang zur Justiz zu erleichtern;

Or. en

Änderungsantrag 286
Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 64 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

64a. fordert die europäischen 
Außenminister auf, die 
Schlussfolgerungen des Rats „Auswärtige 
Angelegenheiten“ anzunehmen, in denen 
die starke Unterstützung der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten für den 
Internationalen Strafgerichtshof zum 
Ausdruck gebracht wird, nimmt die 
Bemühungen der EU zur Kenntnis, ihre 
Instrumente für den Internationalen 
Strafgerichtshof kontinuierlich zu 
überprüfen, zu aktualisieren und zu 
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erweitern, und bekräftigt erneut seine 
Verpflichtung, auf die 
Allgemeingültigkeit des Römischen 
Statuts hinzuarbeiten, um den Opfern 
schwerer völkerrechtlicher Verbrechen 
den Zugang zur Justiz zu erleichtern;

Or. en

Änderungsantrag 287
Laima Liucija Andrikienė

Entschließungsantrag
Ziffer 64 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

64a. fordert die europäischen 
Außenminister auf, die 
Schlussfolgerungen des Rats „Auswärtige 
Angelegenheiten“ anzunehmen, in denen 
die starke Unterstützung der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten für den 
Internationalen Strafgerichtshof zum 
Ausdruck gebracht wird, nimmt die 
Bemühungen der EU zur Kenntnis, ihre 
Instrumente für den Internationalen 
Strafgerichtshof kontinuierlich zu 
überprüfen, zu aktualisieren und zu 
erweitern, und bekräftigt erneut seine 
Verpflichtung, auf die 
Allgemeingültigkeit des Römischen 
Statuts hinzuarbeiten, um den Opfern 
schwerer völkerrechtlicher Verbrechen 
den Zugang zur Justiz zu erleichtern;

Or. en

Änderungsantrag 288
Joanna Senyszyn

Entschließungsantrag
Ziffer 65 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

65a. fordert die europäischen 
Außenminister auf, die 
Schlussfolgerungen des Rats „Auswärtige 
Angelegenheiten“ anzunehmen, in denen 
die starke Unterstützung der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten für den 
Internationalen Strafgerichtshof zum 
Ausdruck gebracht wird, nimmt die 
Bemühungen der EU zur Kenntnis, ihre 
Instrumente für den Internationalen 
Strafgerichtshof kontinuierlich zu 
überprüfen, zu aktualisieren und zu 
erweitern, und bekräftigt erneut seine 
Verpflichtung, auf die 
Allgemeingültigkeit des Römischen 
Statuts hinzuarbeiten, um den Opfern 
schwerer völkerrechtlicher Verbrechen 
den Zugang zur Justiz zu erleichtern;

Or. en

Änderungsantrag 289
Wolfgang Kreissl-Dörfler

Entschließungsantrag
Ziffer 66

Entschließungsantrag Geänderter Text

66. ruft die EU und ihre Mitgliedstaaten 
dazu auf, in Verhandlungen und 
politischen Dialogen mit Drittländern, 
regionalen Organisationen und anderen 
regionalen Gruppen auf die Bedeutung der 
Ratifizierung und Annahme des Statuts 
hinzuweisen und Bestimmungen, die den 
IStGH und die internationale 
Strafgerichtsbarkeit betreffen, in die EU-
Abkommen mit Drittländern aufzunehmen;

66. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten 
dazu auf, in Verhandlungen und 
politischen Dialogen mit Drittländern, 
regionalen Organisationen und anderen 
regionalen Gruppen auf die Bedeutung der 
Ratifizierung und Umsetzung des Statuts 
und des Übereinkommens über die 
Vorrechte und Befreiungen des 
Gerichtshofs hinzuweisen und 
Bestimmungen, die den IStGH und die 
internationale Strafgerichtsbarkeit 
betreffen, in die EU-Abkommen mit 
Drittländern aufzunehmen;
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Or. en

Änderungsantrag 290
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 66

Entschließungsantrag Geänderter Text

66. ruft die EU und ihre Mitgliedstaaten 
dazu auf, in Verhandlungen und 
politischen Dialogen mit Drittländern, 
regionalen Organisationen und anderen 
regionalen Gruppen auf die Bedeutung der 
Ratifizierung und Annahme des Statuts 
hinzuweisen und Bestimmungen, die den 
IStGH und die internationale 
Strafgerichtsbarkeit betreffen, in die EU-
Abkommen mit Drittländern aufzunehmen;

66. ruft die EU und ihre Mitgliedstaaten 
dazu auf, in Verhandlungen und 
politischen Dialogen mit Drittländern, 
regionalen Organisationen und anderen 
regionalen Gruppen auf die Bedeutung der 
Ratifizierung und Annahme des Statuts 
hinzuweisen und Bestimmungen, die den 
IStGH und die internationale 
Strafgerichtsbarkeit betreffen, in die EU-
Abkommen mit Drittländern aufzunehmen; 
drückt seine Besorgnis über die formelle 
Herabsetzung der IStGH-Bestimmung 
durch ihre Aufnahme in den Anhang des 
kürzlich abgeschlossenen PKA mit 
Thailand aus;

Or. en

Änderungsantrag 291
Wolfgang Kreissl-Dörfler

Entschließungsantrag
Ziffer 66 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

66a. ermutigt den EAD, sicherzustellen, 
dass alle EU-Delegationen und EU-
Sonderbeauftragten vollständig über den 
Beschluss des Rates und den Aktionsplan 
zum IStGH sowie den EU-
Maßnahmenkatalog zur Förderung der 
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Komplementarität informiert sind, und 
den IStGH, die Vollstreckung seiner 
Beschlüsse und den Kampf gegen 
Straflosigkeit bei Verbrechen nach dem 
Römischen Statut aktiv zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 292
Wolfgang Kreissl-Dörfler

Entschließungsantrag
Ziffer 67

Entschließungsantrag Geänderter Text

67. ruft die Delegationen und 
Sonderbeauftragten der EU dazu auf, den 
IStGH, die Vollstreckung seiner 
Beschlüsse und den Kampf gegen 
Straflosigkeit bei Verbrechen nach dem 
Römischen Statut aktiv zu fördern;

67. ruft die Delegationen und 
Sonderbeauftragten der EU, insbesondere 
den EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte, dazu auf, den IStGH, die 
Vollstreckung seiner Beschlüsse und den 
Kampf gegen Straflosigkeit bei Verbrechen 
nach dem Römischen Statut aktiv zu 
fördern;

Or. en

Änderungsantrag 293
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 67

Entschließungsantrag Geänderter Text

67. ruft die Delegationen und 
Sonderbeauftragten der EU dazu auf, den 
IStGH, die Vollstreckung seiner 
Beschlüsse und den Kampf gegen 
Straflosigkeit bei Verbrechen nach dem 
Römischen Statut aktiv zu fördern;

67. ruft die Delegationen und 
Sonderbeauftragten der EU dazu auf, den 
IStGH, die Vollstreckung seiner 
Beschlüsse und den Kampf gegen 
Straflosigkeit bei Verbrechen nach dem 
Römischen Statut in allen politischen 
Dialogen und Sitzungen mit Drittländern 
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aktiv zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 294
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 67

Entschließungsantrag Geänderter Text

67. ruft die Delegationen und 
Sonderbeauftragten der EU dazu auf, den 
IStGH, die Vollstreckung seiner 
Beschlüsse und den Kampf gegen 
Straflosigkeit bei Verbrechen nach dem 
Römischen Statut aktiv zu fördern;

67. ruft die Delegationen und 
Sonderbeauftragten der EU dazu auf, den 
IStGH, die Vollstreckung seiner 
Beschlüsse und den Kampf gegen 
Straflosigkeit bei Verbrechen nach dem 
Römischen Statut aktiv zu fördern; 
empfiehlt darüber hinaus die Verstärkung 
der finanziellen Unterstützung für den 
IStGH;

Or. en

Änderungsantrag 295
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 67 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

67a. begrüßt die Annahme des EU-
Maßnahmenkatalogs zur Förderung der 
Komplementarität und fordert den EAD 
und die Kommission auf, weitere Schritte 
für eine effektive Umsetzung einzuleiten; 
ermutigt die EU, sicherzustellen, dass die 
Unterstützung des IStGH in allen 
relevanten Bereichen der EU-
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Außenpolitik angemessen gefördert wird;

Or. en

Änderungsantrag 296
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 68

Entschließungsantrag Geänderter Text

68. fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, 
den Ersuchen des IStGH um Rechtshilfe 
und Zusammenarbeit in allen Phasen des 
Gerichtsverfahrens (Vorprüfung, 
Ermittlungen, Festnahme und 
Überstellung, Schutz der Opfer und 
Zeugen, vorläufige Haftentlassung,
Vollstreckung von Freiheitsstrafen)
nachzukommen;

68. fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, 
das Römische Statut durch Angleichung 
der nationalen Rechtsvorschriften an alle 
Verpflichtungen des Statuts vollständig 
umzusetzen und den Ersuchen des IStGH 
um Rechtshilfe und Zusammenarbeit in 
allen Phasen des Gerichtsverfahrens,
insbesondere in Bezug auf Vorprüfung, 
Ermittlungen, Festnahme und 
Überstellung, Schutz der Opfer und 
Zeugen, vorläufige Haftentlassung und
Vollstreckung von Freiheitsstrafen 
nachzukommen; bedauert, dass die an den 
Treuhandfonds für Opfer gezahlten 
Beiträge weiterhin nicht ausreichen, und 
fordert die EU-Mitgliedstaaten dazu auf, 
die für die vollständige Erfüllung seines 
Mandats notwendigen Mittel 
sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 297
Wolfgang Kreissl-Dörfler

Entschließungsantrag
Ziffer 68 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

68a. bringt seine Unterstützung für durch 
den regulären Haushalt des Gerichtshofs 
angemessen finanzierte Sensibilisierungs-
und Aufklärungsmaßnahmen zum 
Ausdruck und betont die Bedeutung 
dieser Aktivitäten für die Sicherstellung 
der Sichtbarkeit der Justiz;

Or. en

Änderungsantrag 298
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 68 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

68a. fordert die EU-Mitgliedstaaten dazu 
auf, die in Kampala beschlossenen 
Änderungen des Römischen Statuts zu 
ratifizieren und Drittstaaten zu ihrer 
Ratifizierung anzuhalten;

Or. en

Änderungsantrag 299
Eduard Kukan

Entschließungsantrag
Ziffer 68 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

68a. fordert die EU und die 
Mitgliedstaaten auf, ihre Bemühungen im 
Kampf gegen die Straflosigkeit innerhalb 
der Grenzen der EU zu verstärken; 
ermutigt sie diesbezüglich, die 
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Empfehlungen des Europäischen Netzes 
der Kontaktstellen in Bezug auf Personen, 
die für Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
verantwortlich sind, zu berücksichtigen;

Or. en

Änderungsantrag 300
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 69

Entschließungsantrag Geänderter Text

69. bekräftigt seine eindeutige Ablehnung 
der Todesstrafe und betrachtet die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe als 
Kernziel der Menschenrechtspolitik der 
EU; betont, dass sich die Todesstrafe noch 
nie als wirksames Abschreckungsmittel 
gegen Verbrechen erwiesen hat; begrüßt 
die Bemühungen der Europäischen Union 
und ihrer Mitgliedstaaten in den Vereinten 
Nationen, die im Dezember 2012 zur 
Annahme einer Entschließung der 
Generalversammlung über das Moratorium 
für die Vollstreckung der Todesstrafe 
geführt haben;

69. bekräftigt seine eindeutige Ablehnung 
der Todesstrafe und betrachtet die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe als 
Kernziel der Menschenrechtspolitik der 
EU; betont, dass sich die Todesstrafe noch 
nie als wirksames Abschreckungsmittel 
gegen Verbrechen erwiesen hat; begrüßt 
die Bemühungen der Europäischen Union 
und ihrer Mitgliedstaaten in den Vereinten 
Nationen, die im Dezember 2012 zur 
Annahme einer Entschließung der 
Generalversammlung über das Moratorium 
für die Vollstreckung der Todesstrafe 
geführt haben; begrüßt die Entscheidung 
Pakistans, das Moratorium für die 
Todesstrafe zu verlängern;

Or. en

Änderungsantrag 301
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 69
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Entschließungsantrag Geänderter Text

69. bekräftigt seine eindeutige Ablehnung 
der Todesstrafe und betrachtet die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe als 
Kernziel der Menschenrechtspolitik der 
EU; betont, dass sich die Todesstrafe noch 
nie als wirksames Abschreckungsmittel 
gegen Verbrechen erwiesen hat; begrüßt 
die Bemühungen der Europäischen Union 
und ihrer Mitgliedstaaten in den Vereinten 
Nationen, die im Dezember 2012 zur 
Annahme einer Entschließung der 
Generalversammlung über das Moratorium 
für die Vollstreckung der Todesstrafe 
geführt haben;

69. bekräftigt seine eindeutige Ablehnung 
der Todesstrafe und betrachtet die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe als 
Kernziel der Menschenrechtspolitik der 
EU; betont, dass sich die Todesstrafe noch 
nie als wirksames Abschreckungsmittel 
gegen Verbrechen erwiesen hat; begrüßt 
die Bemühungen der Europäischen Union 
und ihrer Mitgliedstaaten in den Vereinten 
Nationen, die im Dezember 2012 zur 
Annahme einer Entschließung der 
Generalversammlung über das Moratorium 
für die Vollstreckung der Todesstrafe 
geführt haben; fordert die EU auf, 
weiterhin gezielte Kampagnen gegen die 
Todesstrafe durchzuführen und ihr 
Engagement in Bezug auf Staaten, die 
daran festhalten, zu verstärken; erwartet, 
dass es im Rahmen der für das Jahr 2013 
angesetzten Überprüfung der Verordnung 
1236/2005 betreffend den Handel mit 
bestimmten Gütern, die zur Vollstreckung 
der Todesstrafe oder zu Folter verwendet 
werden könnten, angemessen konsultiert 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 302
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 69

Entschließungsantrag Geänderter Text

69. bekräftigt seine eindeutige Ablehnung 
der Todesstrafe und betrachtet die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe als 
Kernziel der Menschenrechtspolitik der 
EU; betont, dass sich die Todesstrafe noch 
nie als wirksames Abschreckungsmittel 
gegen Verbrechen erwiesen hat; begrüßt 

69. bekräftigt seine eindeutige Ablehnung 
der Todesstrafe und betrachtet die 
Umsetzung eines weltweiten Moratoriums 
für die Abschaffung der Todesstrafe als 
Kernziel der Menschenrechtspolitik der 
EU; betont, dass sich die Todesstrafe noch 
nie als wirksames Abschreckungsmittel 
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die Bemühungen der Europäischen Union 
und ihrer Mitgliedstaaten in den Vereinten 
Nationen, die im Dezember 2012 zur 
Annahme einer Entschließung der 
Generalversammlung über das Moratorium 
für die Vollstreckung der Todesstrafe 
geführt haben;

gegen Verbrechen erwiesen hat und 
unterstreicht, dass nach den verfügbaren 
Daten die Todesstrafe vor allem gegen 
benachteiligte Personen verhängt wird; 
begrüßt die Bemühungen der Europäischen 
Union und ihrer Mitgliedstaaten in den 
Vereinten Nationen, die im 
Dezember 2012 zur Annahme einer 
Entschließung der Generalversammlung 
über das Moratorium für die Vollstreckung 
der Todesstrafe geführt haben; ist jedoch 
besorgt über die Wiederaufnahme von 
Hinrichtungen in einer Reihe von 
Ländern wie insbesondere Japan;

Or. fr

Änderungsantrag 303
Joanna Senyszyn

Entschließungsantrag
Ziffer 69 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

69a. fordert die EU und die 
Mitgliedstaaten auf, ihre Bemühungen im 
Kampf gegen die Straflosigkeit innerhalb 
der Grenzen der EU unter anderem 
dadurch zu verstärken, dass sie die 
Empfehlungen des Europäischen Netzes 
der Kontaktstellen in Bezug auf Personen, 
die für Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
verantwortlich sind, verstärkt 
berücksichtigt;

Or. en

Änderungsantrag 304
Raimon Obiols
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Entschließungsantrag
Ziffer 69 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

69a. bekräftigt, dass sich die EU in dieser 
Hinsicht noch stärker engagieren und die 
Organe und die Mitgliedstaaten 
auffordern muss, ihr Engagement und 
ihren politischen Willen in dieser Sache 
aufrecht zu erhalten und zu stärken, 
damit die Todesstrafe endgültig weltweit 
abgeschafft wird;

Or. es

Änderungsantrag 305
Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 69 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

69a. unterstreicht die Bedeutung einer 
stärkeren Unterstützung bei der 
nationalen Verfolgung von schweren 
Verbrechen nach dem Völkerrecht in 
Einklang mit dem 
Komplementaritätsprinzip des Römischen 
Statuts; begrüßt die Annahme des „Joint 
Working Document on Advancing the 
Principle of Complementarity“ 
(Gemeinsames Arbeitsdokument über die 
Förderung des 
Komplementaritätsprinzips) durch die 
Kommission und den Europäischen 
Auswärtigen Dienst am 31. Januar 2013; 
fordert die Förderung und Umsetzung 
dieses Dokuments als Fahrplan zur 
Stärkung der EU-Unterstützung für die 
nationale Verfolgung von schweren 
Verbrechen nach dem Völkerrecht; ruft 
die Mitgliedstaaten auf, die Annahme 
nationaler Leitlinien zur Förderung der 
Unterstützung von 
Komplementaritätsprojekten im Rahmen 
ihrer Entwicklungshilfe in Erwägung zu 
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ziehen;

Or. en

Änderungsantrag 306
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 70

Entschließungsantrag Geänderter Text

70. bedauert die Tatsache, dass Belarus 
als einziges Land auf dem europäischen 
Kontinent an der Todesstrafe festhält; 
bekräftigt erneut, dass die Hinrichtungen 
von Dmitri Konowalow und Wladislaw 
Kowalew zutiefst bedauerlich sind; 
erneuert seinen Aufruf an Belarus, ein 
Moratorium für die Todesstrafe 
umzusetzen, das letztlich zu ihrer 
Abschaffung führen sollte;

entfällt

Or. fr

Änderungsantrag 307
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 20

Entschließungsantrag Geänderter Text

Beseitigung von Diskriminierung Beseitigung aller Arten von
Diskriminierung

Or. fr

Änderungsantrag 308
Maria Eleni Koppa
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Entschließungsantrag
Ziffer 71

Entschließungsantrag Geänderter Text

71. verweist auf die Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren sind und Anspruch auf 
alle in der Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten haben, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, sozialer 
Herkunft, Geburt oder sonstigem Stand; 
bekräftigt seine Forderung an die EU, die 
Bekämpfung von Diskriminierung und 
Intoleranz als Kernbestandteil ihrer 
Menschenrechtspolitik zu verfolgen und 
ihre Politik auf eine integrative und 
umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, 
dass die Achtung der Rechte von 
Minderheiten von entscheidender 
Bedeutung für Frieden, Entwicklung und 
Demokratie ist; begrüßt und unterstützt das 
Zusammenwirken der EU mit den 
Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;

71. verweist auf die Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren sind und Anspruch auf 
alle in der Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten haben, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, sozialer 
Herkunft, Geburt, Behinderung oder 
sonstigem Stand; bekräftigt seine 
Forderung an die EU, die Bekämpfung von 
Diskriminierung und Intoleranz als 
Kernbestandteil ihrer 
Menschenrechtspolitik zu verfolgen und 
ihre Politik auf eine integrative und 
umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, 
dass die Achtung der Rechte von 
Minderheiten von entscheidender 
Bedeutung für Frieden, Entwicklung und 
Demokratie ist; begrüßt und unterstützt das 
Zusammenwirken der EU mit den 
Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;

Or. en

Änderungsantrag 309
Jean-Pierre Audy

Entschließungsantrag
Ziffer 71

Entschließungsantrag Geänderter Text

71. verweist auf die Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und 

71. verweist auf die Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und 
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Rechten geboren sind und Anspruch auf 
alle in der Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten haben, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, sozialer 
Herkunft, Geburt oder sonstigem Stand; 
bekräftigt seine Forderung an die EU, die 
Bekämpfung von Diskriminierung und 
Intoleranz als Kernbestandteil ihrer 
Menschenrechtspolitik zu verfolgen und 
ihre Politik auf eine integrative und 
umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, 
dass die Achtung der Rechte von 
Minderheiten von entscheidender 
Bedeutung für Frieden, Entwicklung und 
Demokratie ist; begrüßt und unterstützt das 
Zusammenwirken der EU mit den 
Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;

Rechten geboren sind und Anspruch auf 
alle in der Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten haben, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Kultur, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, sozialer 
Herkunft, Geburt oder sonstigem Stand; 
bekräftigt seine Forderung an die EU, die 
Bekämpfung von Diskriminierung und 
Intoleranz als Kernbestandteil ihrer 
Menschenrechtspolitik zu verfolgen und 
ihre Politik auf eine integrative und 
umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, 
dass die Achtung der Rechte von 
Minderheiten von entscheidender 
Bedeutung für Frieden, Entwicklung und 
Demokratie ist; begrüßt und unterstützt das 
Zusammenwirken der EU mit den 
Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;

Or. fr

Änderungsantrag 310
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 71

Entschließungsantrag Geänderter Text

71. verweist auf die Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren sind und Anspruch auf
alle in der Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten haben, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, sozialer 
Herkunft, Geburt oder sonstigem Stand; 
bekräftigt seine Forderung an die EU, die 
Bekämpfung von Diskriminierung und 
Intoleranz als Kernbestandteil ihrer 
Menschenrechtspolitik zu verfolgen und 
ihre Politik auf eine integrative und 

71. verweist auf die Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren sind und Anspruch auf 
alle in der Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten haben, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, 
Kastenzugehörigkeit, sozialer Herkunft, 
Geburt oder sonstigem Stand; bekräftigt 
seine Forderung an die EU, die 
Bekämpfung von Diskriminierung und 
Intoleranz als Kernbestandteil ihrer 
Menschenrechtspolitik zu verfolgen und 



PE516.772v01-00 194/216 AM\944825DE.doc

DE

umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, 
dass die Achtung der Rechte von 
Minderheiten von entscheidender 
Bedeutung für Frieden, Entwicklung und 
Demokratie ist; begrüßt und unterstützt das 
Zusammenwirken der EU mit den 
Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;

ihre Politik auf eine integrative und 
umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, 
dass die Achtung der Rechte von 
Minderheiten von entscheidender 
Bedeutung für Frieden, Entwicklung und 
Demokratie ist; begrüßt und unterstützt das 
Zusammenwirken der EU mit den 
Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;

Or. en

Änderungsantrag 311
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 71

Entschließungsantrag Geänderter Text

71. verweist auf die Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren sind und Anspruch auf 
alle in der Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten haben, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, sozialer 
Herkunft, Geburt oder sonstigem Stand; 
bekräftigt seine Forderung an die EU, die 
Bekämpfung von Diskriminierung und 
Intoleranz als Kernbestandteil ihrer 
Menschenrechtspolitik zu verfolgen und 
ihre Politik auf eine integrative und 
umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, 
dass die Achtung der Rechte von 
Minderheiten von entscheidender 
Bedeutung für Frieden, Entwicklung und 
Demokratie ist; begrüßt und unterstützt das 
Zusammenwirken der EU mit den 
Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;

71. verweist auf die Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren sind und Anspruch auf 
alle in der Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten haben, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, sozialer 
Herkunft, Geburt, Alter oder sonstigem 
Stand; bekräftigt seine Forderung an die 
EU, die Bekämpfung von Diskriminierung 
und Intoleranz als Kernbestandteil ihrer 
Menschenrechtspolitik zu verfolgen und 
ihre Politik auf eine integrative und 
umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, 
dass die Achtung der Rechte von 
Minderheiten von entscheidender 
Bedeutung für Frieden, Entwicklung und 
Demokratie ist; begrüßt und unterstützt das 
Zusammenwirken der EU mit den 
Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;
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Or. el

Änderungsantrag 312
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 72

Entschließungsantrag Geänderter Text

72. fordert die EU auf, der 
Diskriminierung aufgrund von Formen 
der sozialen Schichtung, wie den 
Kastensystemen oder gleichartigen 
Systemen mit erblichen Ständen, 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen, da 
sie sich auf die Aussichten auf den 
gleichen Genuss der Menschenrechte 
äußerst schädlich und zum Teil 
zerstörerisch auswirken;

72. verurteilt die andauernden 
Menschenrechtsverletzungen gegenüber 
Personen, die aufgrund ihrer
Kastenzugehörigkeit diskriminiert 
werden, einschließlich der 
Grausamkeiten, die straflos an ihnen 
verübt werden, und der noch immer 
bestehenden Praxis der Unberührbarkeit; 
fordert die EU auf, dieser Form der 
Diskriminierung in den 
Menschenrechtsmaßnahmen und 
-strategien auf allen Ebenen besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken;

Or. en

Änderungsantrag 313
Alf Svensson

Entschließungsantrag
Ziffer 72

Entschließungsantrag Geänderter Text

72. fordert die EU auf, der Diskriminierung 
aufgrund von Formen der sozialen 
Schichtung, wie den Kastensystemen oder 
gleichartigen Systemen mit erblichen 
Ständen, besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen, da sie sich auf die Aussichten auf 
den gleichen Genuss der Menschenrechte 
äußerst schädlich und zum Teil 
zerstörerisch auswirken;

72. fordert die EU auf, der Diskriminierung 
aufgrund von Formen der sozialen 
Schichtung, wie den Kastensystemen oder 
gleichartigen Systemen mit erblichen 
Ständen, besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen, da sie sich auf die Aussichten auf 
den gleichen Genuss der Menschenrechte 
äußerst schädlich und zum Teil 
zerstörerisch auswirken; ist der Ansicht, 
dass die Länder, in denen das 
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Kastenwesen noch immer existiert, mit 
Nachdruck dazu aufgefordert werden 
sollen, dieses zu verbieten und dafür zu 
sorgen, dass die gegen das Kastenwesen 
erlassenen Gesetze tatsächlich umgesetzt 
werden.

Or. sv

Änderungsantrag 314
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Laima Liucija 
Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 20 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Gedanken-, Gewissens-, Religions- oder 
Weltanschauungsfreiheit
(Diese Zwischenüberschrift sollte zwischen 
Ziffer 72 und Ziffer 73 platziert werden)

Or. en

Änderungsantrag 315
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Laima Liucija 
Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Ziffer 73

Entschließungsantrag Geänderter Text

73. betont, dass das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder 
Weltanschauungsfreiheit gemäß Artikel 18 
der Allgemeinen Menschenrechtserklärung 
und anderen internationalen 
Menschenrechtsinstrumenten ein 
grundlegendes Menschenrecht ist und das 
Recht umfasst, zu glauben oder nicht zu 
glauben, sowie das Recht, eine 
selbstgewählte Weltanschauung 

73. betont, dass das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder 
Weltanschauungsfreiheit gemäß Artikel 18 
der Allgemeinen Menschenrechtserklärung 
und anderen internationalen 
Menschenrechtsinstrumenten ein 
grundlegendes Menschenrecht ist, das in 
Zusammenhang mit anderen 
Menschenrechten und Grundfreiheiten 
steht, und das Recht, zu glauben oder nicht 
zu glauben, die Freiheit, einen 
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anzunehmen, zu ändern oder aufzugeben; theistischen, nichttheistischen oder 
atheistischen Glauben privat oder 
öffentlich, allein oder in Gemeinschaft 
mit anderen zu praktizieren sowie das 
Recht, eine selbstgewählte 
Weltanschauung anzunehmen, zu ändern 
oder aufzugeben, umfasst; fordert die EU 
auf, das Recht auf Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit in 
internationalen und regionalen Foren 
und in bilateralen Beziehungen mit 
Drittländern zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 316
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 73

Entschließungsantrag Geänderter Text

73. betont, dass das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder 
Weltanschauungsfreiheit gemäß 
Artikel 18 der Allgemeinen 
Menschenrechtserklärung und anderen 
internationalen 
Menschenrechtsinstrumenten ein 
grundlegendes Menschenrecht ist und das 
Recht umfasst, zu glauben oder nicht zu 
glauben, sowie das Recht, eine 
selbstgewählte Weltanschauung 
anzunehmen, zu ändern oder aufzugeben;

73. betont, dass das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit gemäß 
Artikel 18 der Allgemeinen 
Menschenrechtserklärung und anderen 
internationalen 
Menschenrechtsinstrumenten ein 
grundlegendes Menschenrecht ist und das 
Recht umfasst, zu glauben oder nicht zu 
glauben, sowie das Recht, eine 
selbstgewählte Weltanschauung 
anzunehmen, zu ändern oder aufzugeben;

Or. en

Änderungsantrag 317
Jean-Pierre Audy

Entschließungsantrag
Ziffer 73
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Entschließungsantrag Geänderter Text

73. betont, dass das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder 
Weltanschauungsfreiheit gemäß Artikel 18 
der Allgemeinen Menschenrechtserklärung 
und anderen internationalen 
Menschenrechtsinstrumenten ein 
grundlegendes Menschenrecht ist und das 
Recht umfasst, zu glauben oder nicht zu 
glauben, sowie das Recht, eine 
selbstgewählte Weltanschauung 
anzunehmen, zu ändern oder aufzugeben;

73. betont, dass das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder 
Weltanschauungsfreiheit gemäß Artikel 18 
der Allgemeinen Menschenrechtserklärung 
und anderen internationalen 
Menschenrechtsinstrumenten ein 
grundlegendes Menschenrecht ist und das 
Recht umfasst, zu glauben oder nicht zu 
glauben, sowie das Recht, eine 
selbstgewählte Weltanschauung oder 
Überzeugung anzunehmen, zu ändern,
aufzugeben oder erneut anzunehmen;

Or. fr

Änderungsantrag 318
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 73 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

73a. erinnert daran, dass das Recht auf 
Wehrdienstverweigerung eine legitime 
Ausübung des Rechts auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit darstellt 
und fordert den EAD und die 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die 
Länder, die ein System der allgemeinen 
Wehrpflicht besitzen, aufzufordern, einen 
alternativen Dienst mit nicht 
kämpferischer oder ziviler Natur im 
öffentlichen Interesse und ohne 
Sanktionscharakter zu ermöglichen und 
davon abzusehen, Wehrdienstverweigerer, 
etwa durch die Verhängung von 
Freiheitsstrafen, zu bestrafen, wenn sie 
den Wehrdienst nicht leisten;

Or. en
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Änderungsantrag 319
Jean-Pierre Audy

Entschließungsantrag
Ziffer 74

Entschließungsantrag Geänderter Text

74. verurteilt aufs Schärfste 
Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und 
Tötungen aus Gründen der Religion oder 
Weltanschauung, unabhängig davon, wo 
oder von wem sie vertreten werden; ist 
überaus besorgt über die Gefahr, die mit 
dem wachsenden Sektierertum entlang 
religiöser Linien in Ländern wie Ägypten 
und Syrien einhergeht, da dieses ein 
Hindernis für dauerhaften Frieden und 
Versöhnung darstellt;

74. verurteilt aufs Schärfste 
Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und 
Tötungen aus Gründen der Religion oder 
Weltanschauung, unabhängig davon, wo 
oder von wem sie vertreten werden; ist 
überaus besorgt über die Gefahr, die mit 
dem wachsenden Sektierertum entlang
religiöser Linien in bestimmten Ländern 
einhergeht, da dieses ein Hindernis für 
dauerhaften Frieden und Versöhnung 
darstellt; verurteilt mit äußerster Schärfe 
jede Art von Diskriminierung, Intoleranz, 
Gewalt und Hinrichtungen in Bezug auf 
insbesondere die religiösen Minderheiten;

Or. fr

Änderungsantrag 320
Sari Essayah

Entschließungsantrag
Ziffer 74

Entschließungsantrag Geänderter Text

74. verurteilt aufs Schärfste 
Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und 
Tötungen aus Gründen der Religion oder 
Weltanschauung, unabhängig davon, wo 
oder von wem sie vertreten werden; ist 
überaus besorgt über die Gefahr, die mit 
dem wachsenden Sektierertum entlang 
religiöser Linien in Ländern wie Ägypten 
und Syrien einhergeht, da dieses ein 
Hindernis für dauerhaften Frieden und 

74. verurteilt aufs Schärfste 
Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und 
Tötungen aus Gründen der Religion oder 
Weltanschauung, unabhängig davon, wo 
oder von wem sie vertreten werden; ist 
überaus besorgt über die schwache 
Stellung christlicher Minderheiten in 
zahlreichen Ländern oder Regionen, in 
denen der Staat oder die Mehrheit der 
Bevölkerung einer anderen Religion 
angehört oder atheistisch ist, und 
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Versöhnung darstellt; besonders über die zunehmenden 
Bestrebungen, Konflikte eines aus 
Gründen der Religion geteilten Volkes mit 
Gewalt sowie Diskriminierung und 
Verfolgung religiöser Minderheiten zu 
lösen, wie beispielsweise in Ägypten und 
Syrien, da dieses ein Hindernis für 
dauerhaften Frieden und Versöhnung 
darstellt;

Or. fi

Änderungsantrag 321
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Laima Liucija 
Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Ziffer 74

Entschließungsantrag Geänderter Text

74. verurteilt aufs Schärfste 
Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und 
Tötungen aus Gründen der Religion oder 
Weltanschauung, unabhängig davon, wo 
oder von wem sie vertreten werden; ist 
überaus besorgt über die Gefahr, die mit 
dem wachsenden Sektierertum entlang 
religiöser Linien in Ländern wie Ägypten 
und Syrien einhergeht, da dieses ein 
Hindernis für dauerhaften Frieden und 
Versöhnung darstellt;

74. verurteilt aufs Schärfste 
Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und 
Tötungen aus Gründen der Religion oder 
Weltanschauung, unabhängig davon, wo 
oder von wem sie vertreten werden; ist 
überaus besorgt über die Gefahr, die mit 
dem wachsenden Sektierertum entlang 
religiöser Linien in Ländern wie Ägypten 
und Syrien einhergeht, da dieses ein 
Hindernis für dauerhaften Frieden und 
Versöhnung darstellt; ist darüber hinaus 
besorgt über die zunehmende 
Feindseligkeit der Regierungen und 
Gesellschaften in vielen islamischen 
Ländern und Zentralasien sowie über die 
bedauerliche Situation in Nordkorea, da 
religiösen Minderheiten oder 
Glaubensgemeinschaften in diesen 
Ländern die Freiheit der 
Religionsausübung sowie die Freiheit, 
ihren Glauben oder ihre Weltanschauung 
öffentlich zum Ausdruck zu bringen, 
weiterhin verwehrt wird; ist ferner besorgt 
darüber, dass die Feindseligkeit der 
Gesellschaft und Angriffe auf Religions-
oder Glaubensgemeinschaften mit vielen 
Toten und Verletzten zunehmen; weist 
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darauf hin, dass Straflosigkeit und der 
mangelnde Schutz für Religions- und 
Glaubensgemeinschaften, die in der 
Minderheit sind, weiterhin Anlass zur 
Besorgnis geben;

Or. en

Änderungsantrag 322
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Ziffer 74

Entschließungsantrag Geänderter Text

74. verurteilt aufs Schärfste 
Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und 
Tötungen aus Gründen der Religion oder 
Weltanschauung, unabhängig davon, wo 
oder von wem sie vertreten werden; ist 
überaus besorgt über die Gefahr, die mit 
dem wachsenden Sektierertum entlang 
religiöser Linien in Ländern wie Ägypten 
und Syrien einhergeht, da dieses ein 
Hindernis für dauerhaften Frieden und 
Versöhnung darstellt;

74. verurteilt aufs Schärfste 
Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und 
Tötungen aus Gründen der Religion oder 
Weltanschauung, unabhängig davon, wo 
oder von wem sie vertreten werden; ist 
überaus besorgt über die Gefahr, die mit 
dem wachsenden Sektierertum entlang 
religiöser Linien in Ländern wie Ägypten 
und Syrien einhergeht, da dieses ein 
Hindernis für dauerhaften Frieden und 
Versöhnung darstellt; verurteilt in diesem 
Kontext die Gewaltakte und Morde, die in 
diesen Ländern an Christen verübt 
werden, und ist zutiefst beunruhigt 
angesichts ihrer sich zunehmend 
verschlechternden Lage;

Or. pl

Änderungsantrag 323
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 74 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

74a. unterstützt den Gedanken, eine 
Verstärkung der Bemühungen in 
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Betracht zu ziehen, um die Einhaltung 
des Grundrechts auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit in der 
Welt als eine Priorität der 
Menschenrechtsinitiativen im Rahmen 
des auswärtigen Handelns der EU zu 
verbessern;

Or. en

Änderungsantrag 324
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Laima Liucija 
Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Ziffer 74 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

74a. spricht sich gegen sämtliche 
Rechtsvorschriften aus, nach denen 
Menschen für eine Änderung ihrer 
Religion oder Weltanschauung bestraft 
werden; drückt seine tiefe Besorgnis 
darüber aus, dass Menschen in 
bestimmten Ländern aufgrund solcher 
Rechtsvorschriften eine Freiheits- oder 
sogar die Todesstrafe droht; ist außerdem 
besorgt darüber, dass Menschen, die ihre 
Religion verlassen oder geändert haben, 
Opfer feindseliger Handlungen der 
Gesellschaft werden, so z. B. von Gewalt 
oder Einschüchterung; spricht sich gegen 
Gesetze aus, nach denen Äußerungen 
bestraft werden, die als blasphemisch, 
diffamierend oder beleidigend für eine 
Religion, religiöse Symbole, Figuren oder 
Gefühle erachtet werden; weist darauf 
hin, dass diese Gesetze nicht mit den 
international anerkannten 
Menschenrechtsstandards im Einklang 
stehen; verurteilt die Gesetzesvorschriften 
zur Blasphemie in Afghanistan, 
Bangladesch, Ägypten, Pakistan und 
Saudi-Arabien, nach denen 
Freiheitsstrafen und die Todesstrafe 
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verhängt werden können;

Or. en

Änderungsantrag 325
Laima Liucija Andrikienė, Margrete Auken, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher

Entschließungsantrag
Ziffer 74 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

74a. begrüßt die kürzlich erfolgte 
Aufforderung des EIDHR zur 
Einreichung von Vorschlägen, in denen 
Aktionen der Zivilgesellschaft zur 
Bekämpfung von Diskriminierung 
aufgrund der Religion oder der 
Weltanschauung Priorität eingeräumt 
wird und diese unterstützt werden; 
ermutigt die EU, integrative Bemühungen 
um einen Dialog und Zusammenarbeit 
zwischen den Kulturen und 
Glaubensrichtungen auf verschiedenen 
Ebenen unter Einbeziehung der Führer 
der Gemeinschaften, von Frauen, 
Jugendlichen und Vertretern ethnischer 
Minderheiten zu unterstützen, und fordert 
die EU und die Mitgliedstaaten auf, 
Beihilferegelungen für den Schutz und 
die Förderung der Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit in Ländern, in 
denen dieses Recht am meisten in Gefahr 
ist, zu entwickeln, um die 
Friedenskonsolidierung und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
fördern;

Or. en

Änderungsantrag 326
Konrad Szymański
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Entschließungsantrag
Ziffer 74 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

74b. ruft den Europäischen Auswärtigen 
Dienst auf, in Bezug auf nicht 
hinnehmbare Phänomene wie 
Zwangskonvertierung und 
Kriminalisierung von Fällen sogenannter 
Apostasie sowie in Bezug auf die 
Instrumentalisierung der Blasphemie-
Gesetze zu Zwecken der Verfolgung 
religiöser Minderheiten besonders 
wachsam zu sein;

Or. en

Änderungsantrag 327
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Laima Liucija 
Andrikienė, Hannu Takkula, Pat the Cope Gallagher, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Ziffer 74 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

74b. begrüßt das Engagement der EU bei 
der Förderung des Rechts auf Religions-
und Weltanschauungsfreiheit im Rahmen 
internationaler und regionaler Foren, 
einschließlich der Vereinten Nationen, 
der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE), des 
Europarats und anderer regionaler 
Mechanismen; ermutigt die EU, weiterhin 
ihre jährliche Resolution zur Religions-
und Weltanschauungsfreiheit auf der VN-
Generalversammlung einzubringen und 
das Mandat des VN-
Sonderberichterstatters für Religions- und 
Glaubensfreiheit weiterhin zu 
unterstützen;

Or. en
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Änderungsantrag 328
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 74 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

74c. macht auf die mit dem betreffenden 
Recht in Verbindung stehenden 
grundlegenden Aspekte aufmerksam, wie 
die Notwendigkeit einer Stärkung der 
kollektiven Dimension der 
Religionsfreiheit zum Zweck der 
vollständigen Einbeziehung ihrer sozialen 
und institutionellen Dimension, und das 
uneingeschränkte Recht von Eltern, ihre 
Kinder wie im Völkerrecht vorgesehen 
nach ihren religiösen Überzeugungen zu 
erziehen;

Or. en

Änderungsantrag 329
Cornelis de Jong, Peter van Dalen, Marian Harkin, László Tőkés, Margrete Auken

Entschließungsantrag
Ziffer 74 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

74c. begrüßt die kürzlich erfolgte 
Aufforderung des EIDHR zur 
Einreichung von Vorschlägen, in denen 
Aktionen der Zivilgesellschaft zur 
Bekämpfung von Diskriminierung 
aufgrund der Religion oder der 
Weltanschauung Priorität eingeräumt 
wird und diese unterstützt werden; 
ermutigt die EU, integrative Bemühungen 
um einen Dialog und Zusammenarbeit 
zwischen den Kulturen und 
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Glaubensrichtungen auf verschiedenen 
Ebenen unter Einbeziehung der Führer 
der Gemeinschaften, von Frauen, 
Jugendlichen und Vertretern ethnischer 
Minderheiten zu unterstützen, und fordert 
die EU und die Mitgliedstaaten auf, 
Regelungen für Beihilfen geringen 
Umfangs für den Schutz und die 
Förderung der Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit in Ländern, in 
denen dieses Recht am meisten in Gefahr 
ist, zu entwickeln, um die 
Friedenskonsolidierung und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
fördern;

Or. en

Änderungsantrag 330
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 75

Entschließungsantrag Geänderter Text

75. bringt seine umfassende Unterstützung 
für die Arbeit der VN zur Wahrung der 
Rechte und Teilhabe von Frauen zum 
Ausdruck; unterstützt die Umsetzung des 
EU-Aktionsplans zur Gleichstellung der 
Geschlechter und Teilhabe von Frauen in 
der Entwicklungszusammenarbeit; ruft die 
EU-Delegationen dazu auf, spezielle 
Maßnahmen zur Rolle der Außenhilfe und 
der Entwicklungszusammenarbeit in ihren 
lokalen Strategien zur Anwendung der EU-
Leitlinien betreffend Gewalt gegen Frauen 
und die Bekämpfung aller Formen der 
Diskriminierung von Frauen einzuführen;

75. bringt seine umfassende Unterstützung 
für die Arbeit der VN zur Wahrung der 
Rechte und Teilhabe von Frauen zum 
Ausdruck; fordert die EU auf, eine 
gezielte Kampagne zur politischen und 
wirtschaftlichen Teilhabe von Frauen zu 
starten und Initiativen gegen 
geschlechtsbezogene Gewalt und 
Frauenmorde zu unterstützten; unterstützt 
die Umsetzung des EU-Aktionsplans zur 
Gleichstellung der Geschlechter und 
Teilhabe von Frauen in der 
Entwicklungszusammenarbeit; ruft die EU-
Delegationen dazu auf, spezielle 
Maßnahmen zur Rolle der Außenhilfe und 
der Entwicklungszusammenarbeit in ihren 
lokalen Strategien zur Anwendung der EU-
Leitlinien betreffend Gewalt gegen Frauen 
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und die Bekämpfung aller Formen der 
Diskriminierung von Frauen einzuführen;

Or. en

Änderungsantrag 331
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 75

Entschließungsantrag Geänderter Text

75. bringt seine umfassende Unterstützung 
für die Arbeit der VN zur Wahrung der 
Rechte und Teilhabe von Frauen zum 
Ausdruck; unterstützt die Umsetzung des 
EU-Aktionsplans zur Gleichstellung der 
Geschlechter und Teilhabe von Frauen in 
der Entwicklungszusammenarbeit; ruft die 
EU-Delegationen dazu auf, spezielle 
Maßnahmen zur Rolle der Außenhilfe und 
der Entwicklungszusammenarbeit in ihren 
lokalen Strategien zur Anwendung der EU-
Leitlinien betreffend Gewalt gegen Frauen 
und die Bekämpfung aller Formen der 
Diskriminierung von Frauen einzuführen;

75. bringt seine umfassende Unterstützung 
für die Arbeit der VN zur Wahrung der 
Rechte und Teilhabe von Frauen zum 
Ausdruck; unterstützt die Umsetzung des 
EU-Aktionsplans zur Gleichstellung der 
Geschlechter und Teilhabe von Frauen in 
der Entwicklungszusammenarbeit; ruft die 
EU-Delegationen dazu auf, spezielle 
Maßnahmen zur Rolle der Außenhilfe und 
der Entwicklungszusammenarbeit in ihren 
lokalen Strategien zur Anwendung der EU-
Leitlinien betreffend Gewalt gegen Frauen 
und die Bekämpfung aller Formen der 
Diskriminierung von Frauen einzuführen; 
ist der Ansicht, dass die Gewalt gegenüber 
Frauen ebenso auf psychologischer 
Ebene durch die Gegebenheit eines 
Dominanzverhältnisses in der 
Gesellschaft und durch die Verbreitung 
von erniedrigenden Bildern von Frauen 
zum Ausdruck kommt; betont, dass sich 
die Rolle der Kommission sowie der 
Mitgliedstaaten in diesem Bereich sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der 
Europäischen Union nicht auf die 
Bekämpfung von Gewalt gegenüber 
Frauen in jeglicher Form beschränken 
darf: also physischer, psychischer, 
sozialer und wirtschaftlicher Art, und 
dass der nicht nach Geschlechtern 
differenzierten Erziehung von Jungen 
und Mädchen ab dem jüngsten Alter 
sowie der Bekämpfung von 
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Geschlechterstereotypen Vorrang 
einzuräumen ist;

Or. fr

Änderungsantrag 332
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 75

Entschließungsantrag Geänderter Text

75. bringt seine umfassende Unterstützung 
für die Arbeit der VN zur Wahrung der 
Rechte und Teilhabe von Frauen zum 
Ausdruck; unterstützt die Umsetzung des 
EU-Aktionsplans zur Gleichstellung der 
Geschlechter und Teilhabe von Frauen in 
der Entwicklungszusammenarbeit; ruft die 
EU-Delegationen dazu auf, spezielle 
Maßnahmen zur Rolle der Außenhilfe und 
der Entwicklungszusammenarbeit in ihren 
lokalen Strategien zur Anwendung der EU-
Leitlinien betreffend Gewalt gegen Frauen 
und die Bekämpfung aller Formen der 
Diskriminierung von Frauen einzuführen;

75. bringt seine umfassende Unterstützung 
für die Arbeit der VN zur Wahrung der 
Rechte und Teilhabe von Frauen zum 
Ausdruck; unterstützt die Umsetzung des 
EU-Aktionsplans zur Gleichstellung der 
Geschlechter und Teilhabe von Frauen in 
der Entwicklungszusammenarbeit; ruft die 
EU-Delegationen dazu auf, spezielle 
Maßnahmen zur Rolle der Außenhilfe und 
der Entwicklungszusammenarbeit in ihren 
lokalen Strategien zur Anwendung der EU-
Leitlinien betreffend Gewalt gegen Frauen 
und die Bekämpfung aller Formen der 
Diskriminierung von Frauen und jeglicher 
Form des Zwanges wie beispielsweise der 
Zwangsehen einzuführen;

Or. el

Änderungsantrag 333
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 75 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

75a. bekundet seine ernsthafte Sorge über 
das Problem von Vergewaltigungen; 
verurteilt den verbreiteten Einsatz der 
Vergewaltigung als Kriegswaffe, 
insbesondere in der Region der Großen 
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Seen; bedauert das überaus hohe Maß an 
Straflosigkeit für Vergewaltiger in 
Ländern wie Indien und Pakistan;

Or. en

Änderungsantrag 334
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 75 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

75a. weist mit Dringlichkeit auf die 
Situation von Frauen hin, die vor 
Zwangsehen, der Verstümmelung ihrer 
Töchter, Androhungen von Ehrenmord, 
Menschenhandel oder anderen Arten der 
Gewalt auf der Flucht sind, auf dem 
Boden der Europäischen Union kein 
Asylrecht erhalten können und denen 
daher die Abschiebung droht; fordert die 
Union und ihre Mitgliedstaaten auf, allen 
Frauen, die Opfer von Gewalt sind, eine 
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen;

Or. fr

Änderungsantrag 335
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 75 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

75b. fordert die EU auf, die reproduktiven 
Rechte stärker zu schützen, und betont, 
dass diese Maßnahmen im Zentrum der 
Entwicklungszusammenarbeit mit 
Drittländern stehen müssen; verurteilt 
vehement die schändliche Praxis der 



PE516.772v01-00 210/216 AM\944825DE.doc

DE

Genitalverstümmelung bei Frauen in 
bestimmten Teilen Afrikas, Ehrenmorde, 
geschlechtsbedingte Abtreibung und 
Zwangsheirat; erinnert an die wichtigen 
Schlussfolgerungen der Konferenz in 
Kairo (ICPD);

Or. en

Änderungsantrag 336
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 75 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

75c. unterstützt die Initiative „Education 
First“ (Bildung zuerst) des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen, 
da der Zugang zu Bildung den Schutz vor 
Gefahren für die Zukunft von Mädchen, 
wie Frühheirat und Schwangerschaft, 
HIV, Armut, häusliche und sexuelle 
Gewalt, erhöht und außerdem die Kinder-
und Müttersterblichkeit verringert;

Or. en

Änderungsantrag 337
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 76 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

76a. fordert die EU auf, dem Kampf 
gegen Menschhandel Priorität 
einzuräumen; betont, dass beim Kampf 
gegen den Menschhandel sowohl interne 
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als auch externe Aspekte berücksichtigt 
werden müssen; ermutigt die 
Mitgliedstaaten der EU, die EU-Richtlinie 
(2011/36/EU) und die Strategie der EU 
zur Beseitigung des Menschenhandels 
2012-2016 umzusetzen;

Or. en

Änderungsantrag 338
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 77

Entschließungsantrag Geänderter Text

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den 
Rechten des Kindes mit Schwerpunkt 
Gewalt gegen Kinder; sieht der wirksamen 
Umsetzung der integrierten EU-Strategie 
zur Beseitigung des Menschenhandels 
2012-2016, in der Kinderarbeit als eine der 
Grundursachen für den Menschenhandel 
bezeichnet wird, mit Interesse entgegen;

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den 
Rechten des Kindes mit Schwerpunkt 
Gewalt gegen Kinder; fordert die 
universelle Ratifizierung des VN-
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes; sieht der wirksamen Umsetzung 
der integrierten EU-Strategie zur 
Beseitigung des Menschenhandels 2012-
2016, in der Kinderarbeit als eine der 
Grundursachen für den Menschenhandel 
bezeichnet wird, mit Interesse entgegen; 
betont die Tatsache, dass Kinder und 
Heranwachsende nur Arbeiten verrichten 
sollten, die ihre Gesundheit und 
persönliche Entwicklung nicht 
beeinträchtigen;

Or. en

Änderungsantrag 339
Jean Roatta

Entschließungsantrag
Ziffer 77
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Entschließungsantrag Geänderter Text

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den 
Rechten des Kindes mit Schwerpunkt 
Gewalt gegen Kinder; sieht der wirksamen 
Umsetzung der integrierten EU-Strategie 
zur Beseitigung des Menschenhandels 
2012-2016, in der Kinderarbeit als eine der 
Grundursachen für den Menschenhandel 
bezeichnet wird, mit Interesse entgegen;

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den 
Rechten des Kindes mit Schwerpunkt 
Gewalt gegen Kinder, Rekrutierung von 
Kindern in bewaffneten Gruppen oder zur 
Zwangsarbeit, zum Beispiel in den 
Goldminen; sieht der wirksamen 
Umsetzung der integrierten EU-Strategie 
zur Beseitigung des Menschenhandels 
2012-2016, in der Kinderarbeit als eine der 
Grundursachen für den Menschenhandel 
bezeichnet wird, mit Interesse entgegen;

Or. fr

Änderungsantrag 340
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 77

Entschließungsantrag Geänderter Text

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den 
Rechten des Kindes mit Schwerpunkt 
Gewalt gegen Kinder; sieht der wirksamen 
Umsetzung der integrierten EU-Strategie 
zur Beseitigung des Menschenhandels 
2012-2016, in der Kinderarbeit als eine 
der Grundursachen für den 
Menschenhandel bezeichnet wird, mit 
Interesse entgegen;

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den 
Rechten des Kindes mit Schwerpunkt 
Gewalt gegen Kinder;

Or. en

Änderungsantrag 341
Mikael Gustafsson, Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 77
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Entschließungsantrag Geänderter Text

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den 
Rechten des Kindes mit Schwerpunkt 
Gewalt gegen Kinder; sieht der wirksamen 
Umsetzung der integrierten EU-Strategie 
zur Beseitigung des Menschenhandels 
2012-2016, in der Kinderarbeit als eine der 
Grundursachen für den Menschenhandel 
bezeichnet wird, mit Interesse entgegen;

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den 
Rechten des Kindes mit Schwerpunkt 
Gewalt gegen Kinder und Beendigung von 
Kinderheiraten; sieht der wirksamen 
Umsetzung der integrierten EU-Strategie 
zur Beseitigung des Menschenhandels 
2012-2016, in der Kinderarbeit als eine der 
Grundursachen für den Menschenhandel 
bezeichnet wird, mit Interesse entgegen;

Or. en

Änderungsantrag 342
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 77 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

77a. spricht sich vehement gegen das 
Problem der Kindersoldaten aus; fordert, 
dass die Kommission und der EAD einen 
Vorschlag für ihre Entwaffnung 
ausarbeiten; betont die Bedeutung ihrer 
Rehabilitierung und 
Wiedereingliederung, wobei die Rechte 
des Kindes generell in den Mittelpunkt 
des auswärtigen Handelns der EU gestellt 
werden sollten;

Or. en

Änderungsantrag 343
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 77 b (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

77b. fordert die EU auf, dem 
zunehmenden Problem der Behauptungen 
über Hexenkinder in verschiedenen 
Ländern, hauptsächlich in den 
afrikanischen Ländern südlich der 
Sahara, Aufmerksamkeit zu schenken, die 
verheerende Folgen für die angeklagten 
Kinder haben; unterstreicht, dass es einer 
systematischen und gemeinsamen 
Untersuchung des Problems bedarf, das 
sich durch den Mangel an konkreten 
Daten sowohl in Bezug auf die Vorfälle 
als auch in Bezug auf die Gründe, die zu 
diesen Arten des Kindesmissbrauchs 
führen, auszeichnet; fordert, dass das 
Problem im Rahmen der mit den 
betroffenen Ländern stattfindenden 
Menschenrechtsdialoge behandelt wird;

Or. en

Änderungsantrag 344
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Neue Zwischenüberschrift nach Ziffer 78

Entschließungsantrag Änderungsantrag

Europäisches Parlament

Or. en

Änderungsantrag 345
Barbara Lochbihler
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 78 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

78a. erinnert an seine früheren 
Empfehlungen zur Verbesserung der 
eigenen Verfahren in Bezug auf 
Menschenrechtsfragen und zur 
Verstärkung seiner Bemühungen um die 
effektive Einbindung der Menschenrechte 
in die eigenen Strukturen und Prozesse; 
bedauert, dass hinsichtlich der 
Plenardebatten und Entschließungen zu
Menschenrechtsverletzungen, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit sowie ihrer 
Folgemaßnahmen keine Verbesserungen 
erzielt wurden; begrüßt die Bemühungen 
zur Verbesserung der Zusammenarbeit 
mit den nationalen Parlamenten der 
Mitgliedstaaten in 
Menschenrechtsfragen;

Or. en

Änderungsantrag 346
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 79

Entschließungsantrag Geänderter Text

79. beauftragt seinen Präsidenten, diese 
Entschließung an den Rat, die Kommission 
und den Europäischen Auswärtigen Dienst, 
an die Regierungen und Parlamente der 
Mitgliedstaaten und der Kandidatenländer, 
an die Vereinten Nationen und den 
Europarat sowie an die Regierungen der in 
dieser Entschließung genannten Länder 
und Gebiete zu übermitteln.

79. beauftragt seinen Präsidenten, diese 
Entschließung an den Rat, die Kommission 
und den Europäischen Auswärtigen Dienst, 
an die Regierungen und Parlamente der 
Mitgliedstaaten und der Kandidatenländer, 
an den EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte, die Vereinten Nationen 
und den Europarat sowie an die 
Regierungen der in dieser Entschließung 
genannten Länder und Gebiete zu 
übermitteln.

Or. en
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Änderungsantrag 347
Leonidas Donskis, Kristiina Ojuland

Entschließungsantrag
Ziffer 79

Entschließungsantrag Geänderter Text

79. beauftragt seinen Präsidenten, diese 
Entschließung an den Rat, die Kommission 
und den Europäischen Auswärtigen Dienst, 
an die Regierungen und Parlamente der 
Mitgliedstaaten und der Kandidatenländer, 
an die Vereinten Nationen und den 
Europarat sowie an die Regierungen der in 
dieser Entschließung genannten Länder 
und Gebiete zu übermitteln.

79. beauftragt seinen Präsidenten, diese 
Entschließung an den Rat, die Kommission 
und den Europäischen Auswärtigen Dienst, 
an die Vizepräsidentin der 
Kommission/Hohe Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik, den 
EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte, an die Regierungen und 
Parlamente der Mitgliedstaaten und der 
Kandidatenländer, an die Vereinten 
Nationen und den Europarat sowie an die 
Regierungen der in dieser Entschließung 
genannten Länder und Gebiete zu 
übermitteln.

Or. en


